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• 

Bekanntmachung 
der Neufassung der 

Gemeindewahlordnung 

Vom 1. Dezember 1983 

Nachstehend wird der Wortlaut der Gemeindewahl­
ordnung vom 15. September 1977 (GVBI S. 612) in der 
ab 1. Dezember 1983 geltenden Fassung bekanntge­
macht. 

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen 
durch die Verordnung vom 17. November 1983 (GVBI 
S. 1020). 

München, den 1. Dezember 1983 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Karl Hili e r m eie r , Staatsminister 
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Wahlordnung 
für die Gemeinde- und 

Landkreiswahlen 
(Gemeindewahlordnung- GWO) 

in der Fassung 
der Bekanntmachung 
vom 1. Dezember 1983 

Auf Grund von Art. 41 des Gemeindewahlgesetzes 
(GWG) und Art. 10 des Landkreiswahlgesetzes 
(LKrWG) erläßt das Bayerische Staatsministerium 
des Innern folgende Wahlordnung: 

§ 1 

§ 2 

§ 3 

§ 4 

§ 5 
§ 6 
§ 7 
§ 8 

§ 9 
§ 10 

§11 

§ 12 

§ 13 

§ 14 

§ 15 

§ 16 
§ 17 

Inhaltsübersicht 

Erster Teil 

Vorbereitung der Wahl 

1. Abschnitt 

Begriff des Aufenthalts und der 
Hauptwohnung; 

AnIegung der Wählerlisten und 
Wahlkarteien 

Begriff des Aufenthalts und der Hauptwohnung 

AnIegung der Wählerlisten 

Mitteilungspflicht der Gemeinden 

Wahlkartei 

2. Abschnitt 

Auslegung der Wählerlisten; 
Beschwerden; 

Änderung und Abschluß der 
Wählerlisten 

Auslegung der Wählerlisten 
Beschwerden gegen die Wählerlißten 
Änderungen in den Wählerlisten 

Abschluß der Wählerlisten und Wahlkarteien 

3. Abschnitt 

Wahlscheine und Briefwahlunterlagen 

Wahlscheinanträge 

Ausstellung von Wahlscheinen, zuständige Behörde; 
Frist 

Wahl mit Wahlschein 

Briefwahlunterlagen 

4. Abschnitt 

Wahlleiter und Wahlausschüsse 

Wahlleiter, Stellvertretung 

Bildung der Wahlausschüsse 

Beschlüsse der Wahlausschüsse 

Sitzungen der Wahlausschüsse 
Niederschriften über die Wahlausschußsitzungen 

5. Abschnitt 

Stimmbezirke 

§ 18 Abgrenzung der Stimmbezirke 

§ 19 Sonderbestimmungen für Kranken- und Pflegean­
stalten 

6. Abschnitt 

Wahlvorsteher und Wahlvorstände 

§ 20 Bestimmung der Wahlvorsteher 
§ 21 Bildung des Wahlvorstands 

§ 22 Tätigkeit des Wahlvorstands 

§ 23 
§ 24 
§ 25 

7. Abschnitt 

Abstimmungsräume, Wahlurnen, 
Schutzvorrichtungen 

Abstimmungsräume 
Wahlurnen 

Abstimmungsschutzvorrichtungen 

8. Abschnitt 

Stimmzettel 

§ 26 Äußere Beschaffenheit der Stimmzettel 

§ 27 Herstellung der Stimmzettel und der Briefwahlunter­
lagen 

9. Abschnitt 

Dauer der Abstimmung, Abstimmungs­
bekanntmachung 

§ 28 Dauer der Abstimmung 

§ 29 Abstimmungsbekanntmachung 

Zweiter Teil 

Wahlvorschläge 
§ 30 Aufforderung zur Einreichung der Wahlvorschläge 
§ 31 

§ 32 

§ 33 
§34 

§ 35 

§ 36 
§ 37 

§ 38 

§ 39 

§ 40 

§ 41 

§ 42 
§ 43 

Einreichung der Wahlvorschläge 

Aufstellung der Wahlvorschläge zur Wahl des Gemein­
derats und des Kreistags 
Anzahl der Bewerber 

Inhalt der Wahlvorschläge 

Wahlvorschläge zur Wahl des ersten Bürgermeisters 
und des Landrats 

Verbindung von Wahlvorschlägen (Listenverbindung) 

Nachfrist für die Einreichung weiterer Wahlvorschlä­
ge und die Ergänzung von Wahlvorschlägen 
Mängelbeseitigung 

Beschlußfassung über die Wahlvorschläge 

Zur\icknahme von Wahlvorschlägen 
Ungültige Wahlvorschläge 

Bekanntgabe der Wahlvorschläge 

Bekanntgabe beim Vorliegen keines oder nur eines 
gültigen Wahlvorschlags 
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§ 44 

§ 45 

§ 46 

§ 47 
§ 48 
§ 49 
§ 50 

§ 51 

§ 52 

§ 53 

§ 54 

§ 55 

§ 56 

§ 57 

§ 58 

§ 59 

§ 60 
§ 61 
§ 62 
§ 63 

§ 64 

§ 65 

Dritter Teil 

Durchführung der Wahl 

1. Abschnitt 

Abstimmungshan~llung 

a)AlIgemeine Vorschriften 

Sicherung der Wahlfreiheit 

Öffentlichkeit der Abstimmung 

Stimmzettel 

b) Wahl in Abstimmungsräumen 

Verpflichtung des Wahlvorstands 

Vorbereitung der Abstimmung 

Leitung der Stimmabgabe 

Persönliche Ausübung des Stimmrechts 

Form der Stimmabgabe 

Stimmabgabe mit Wahlschein 

Vermerk über die Stimmabgabe 

Schluß der Abstimmung 

c) Besondere Arten der Abstimmung 

Stimmabgabe durch Briefwahl 

Kranken- und Pflegeanstalten 

Klöster 

Justizvollzugsanstalten 

Bewohner gesperrter Wohnstätten 

2. Abschnitt 

Wahl der Gemeinderäte und Kreistage 

a) Verhältniswahl 
Stimmabgabe 

Verteilung der Sitze auf die Wahlvorschläge 

Zuweisung der Sitze an die Bewerber 
Ersatzleute 

b) Mehrheitswahl 

Stimmabgabe 

Zuweisung der Sitze an die Bewerber 

3. Abschnitt 

Wahl des ersten Bürgermeisters und 
des Landrats 

§ 66 Wahl 

§ 67 Stichwahl 

§68 

§ 69 
§ 70 

Vierter Teil 

Ermittlung und Feststellung 
des Wahlergebnisses 

1. Abschnitt 

Allg!'lmeine Vorschriften 

Zählung der Stimmzettel und der Stimmabgabever­
merke 

Auszählung der Stimmen 

Briefwahlvorstand in Gemeinden mit mehr als 5000 
Einwohnern und bei nicht verbundenen Landkreis­
wahlen 

§ 71 

§ 72 

§ 73 

§ 74 

§ 75 

§ 76 

§77 

§ 78 

§ 79 

§ 80 

§ 81 

§ 82 

§ 83 

§ 84 
§ 85 
§ 86 
§ 87 

§ 88 
§ 89 
§ 90 

§ 91 

§ 92 

§ 93 

§ 94 

§ 95 

§ 96 
§ 97 
§ 98 

Briefwahlvorstand in Gemeinden bis zu 5000 Einwoh­
nern, die mehr als einen Stimmbezirk bilden 

Briefwahlvorstand in Gemeinden bis zu 5000 Einwoh­
nern, die nur einen Stimmbezirk bilden 

Ungültigkeit der Stimmzettel 

Ungültigkeit der Stimmabgabe für die Wahl des ersten 
Bürgermeisters und des Landrats 

Ungültigkeit der Stimmabgabe im ganzen bei Verhält­
niswahl 

Ungültigkeit der Stimmabgabe im ganzen bei Mehr­
heitswahl 

Teilweise Ungültigkeit der Stimmabgabe bei Verhält­
niswahl 

Teilweise Ungültigkeit der Stimmabgabe bei Mehr­
heitswahl 

Stimmabgabe an einer unrichtigen Stelle des Stimm­
zettels 

Beschluß des Wahlvorstands über die Gültigkeit von 
Stimmzetteln 

2. Abschnitt 

Gemeindewahl 

a) In Gemeinden mit einem Stimmbezirk 

Feststellung der Wahl des ersten Bürgermeisters 

Ermittlung der Zahl der gültigen Stimmen bei Ver­
hältniswahl 

Verteilung der Sitze auf die Wahlvorschläge nach dem 
d'Hondt'schen Verfahren 

Behandlung verbundener Wahlvorschläge 

Zuweisung der Sitze an die Bewerber 

Ersatzleute 

Feststellung der Gemeinderatsmitglieder bei Mehr­
heitswahl-

Verkündung des Wahlergebnisses 

Bekanntmachung des Wahlergebnisses 

Verwahrung der Stimmzettel. Wählerlisten und Wahl­
scheine 

b) In Gemeinden mit mehreren Stimmbezirken 

Behandlung durch die Wahlvorstände 

Behandlung durch den Gemeindewahlausschuß 

3. Abschnitt 

Landkreiswahl 

Behandlung durch die Wahlvorstände 

Behandlung durch den Landkreiswahlausschuß 

Fünfter Teil 

Annahme der Wahl, Rücktritt 
Annahme der Wahl, Rücktritt 

Sechster Teil 

Nachwahlen, 
Neuwahlen, Nachholungs- und 

Wiederholungswahlen 
Nachwahlen 

Neuwahlen 

Nachholungs- und Wiederholungswahlen 
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Siebter Teil 

Zusammentreffen von Gemeinde- und 
Landkreiswahlen mit einer Landtags­

oder Bundestagswahl; 
Kosten der Wahl; Bekanntmachungen; 

Schlußbestimmung 

§ 99 Zusammentreffen von Gemeinde- und Landkreiswah-
len mit einer Landtags- oder Bundestagswahl 

§ 100 Kosten der Wahl 
§ 100a Bekanntmachungen 

§ 101 Inkrafttreten 

Erster Teil 

Vorbereitung der Wahl 

1. Abschnitt 

Begriff des Aufenthalts und 
der Hauptwohnung; 

Anlegung der Wählerlisten und Wahlkar­
teien 

§ 1 

Begriff des Aufenthalts und der Hauptwohnung 

(1) lEin Wahlberechtigter hat in einer Gemeinde sei­
nen Aufenthalt im Sinn des Art. 1 Abs. 1Nr. 2 des Ge­
meindewahlgesetzes, wenn er in der Gemeinde wohnt. 
2Wohnung im Sinn dieser Wahlordnung ist jeder um­
schlossene Raum, der zum Wohnen oder Schlafen be­
nutzt wird. :!Wohnwagen und Wohnschiffe sind nur 
dann als Wohnung anzusehen, wenn sie nicht oder nur 
gelegentlich fortbewegt werden. 

(2) lHat ein Wahlberechtigter mehrere Wohnungen, 
so ist eine dieser Wohnungen seine Hauptwohnung. 
2Hauptwohnung ist die vorwiegend benutzte Woh­
nung, insbesondere die Familienwohnung. 3Als Haupt­
wohnung Verheirateter, die nicht dauernd getrennt 
von ihrer Familie leben, gilt die vorwiegend benutzte 
Wohnung der Familie. (Als Hauptwohnung Unverhei­
rateter oder Verheirateter, die von ihrer Familie dau­
ernd getrennt leben, gilt die Wohnung, von der aus sie 
ihrem Beruf oder einer Ausbildung nachgehen, es sei 
denn, daß sie diese Wohnung nur gelegentlich benut­
zen. 5Im übrigen ist die Hauptwohnung die Wohnung 
in derjenigen Gemeinde, in der der Schwerpunkt der 
Lebensbeziehungen des Inhabers liegt. 

§2 

Anlegung der Wählerlisten 

(1) lDie Gemeinden haben die Wählerlisten oder 
Wahlkarteien anzulegen und darin die Wahlberechtig­
ten einzutragen. 2Die Wählerlisten sind nach Anlage 1 
in einfacher Fertigung anzulegen. 3Falls eine Gemein­
de in mehrere Stimmbezirke eingeteilt ist. ist für jeden 
Stiminbezirk eine eigene Liste anzufertigen. 

(2) Die für frühere Wahlen aufgestellten Listen kön­
nen fortgeschrieben und für die neue Wahl verwendet 
werden, wenn dadurch nicht die Listen unübersicht­
lich werden und die W Ithl wesentlich erschwert wird. 

(3) Vor dem Eintrag jeder Person ist ihr Stimmrecht 
zu prüfen. 

(4) lIn den Wählerlisten sind in alphabetischer Rei­
henfolge unter fortlaufender Nummer alle für die be­
treffende Wahl Wahlberechtigten einzqtragen, und 
zwar nach Zu- und Vornamen, Geburtstag, Wohnort 
und Wohnung nebst einem Vermerk über die Dauer 
des Aufenthalts in der Gemeinde, für Landkreiswah­
len über die Dauer des Aufenthalts im Landkreis. 2In 
Gemeinden, die in mehrere Stimmbezirke eingeteilt 
sind, ist die Wohnung genau zu bezeichnen. 3Die Liste 
muß ferner eine Spalte für Bemerkungen und mög­
lichst viele Spalten für Vermerke über die Stimmabga­
be enthalten. 

(5) Die Wählerlisten dürfen auch in der Art angelegt 
werden, daß innerhalb der einzelnen Stimmbezirke die 
Straßen nach der Buchstabenfolge ihrer Namen und 
innerhalb der Straßen die Häuser nach ihrer Nummer 
und innerhalb jedes Hauses die Wahlberechtigten 
nach der Buchstabenfolge ihres Namens eingetragen 
werden. 

(6) Personen, die vom Wahlrecht ausgeschlossen 
sind (Art. 2 GWG) oder deren Wahlrecht ruht (Art. 3 
GWG), werden nicht in der Wählerliste geführt. . 

(7) Jede Wählerliste ist nach Fertigstellung vor der 
öffentlichen Auslegung durch die Gemeindebehörde 
unter Datumsangabe zu beurkunden. 

§3 

Mitteilungspflicht der Gemeinden 

Die Gemeinden haben sich gegenseitig, insbesonde­
re bei der Abmeldung Wegziehender, alles, was für die 
Anlegung der Wählerlisten von Bedeutung ist oder zur 
Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten in den Wählerli­
sten führen kann, mitzuteilen. 

§4 

Wahlkartei 

(1) lAn Stelle der Wählerliste kann eine Wahlkartei 
verwendet werden. 2Sie muß in verschließbaren Kä­
sten verwahrt und so beschaffen sein, daß die Karten 
durch eine Vorrichtung festgehalten werden, so daß 
kein Unbefugter eine Karte herausnehmen oder einfü­
gen kann. 3Jede Karte muß möglichst viele Spalten für 
die Vermerke über die Stimmabgabe enthalten. 

(2) Die Bestimmungen über die Wählerlisten gelten 
auch für die Wahlkarteien. 

(3) Über den vorläufigen Abschluß einer Wahlkartei 
ist eine Wahlurkunde anzufertigen. 

2. Abschnitt 

~uslegung der Wählerlisten; Beschwerden; 
Anderungen und Abschluß der Wählerli­

sten 

§5 

Auslegung der Wählerlisten 

(1) Die Gemein-ien haben die Wählerlisten vom 27. 
bis 23. Tag vor dem Wahltag während der Dienststun­
den an einem allgemein zugänglichen Ort zur öffentli­
chen Einsicht auszulegen. 

(2) lJeder Wahlberechtigte ist vor Auslegung der 
Wählerliste von Amts wegen schriftlich zu benachrich-
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tigen, daß sein Name in der Wählerliste eingetragen 
ist. zDie Benachrichtigung muß den Wahlort, den 
Wahlraum und die Wahlzeit angeben. 3Zur rascheren 
Abwicklung der Wahl ist auf der Benachrichtigungs­
karte die Nummer zu vermerken, unter der der Wahl­
berechtigte in der Wählerliste eingetragen ist; der 
Wähler ist aufzufordern, die Mitteilung zuJ:. Wahl mit­
zubringen. 4Der Benachrichtigung ist ein Vordruck für 
einen Antrag auf Ausstellung eines Wahlscheins (§ 9) 
beizufügen. 5Benachrichtigung und Vordruck für den 
Wahlscheinantrag sind miteinander zu verbinden; sie 
müssen inhaltlich dem Muster nach Anlage 2 entspre­
chen. 

(3)Die Gemeinden haben vor dem Beginn der Ausle­
gungsfrist möglichst an mehreren Stellen in ortsübli­
cher Weise öffentlich bekanntzugeben, 

1. wo, wie lange und zu welchen Tagesstunden die 
Wählerlisten aufliegen (Absatz 1), 

2. daß bei der Gemeindebehörde innerhalb der Ausle­
'gungsfrist schriftlich oder mündlich Beschwerde ge­
gen die Wählerlisten eingelegt werden kann (§ 6), 

3. daß die Wahlberechtigten, die in die Wählerlisten 
eingetragen sind, hiervon schriftlich verständigt 
werden (Absatz 2), 

4. wo, in welcher Zeit und unter welchen Vorausset­
zungen Wahlscheine beantragt werden können 
(§§ 9 ff.), 

5. daß die Stimmabgabe durch Briefwahl möglich ist 
und unter welchen Voraussetzungen die Briefwahl­
unterlagen abgegeben werden. 

(4) In dieser Bekanntmachung ist außerdem darauf 
hinzuweisen, daß Wahlberechtigte, die vor dem Ablauf 
der Auslegungsfrist in einen anderen Stimmbezirk in­
nerhalb der Gemeinde oder bei Landkreiswahlen in ei­
nen anderen Stimmbezirk des Landkreises verziehen, 
die Übertragung ihres Namens in die Wählerliste des 
neuen für sie zuständigen Stimmbezirks beantragen 
können. 

(5) lDie Gemeinden können während der Ausle­
gungsfrist die Anfertigung von Abschriften oder Aus­
zügen der Wählerlisten zulassen, soweit ein berechtig­
tes Interesse im Zusammenhang mit der Abstimmung 
besteht und der Dienstbetrieb hierdurch nicht gestört 
wird. zSie können unter der Voraussetzung des Sat­
zes 1 gegen Erstattung der Auslagen auch selbst Ab­
schriften oder Auszüge der Wählerlisten erteilen. 3Die 
Abschriften oder Auszüge dürfen die Geburtstage der 
Stimmberechtigten nicht enthalten. 4Sie dürfen nur 
für Zwecke der Abstimmung verwendet und Dritten 
nicht zugänglich gemacht werden; hierauf haben die 
Gemeinden hinzuweisen. 5Eine Herausgabe von ma­
schinell lesbaren Datenträgern oder mittels Daten­
übertragung ist nicht zulässig. 6Für Parteien oder 
Wählergruppen bemißt sich die Anfertigung oder Er­
teilung von Abschriften und Auszügen nach Art. 35 
Abs. 1 des Meldegesetzes. 

(6) Auf Verlangen des Stimmberechtigten ist in der 
Wählerliste während der Auslegungsfrist der Tag der 
Geburt unkenntlich zu machen. 

§6 

Beschwerden gegen die Wählerlisten 

(1) Beschwerden gegen die Wählerlisten sind inner­
halb der Auslegu'ngsdauer schriftlich oder mündlich, 
persönlich oder durch einen Bevollmächtigten bei der 
Gemeindebehörde einzulegen. 

(2) IDie Beschwerde kann die Aufnahme eines neu­
en Eintrags, die Streichung oder Berichtigung eines 

vorhandenen Eintrags zum Gegenstand haben. zDie 
Angaben sind nötigenfalls glaubhaft zu machen. 

(3) Die Gemeindebehörde hat eine Beschwerde, der 
sie nicht stattgibt, unverzüglich der Rechtsaufsichts­
behörde zur Entscheidung vorzulegen. 

(4) lWird ein Dritter durch die Beschwerde nachtei­
lig betroffen, so hat ihn die Gemeindebehörde zu hören 
und seine Einwendungen entgegenzunehmen. ZEine 
der Beschwerde abhelfende Verfügung der Gemeinde­
behörde ist dem betroffenen Dritten spätestens bis 
zum 17. Tag vor dem Wahltag zu eröffnen; dieser kann 
gegen die Verfügung bis zum 13. Tag vor dem Wahltag 
Beschwerde zur Rechtsaufsichtsbehörde einlegen. 

(5) IDie Entscheidung der Rechtsaufsichtsbehörde 
nach den Absätzen 3 und 4 ist spätestens am 10. Tag 
vor dem Wahltag zu erlassen. 2Es ist dafür zu sorgen, 
daß die Gemeindebehörde spätestens am 6. Tag vor 
dem Wahltag im Besitz der Entscheidung ist. 3Die Ent­
scheidungen sind den Beteiligten durch die Gemein­
debehörde zu eröffnen und in den Wählerlisten vorzu­
merken. 

(6) lGegen die Entscheidung der Rechtsaufsichtsbe­
hörde ist der Verwaltungsrechtsweg nach der Verwal­
tungsgerichtsordnung gegeben. zDer Klage muß kein 
Vorverfahren nach den §§ 68 ff. der Verwaltungsge­
richtsordnung vorausgehen; sie hat für die Durchfüh­
rung des sonstigen Wahlverfahrens keine aufschie­
bende Wirkung. 

§7 

Änderungen in den Wählerlisten 

(1) Die offenkundige Unrichtigkeit oder Unvollstän­
digkeit einer Eintragung in der Wählerliste (z. B. 
Schreibfehler, falsche Schreibweise eines Namens, Er­
gänzung von Vornamen, unrichtige Anschrift) ist von 
der Gemeinde bis zum Ablauf der Beschwerdefrist (§ 5 
Abs. 1, § 6 Abs. 1) auch ohne Beschwerde von Amts we­
gen zu beheben; darunter fällt nicht die Eintragung 
und die Streichung von Personen, es sei denn, daß die 
Wählerliste durch Wegzug aus der Gemeinde, durch ei­
nen urkundlich nachßewiesenen Todesfall, durch Ver­
sagen technischer Ubertragungsvorrichtungen oder 
aus ähnlichen Gründen offensichtlich unrichtig oder 
unvollständig ist. 

(2) ISonstige Änderungen in den Wählerlisten, ins­
besondere die Eintragung und Streichung von Perso­
nen, sind vom Beginn der Auslegungsfrist an bis zum 
Abschluß der Listen nur noch auf rechtzeitig erhobene 
Beschwerde hin zulässig. zAls Änderung gilt nicht der 
Eintrag eines Vermerks über die Ausstellung eines 
Wahlscheins gemäß § 10 Abs. 4. 

(3) 1 Ergänzungen sind als Nachträge in die Wählerli­
ste aufzunehmen. 2Sämtliche Änderungen und Strei­
chungen müssen den Grund erkennen lassen und mit 
Datum und Unterschrift des vollziehenden Beamten 
versehen sein. 3Die Belege hierzu sind zu den Akten zu 
nehmen. 

§8 

Abschluß der Wählerlisten und Wahlkarteien 

(1) Am 2. Tag vor der Abstimmung, 15 Uhr, schließen 
die Gemeindebehörden die Wählerlisten mit der ur­
kundlichen Bestätigung ab, daß und wie lange sie aus­
gelegt waren und daß die Auslegung rechtzeitig be­
kanntgemacht war, ferner wie viele Wahlberechtigte 
in die Liste eingetragen sind, deren Namen nicht mit 
dem Vermerk "W" (d. h. Wahlschein) versehen wurden. 

(2) Werden Gemeinde- und Landkreiswahlen mit­
einander verbunden, so ist beim Abschluß der Wähler-
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liste genau festzustellen, wie viele Wahlberechtigte für 
jede der beiden Wahlen in Betracht kommen. 

(3) Die Behälter der Wahlkarteien sind durch 
Schlösser, Plomben oder Siegel so zu verschließen, daß 
die Entnahme oder Einfügung von Karten unmöglich 
ist. 

(4) Kurz vor der Wahl stellen die Gemeindebehörden 
die Wählerlisten oder Wahlkarteien den Wahlvorste­
hernzu. 

3. Abschnitt: 

Wahlscheine und Briefwahlunterlagen 

§9 

Wahlscheinanträge 

(1) Einen Wahlschein erhält auf Antrag 

1. ein Wahlberechtigter, der in eine Wählerliste einge­
tragen ist, wenn er 

a) sich am Wahltag während der Abstimmungszeit 
aus triftigen Gründen außerhalb seines Stimm­
bezirks oder der Gemeinde, bei Landkreiswahlen 
außerhalb des Landkreises aufhält, 

b) nach Ablauf der Beschwerdefrist in einen ande­
ren Stimmbezirk der Gemeinde, bei Landkreis­
wahlen in einen anderen Stimmbezirk des Land­
kreises verzogen ist, 

c) durch ein körperliches Leiden oder Gebrecheo in 
seiner Bewegungsfreiheit behindert ist und 
durch den Wahlschein die Möglichkeit erhält, ei­
nen für ihn günstiger gelegenen Abstimmungs­
raum aufzusuchen, oder wenn er einen Abstim­
mungsraum nicht oder nur unter nicht zumutba­
ren Schwierigkeiten aufsuchen kann; 

2. ein Wahlberechtigter, der in eine Wählerliste nicht 
aufgenommen oder darin gestrichen ist, 

a) wenn er nachweist, daß die Aufnahme in das 
Wählerverzeichnis ohne sein Verschulden unter­
blieben ist oder daß er ohne sein Verschulden die 
Beschwerdefrist versäumt hat, 

b) wenn die Voraussetzungen für seine Eintragung 
in die Wählerliste erst nach Ablauf der Be­
schwerdefrist eintreten. 

(2) lDer Wahlschein kann schriftlich oder mündlich 
bei der Gemeinde beantragt werden; eine fernmündli­
che Antragstellung ist unzulässig. zDer Antragsteller 
muß den Grund für die Ausstellung des Wahlscheins 
glaubhaft machen. 3Aus dem Antrag muß sich ergeben, 
ob der Stimmberechtigte durch Stimmabgabe in ei­
nem Stimmbezirk oder durch Briefwahl wählen will. 
'Der Antragsteller kann sich des ihm übersandten 
Vordrucks nach Anlage 2 bedienen. 5Wer den Antrag 
für einen anderen stellt, muß durch schriftliche Einzel­
vollmacht, die zu den Wahlunterlagen genommen wird, 
nachweisen, daß er dazu berechtigt ist. eVon dringen­
den Ausnahmefällen abgesehen, können hierzu nur 
nahe Familienangehörige bevollmächtigt werden. 

(3) lDer Wahlschein und die Briefwahlunterlagen 
werden dem Stimmberechtigten zugesandt. 2Sie kön­
nen auch an den Stimmberechtigten persönlich oder 
an nahe Familienangehörige ausgehändigt werden. 
3An andere Personen dürfen der Wahlschein und die 
Briefwahlunterlagen nur in dringenden Ausnahmefäl­
len und nur dann ausgehändigt werden, wenn die Zu­
sendung an den Stimmberechtigten auf dem P~stweg 

nicht oder nicht rechtzeitig erfolgen kann. 4Nahe Fa­
milienangehörige oder andere Beauftragte müssen 
durch schriftliche Einzelvollmacht nachweisen, daß 
sie zur Entgegennahme berechtigt sind. 

(4) Der Antrag kann nur bis zum 2. Tag vor der Ab­
stimmung, 15 Uhr, gestellt werden. 

§ 10 

Ausstellung von Wahlscheinen, 
zuständige Behörde, Frist 

(1) lÜber den Antrag auf Erteilung e ines Wahl­
scheins entscheidet die Gemeindebehörde. 2Die Wahl­
scheine werden nach Anlage 2a von der Gemeinde 
ausgestellt, in deren Wählerliste der Wahlberechtigte 
eingetragen ist oder einzutragen wäre. 3Sie dürfen 
nicht vor dem 19. Tag vor dem Wahltag erteilt werden. 
'Die Ausstellung ist bis zu dem Tag vor dem Wahltag 
zulässig; am Wahltag selbst ist sie unzulässig. 5Verlo­
rene Wahlscheine werden nicht ersetzt. 

(2) lDer Wahlschein muß von dem damit beauftrag­
ten Bediensteten der Gemeinde eigenhändig unter­
schrieben und mit dem Dienstsiegel versehen werden. 
zBei größeren Auflagen darf das Dienstsiegel einge­
druckt werden. 3Vordrucke mit eingedruckter Unter­
schrift dürfen nicht verwendet werden. 

(3) lWerden bei Gemeindewahlen die ehrenamtli­
chen Gemeinderatsmitglieder und der erste Bürger­
meister gleichzeitig gewählt, so wird für diese beiden 
Wahlen nur ein Wahlschein verwendet. 2Das gleiche 
gilt für Landkreiswahlen, wenn di~ Kreisräte und der 
Landrat gleichzeitig gewählt werden. 3Werden Ge­
meinde- und Landkreiswahlen gleichzeitig durchge­
führt, so wird für diese Wahlen nur ein Wahlschein er­
teilt. 'Auf dem Wahlschein ist ersichtlich zu machen, 
für welche Wahlen er gilt. 

(4) lDie Ausstellung von Wahlscheinen ist in einem 
Verzeichnis vorzumerken; bei verbundenen Wahlen 
muß aus dem Verzeichnis ersichtlich sein, für welche 
Wahlen die Wahlscheine gelten. 2Das Verzeichnis 
kann auch in der Form geführt werden, daß in einem 
Wahlscheinblock fortlaufend numerierte Durchschrif­
ten der erteilten Wahlscheine zurückbehalten werden. 
3Werden Wahlscheine nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 ausgestellt, 
so ist in der Wählerliste in der Spalte für den Abstim­
mungsvermerk für die Gemeinde- und Landkreiswahl 
einzutragen: "W" (d. h. Wahlschein). 'Werden Wahl­
scheine nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 ausgestellt, so ist dafür zu 
sorgen, daß Wahlscheine nicht mehrfach erteilt wer­
den. 5Deshalb sind solche Wahlscheine nur von einer 
einzigen Stelle der Gemeinde auszustellen; die Wahl­
scheinempfänger sind alphabetisch vorzumerken. 

(5) Wenn nach Abschluß der Wählerlisten noch 
Wahlscheine ausgestellt werden, hat die Gemeindebe­
hörde im Vermerk über den Abschluß der Wählerliste 
die Zahl der verbleibenden Wahlberechtigten richtig­
zustellen. 

(6) Findet eine Landkreiswahl für sich allein statt, so 
übersenden die kreisangehörigen Gemeinden dem 
Landratsamt 

1. das Verzeichnis der für diese Wahl ausgestellten 
Wahlscheine sofort nach dem Abschluß des Wähler­
verzeichnisses, und zwar auf dem schnellsten Wege, 

2. eine Abschrift des Verzeichnisses über die für diese 
Wahl nachträglich ausgestellten Wahlscheine, und 
zwar so rechtzeitig, daß sie spätestens am Wahltag 
vormittags beim Landratsamt eingeht. 

(7) lGegen die Versagung eines Wahlscheins ist Be­
schwerde an die Rechtsaufsichtsbehörde zulässig. 2Die 
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Entscheidungen sind den Beteiligten durch die Ge­
meindebehörde zu eröffnen und, wean der Wahlschein 
auszustellen ist, nach Absatz 4 vorzumerken. 3§ 6 
Abs. 6 gilt entsprechend. 

§11 

Wahl mit Wahlschein 
(1) Inhaber eines Wahlscheins können 

1. an Gemeindewahlen 

a) durch Stimmabgabe in jedem Stimmbezirk der 
Gemeinde, die den Wahlschein ausgestellt hat, 
oder 

b) durch Briefwahl, 

2. an Landkreiswahlen 

a) durch Stimmabgabe in jedem Stimmbezirk des 
Landkreises, dem die Gemeinde angehört, die 
den Wahlschein ausgestellt hat, oder 

b) durch Briefwahl 

teilnehmell. 

(2) Gilt der Wahlschein sowohl für eine Gemeinde­
wahl als auch für eine damit verbundene Landkreis­
wahl, so kann die Stimmabgabe in jedem Stimmbezirk 
der Gemeinde, die den Wahlschein ausgestellt hat, 
oder durch Briefwahl erfolgen. 

§ 12 

Briefwahlunterlagen 

(1) Ergibt sich aus dem Antrag auf einen Wahl­
schein, daß der Wahlberechtigte durch Briefwahl ab­
stimmen will, so sind dem Wahlschein 

1. ein amtlicher Stimmzettel, 

2. ein amtlicher mit Klebstoff versehener Wahlum­
schlag, 

3. ein hellroter mit Klebstoff versehener Wahlbriefum­
schlag nach Anlage 3, auf dem die genaue Anschrift 
der Behörde, an die der Wahlbrief zu übersenden ist 
(Art.12a Abs.1 GWG), und die Nummer des Wahl­
scheins anzugeben sind, 

beizufügen. 

(2) lWerden bei Gemeindewahlen die ehrenamtli­
chen Gemeinderatsmitglieder und der erste Bürger­
meister gleichzeitig gewählt, so sind dem Antragsteller 
die amtlichen Stimmzettel für beide Abstimmungen zu 
übersenden. 2Das gleiche gilt für Landkreiswahlen, 
wenn die Kreisräte und der Landrat gleichzeitig ge­
wählt werden. 

(3) Der Wahlberechtigte kann die Briefwahlunterla­
gen auch nachträglich von der Gemeinde, die den 
Wahlschein ausgestellt hat, bis zum 2. Tag vor der Ab­
stimmung, 15 Uhr, anfordern. 

4. Abschnitt 

Wahlleiter und Wahlausschüsse 

§ 13 

Wahlleiter, Stellvertretung 

(1) lDie Leitung der Gemeindewahl obliegt dem er­
sten Bürgermeister als Gemeindewahlleiter. 21st der 
erste Bürgermeister mit seinem Einverständnis, das 
er mündlich oder schriftlich erklärt oder in sonstiger 
Weise schlüssig zu erkennen gegeben hat, in einer 
Versammlung zur Aufstellung eines, Wahlvorschlags 

als Bewerber für eine Bürgermeisterwahl gewählt 
worden oder ist er aus anderen Gründen, insbesondere 
wegen Krankheit, nicht nur vorübergehend verhin­
dert, so ist er nicht Gemeindewahlleiter, und zwar we­
der für die Bürgermeisterwahl noch für eine gleichzei­
tig stattfindende Gemeinderatswahl. 

(2) lIst der erste Bürgermeister als Gemeindewahl­
leiter verhindert (Absatz 1), SQ bestellt der Gemeinde­
rat einen der weiteren Bürgermeister, einen der weite­
ren Stellvertreter des ersten Bürgermeisters oder ei­
nen geeigneten Gemeindebediensteten zum Gemein­
dewahlleiter. 2Die Bestellung ist der Rechtsaufsichts­
behörde unverzüglich anzuzeigen. 

(3) lDie Leitung der Landkreiswahf obliegt dem 
Landrat als Landkreiswahlleiter. 21st der Landrat mit 
seinem Einverständnis, das er mündlich oder schrift­
lich erklärt oder in sonstiger Weise schlüssig zu erken­
nen gegeben hat, in einer Versammlung zur Aufstel­
lung eines Wahlvorschlags als Bewerber für eine 
Landratswahl gewählt worden oder ist er aus anderen 
Gründen, insbesondere wegen Krankheit, nicht nur 
vorübergehend verhindert, so ist er nicht Landkreis­
wahlleiter, und zwar weder für die Landratswahl noch 
für eine gleichzeitig stattfindende Kreistagswahl. 

(4) lIst der Landrat als Landkreiswahlleiter verhin­
dert (Absatz 3), so bestellt der Kreistag oder an seiner 
Stelle der Kreisausschuß den Stellvertreter des Land­
rats, einen seiner weiteren Stellvertreter oder einen 
geeigneten Bediensteten des Landkreises zum Wahl­
leiter. 2Die Bestellung ist der Rechtsaufsichtsbehörde 
unverzüglich anzuzeigen. 

(5) lBei nur vorübergehender Verhinderung, z. B. 
zeitlich kurzer Abwesenheit, gilt für die Stellvertre­
tung des gesetzlichen oder des bestellten WahlleitElrs 
Art. 39 Abs. 1 der Gemeindeordnung (GO) oder Art. 33 
Satz 3 der Landkreisordnung (LKrO). 2Liegen bei den 
Stellvertretern Hinderungsgründe nach den Absät­
zen 1 oder 3 vor, so handelt der jeweils nächste nicht 
verhinderte Stellvertreter. 

§ 14 

Bildung der Wahlausschüsse 

(1) lFür jede Wahl wird ein Wahlausschuß (Gemein­
dewahlausschuß, Landkreiswahlausschuß) gebildet, 
der aus dem Wahlleiter und vier Vertrauensmännern 
(Beisitzern) besteht, die der Wahlleiter aus den von 
den Parteien und Wählergruppen auf den Wahlvor­
schlägen benannten Vertrauensmännern beruft. 2Dabei 
sollen die Beisitzer nach der Bedeutung der Parteien 
und Wählergruppen in den einzelnen Gemeinden aus­
gewählt werden; keine Partei oder Wählergruppe darf 
durch mehr~re Beisitzer vertreten sein. 3Für jeden 
Beisitzer wird ein Stellvertreter ernannt. 4Vertrauens­
männer von Wahlvorschlägen, die zurückgezogen oder 
zurückgewiesen werden, scheiden als Beisitzer aus. 

(2) lWenn ein Wahlausschuß hiernach weniger als 
fünf Mitglieder zählen würde, ergänzt der Wahlleiter 
den Wahlausschuß rechtzeitig vor dem ersten Zusam­
mentreten oder später im Bedarfsfall auf diese Zahl 
durch Bestimmung von Beisitzern aus den Wahlbe­
rechtigten der Gemeinde (für Gemeindewahlen) oder 
des Landkreises (für Landkreiswahlen). 2Auch hier 
sollen die verschiedenen bei der Wahl in Betracht 
kommenden Parteien und Wählergruppen berücksich­
tigt werden. 

(3) lZU den Arbeiten der Wahlausschüsse können 
Hilfskräfte beigezogen werden. 2Diese sind nicht Mit­
glieder der Wahlausschüsse. 3Sie können für ihre Tä­
tigkeit eine Vergütung erhalten. 
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§ 15 

Beschlüsse der Wahlausschüsse 

lDie Wahlausschüsse sind beschlußfähig, wenn au­
ßer dem Wahlleiter oder seinem Stellvertreter minde­
stens die Hälfte der Beisitzer anwesend ist. 2Sie ent­
scheiden mit Stimmenmehrheit. 3Bei Stimmengleich­
heit gibt der Wahlleiter oder sein Vertreter den Aus­
schlag. 

§ 16 

Sitzungen der Wahlausschüsse 

lDie Sitzungen der Wahlausschüsse sind öffentlich. 
Ort und Zeit der Sitzungen sind öffentlich bekanntzu­
geben. 2Der Wahlleiter ist befugt, Personen, welche die 
Ruhe und Ordnung stören, aus dem Sitzungsraum zu 
verweisen. 

§17 

. Niederschriften über d~e Wahlausschußsitzungen 

lÜber die Verhandlungen führt ein vom Wahlleiter 
bestimmter Schriftführer eine Niederschrift. 2Der 
Schriftführer ist nur stimmberechtigt, wenn er zu­
gleich Mitglied des Wahlausschusses ist. 3Die Nieder­
schrift ist vom Schriftführer und vom Wahlleiter zu 
unterzeichnen. 

5. Abschnitt 

Stimmbezirke 

§ 18 

Abgrenzung der Stimmbezirke 
(1) lDie Stimmbezirke sollen gebietsmäßig so abge­

grenzt werden, daß allen Wahlberechtigten die Teil­
nahme an der Abstimmung möglichst erleichtert wird. 
2Die Einwohnerzahl eines Stimmbezirks darf jedoch 
nicht so gering sein, daß die Geheimhaltung der Ab­
stimmung gefährdet wird. 3Die Einteilung für die Ge­
meindewahl gilt auch für die etwa damit verbundene 
Landkreiswahl. 

(2) lKein Stimmbezirk darf mehr als 2500 Wahlbe­
rechtigte umfassen. 2Gemeinden mit mehr als 2500 
Einwohnern sind in Stimmbezirke einzuteilen. 3Auch 
in kleineren Gemeinden ist unter der Voraussetzung 
des Absatzes 1 die Teilung in mehrere Stimmbezirke 
zulässig. 4Jede Gemeinde muß mindestens einen 
Stimmbezirk bilden. 

(3) Die Einteilung in Stimmbezirke obliegt, wenn ei­
ne Gemeindewahl für sich allein stattfindet, der Ge­
meindebehörde, bei Landkreiswahlen und bei der Ver­
bindung dieser Wahlen mit Gemeindewahlen dem 
Landratsamt. 

§ 19 

Sonderbestimmungen für Kranken- und 
Pflegeanstalten 

Für Kranken- und Pflegeanstalten mit einer größe­
ren Anzahl von Wahlberechtigten, die wegen ihres 
körperlichen Befindens nicht imstande sind, einen all­
gemeinen Abstimmungsraum persönlich aufzusuchen, 
soll die nach § 18 Abs. 3 zuständige Stelle eigene 
Stimmbezirke bilden, und zwar entweder einen eige­
nen Stimmbezirk für jede Anstalt oder einen Stimm­
bezirk für mehrere Anstalten, doch darf die Zahl der 
Wahlberechtigten nicht so gering sein, daß das Wahl­
geheimnis gefährdet wird. 

6. Abschnitt 

Wahlvorsteher und Wahlvorstände 

§20 

Bestimmung der Wahlvorsteher 

(1) lFür jeden Stimmbezirk (§§ 18 und 19) bestimmt 
die Gemeindebehörde einen Wahlvorsteher und sei­
nen Stellvertreter. 2In Gemeinden, die nur einen 
Stimmbezirk bilden, übernimmt der Gemeindewahl­
leiter die Geschäfte des Wahlvorstehers. 3In Gemein­
den mit mehreren Stimmbezirken kann der Gemein­
dewahlleiter in einem der Stimmbezirke die Geschäfte 
des Wahlvorstehers übernehmen. 

(2) lFür Gemeindewahlen und verbundene Land­
kreiswahlen bestimmt die Gemeindebehörde in Ge­
meinden bis zu 5000 Einwohnern einen, in Gemeinden 
mit mehr als 5000 Einwohnern einen oder mehrere 
Wahlvorsteher und deren Stellvertreter für die Brief­
wahl. 2In Gemeinden, die nur einen Stimmbezirk bil­
den, übernimmt der Gemeindewahlleiter die Geschäf­
te des Briefwahlvorstehers. 

(3) Für Landkreiswahlen bestimmt das Landratsamt 
einen oder mehrere Wahlvorsteher und deren Stell­
vertreter für die Briefwahl, wenn eine Landkreiswahl 
für sich allein stattfindet. 

§ 21 

Bildung des Wahlvorstands 

(1) lIn Gemeinden, die nur einen Stimmbezirk bil­
den, übernimmt der Gemeindewahlausschuß die Ge­
schäfte des Wahlvorstands. 2In Gemeinden mit mehre­
ren Stimmbezirken bildet die Gemeindebehörde für 
jeden Stimmbezirk einen Wahlvorstand; sie beruft in 
diesen außer dem Wahlvorsteher und seinem Stellver­
treter drei bis sechs Beisitzer aus dem Kreis der Wahl­
berechtigten möglichst des betreffenden Stimmbe­
zirks unter Berücksichtigung der Vorschläge der ver­
schiedenen Parteien oder Wählergruppen, ferner ei­
nen Schriftführer, der auch aus den übrigen Wahlbe­
rechtigten der Gemeinde berufen werden kann. 3Die 
Gemeindebehörde lädt die Mitglieder des Wahlvor­
stands kurz vor dem Wahltag zu rechtzeitigem Er­
scheinen ein. 

(2) lFür Gemeindewahlen und verbundene Land­
kreiswahlen bildet die Gemeindebehörde in Gemein­
den bis zu 5000 Einwohnern, die mehr als einen 
Stimmbezirk bilden, einen, in Gemeinden mit mehr als 
5000 Einwohnern einen oder mehrere Wahlvorstände 
für die Briefwahl (Briefwahlvorstände), deren Zusam­
mensetzung sich nach Absatz 1 Satz 2 richtet. 2In Ge­
meinden, die nur einen Stimmbezirk bilden, über­
nimmt der Wahlvorstand (Gemeindewahlausschuß) 
die Geschäfte des Briefwahlvorstands. 3In gleicher 
Weise bildet das Landratsamt einen oder mehrere 
Briefwahlvorstände, wenn eine Landkreiswahl für 
sich allein stattfindet. 4Zum Mitglied eines Briefwahl­
vorstands soll nach Möglichkeit nur jemand bestellt 
werden, der am Sitz der Behörde wohnt, die den Brief­
wahlvorstand bildet. 

(3) lMitglieder des Wahlvorstands sind vor der Wahl 
so gründlich über ihre Aufgaben zu unterrichten, daß 
ein ordnungsmäßiger Ablauf der Abstimmung und der 
Ermittlung des Abstimmungsergebnisses gesichert ist. 
2Die Mitglieder des Wahlvorstands haben bei der Füh­
rung der Geschäfte strengste Unparteilichkeit zu wah­
ren; sie sind vom Wahlvorsteher darauf aufmerksam 
zu machen, daß sie ihre Tätigkeit als Wahlbehörde und 
nicht als Vertreter ihrer Parteien oder Wählergruppen 
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auszuüben haben. 3Sie haben keinen Anspruch auf 
Vergütung. 4Die Beiziehung von Hiliskräften ist zuläs­
sig (§ 14 Abs. 3). 

§ 22 

Tätigkeit des Wahlvorstands 

(1) Erscheinen bei Beginn der Wahl nicht minde­
stens sechs Mitglieder des Wahlvorstands (einschließ­
lich des Wahlvorstehers) - in Gemeinden mit nur ei­
nem Stimmbezirk (§ 21 Abs. 1 Satz 1) fünf Mitglieder-, 
so ergänzt ihn der Wahlvorsteher aus den anwesenden 
Wahlberechtigten auf die vorgeschriebene Zahl. 

(2) Die Mitglieder des Wahlvorstands unterstützen 
den Wahlvorsteher bei der Wahlhandlung und bei der 
Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses. 

(3) lWährend der ganzen Dauer der Wahl müssen je­
weils mindestens drei Mitglieder des Wahlvorstands 
anwesend sein, darunter stets der Wahlvorsteher oder 
sein Stellvertreter. 2Nötigenfalls ist der Wahlvorstand 
während der Abstimmung auf diese Zahl von Mitglie­
dern zu ergänzen. 31st der Schriftführer vorüberge­
hend abwesend, so ist ein anderes Mitglied des Wahl­
vorstands mit seiner Vertretung zu betrauen. 4Für 
Briefwahlvorstände macht die Behörde, die sie gebil­
det hat, Ort und Zeit des Zusammentritts in ortsübli­
cher Weise bekannt. sSie hat dafür zu sorgen, daß für 
die Briefwahlvorstände geeignete Räume bereitge­
stellt und ausgestattet werden. 

(4) IDer Wahlvorstand entscheidet mit Stimmen­
mehrheit. 2Bei Stimmengleichheit gibt der Wahlvor­
steher oder sein Stellvertreter den Ausschlag. 

(5) 1 Über die Wahlhandlung hat der Schriftführer ei­
ne Niederschrift, und zwar bei Verbindung mehrerer 
Wahlen für jede gesondert, aufzunehmen. 2Sie ist von 
sämtlichen Mitgliedern des Wahlvorstands zu unter­
zeichnen. 3Die vom Wahlvorstand gefaßten Beschlüsse 
sind mit Ausnahme der Beschlüsse über die Gültigkeit 
der Stimmzettel (§ 80 Abs. 1 und 2) darin niederzule­
gen; soweit sie nicht einstimmig ~efaßt werden, ist das 
Stimmenverhältnis anzugeben. 4Uber die Tätigkeit des 
Briefwahlvorstands ist in gleicher Weise eine Nieder­
schrift aufzunehmen; in Gemeinden mit nur einem 
Stimmbezirk können diese Angaben in die allgemeine 
Niederschrift mit aufgenommen werden. 

7. Abschnitt 

Abstimmungsräume, Wahlurnen, 
Schutzvorrichtungen 

§ 23 

Abstimmu"ngsräume 

(1) Die Gemeindebehörde bezeichnet den Abstim­
mungsraum, der aus mehreren zusammenhängenden 
Räumen bestehen kann. 

(2) Die Abstimmungsräume sind nach Möglichkeit 
in gemeindeeigenen Gebäuden einzurichten. 

§ 24 

Wahlurnen 

(1) lZur Sammlung und Verwahrung der Stimmzet­
tel während der Stimmabgabe dient die Wahlurne. 2Sie 
muß rechteckig und mit einem Deckel versehen sein. 

JIhre innere Höhe soll in der Regel 90 cm und der Ab­
stand jeder Wand von der gegenüberliegenden Wand 
mindestens 35 cm betragen. 4Im Deckel muß die Wahl­
urne einen Spalt haben, der nicht weiter als 2 cm sein 
darf. sIn den Fällen der §§ 19 und 56 bis 59 können klei­
nere Wahlurnen verwendet werden. 

(2) Sind Gemeinde- und Landltreiswahlen verbun­
den, so sollen zwei getrennte Wahlurnen verwendet 
werden. 

§ 25 

Abstimmungsschutzvorrichtungen 

(1) lIn jedem Abstimmungsraum stellt die Gemein­
debehörde einen oder mehrere Tische mit Schutzvor­
richtungen auf, so daß jeder Wahlberechtigte seinen 
Stimmzettel unbeobachtet ausfüllen ' kann. 2In den 
Schutzvorrichtungen müssen Schreibstifte gleicher 
Farbe bereitliegen, die zu befestigen sind. 

(2) In den Schutzvorrichtungen darf sich, von den 
Fällen des § 51 Abs. 2 abgesehen, jeweils nur ein Wahl­
berechtigter aufhalten. 

8. Abschnitt 

Stimmzettel 

§ 26 

Äußere Beschaffenheit der Stimmzettel 

(1) IDie Stimmzettel müssen aus holzhaltigem Pa­
pier hergestellt sein und dürfen keine Kennzeichen 
tragen. 2Soweit sich aus Absatz 2 nichts Abweichendes 
ergibt, soll weißes oder weißliches Papier verwendet 
werden; auch. Zeitungspapier ist zulässig. 31m einzel­
nen Stimm bezirk dürfen die Stimmzettel nach Papier­
art und Farbe nicht wesentlich voneinander abwei­
chen. 4Papierart, Druck, Form und Ausführung der 
Stimmzettel sind so zu wählen, daß die Geheimhaltung 
der Wahl gewährleistet ist. 

(2) Sind Gemeindewahlen und Landkreiswahlen 
verbunden, so müssen sich die Stimmzettel für beide 
Wahlen durch ihre Farbe deutlich unterscheiden; das 
Landratsamt bestimmt die Farbe der Stimmzettel. 

(3) Treffen Gemeinde- oder Landkreiswahlen mit ei­
ner Landtags- oder Bundestagswahl zusammen (§ 99), 
so müssen sich die Stimmzettel für die Kommunal­
wahlen von denen der Landtags- oder Bundestags­
wahl farblich unterscheiden; das Staatsministerium 
des Innern bestimmt die Farbe der Stimmzettel für die 
Kommunalwahlen. 

§ 27 

Herstellung der Stimmzettel und 
der Briefwahlunterlagen 

(1) 1 Die Stimmzettel sind in einheitlicher Ausfüh­
rung nach den Anlagen 4 bis 15 amtlich herzustellen. 
2Die Herstellung der Stimmzettel hat für die Gemein­
dewahlen die, Gemeindebehörde, für die Landkreis­
wahlen das Landratsamt zu veranlassen. 

(2) IDie Stimmzettel sind den Wahlvorstehern in 
ausreichender Menge so rechtzeitig zu übermitteln, 
daß sie während der Abstimmung an die Wähler abge­
geben werden können. 2Für die Briefwahl sind die 
Stimmzettel und die sonstigen Briefwahlunterlagen 
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(§ 12) so rechtzeitig herzustellen, daß sie mit den Wahl­
scheinen ausgegeben werden können. 3Einzelne Stük­
ke der Stimmzettel, der Wahlumschläge und der Wahl­
briefumschläge können zur Unterweisung der Wähler 
schon vor der Wahl an vertrauenswürdige Personen 
abgegeben werden, nachdem sie durch Aufdruck oder 
Stempel für die Stimmabgabe unbrauchbar gemacht 
wurden. 

(3) lDie Wahlscheine, Wahlumschläge und Wahl­
briefumschläge sind ebenfalls amtlich herzustellen. 
2Für Gemeindewahlen und hiermit verbundene Land­
kreiswahlen hat dies die Gemeinde zu veranlassen, für 
nicht verbundene Landkreiswahlen der Landkreis. 
3Die Wahlumschläge müssen mit Klebstoff versehen 
sein. 

9. Abschnitt -

Dauer der Abstimmung, 
Abstimmungsbekanntmachung 

§28 

Dauer der Abstimmung 
(1) Die Abstimmung dauert von 8 bis 18 Uhr. 

(2) IBei Gemeindewahlen kann die Abstimmung in 
Gemeinden, die nur einen Stimmbezirk bilden, vorzei­
tig beendet werden, wenn alle Wahlberechtigten ihre 
Stimmen abgegeben haben. 2Das gilt nicht für Ge­
meindewahlen, die mit Landkreiswahlen verbunden 
sind, und auch nicht für Landkreiswahlen. 

(3) lOb die Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 1 
vorliegen, entscheidet der Wahlvorstand durch Be­
schluß. 2Der Beschluß ist in der Niederschrift (§ 22 
Abs. 5) zu vermerken. 

§29 

Abstimmungsbekanntmachung 
(1) ISpätestens am 9. Tag vor dem Wahltag gibt der 

Gemeindewahlleiter Tag, Beginn und Ende der Ab­
stimmung, die Einteilung der Gemeinde in Stimmbe­
zirke und die Abstimmungsräume in ortsüblicher Wei­
se bekannt. 2Statt die Stimmbezirke mit ihrer Abgren­
zung und ihren Abstimmungsräumen aufzuzählen, 
kann auf die Angaben in der Wahlbenachrichtigung 
(§ 5 Abs. 2) verwiesen werden. 3In der Bekanntma­
chung ist darauf hinzuweisen, 

1. daß die Stimmzettel amtlich hergestellt und im Ab­
stimmungsraum bereitgehalten werden, 

2. welchen Inhalt der Stimmzettel hat, Über wieviele 
Stimmen der Wahlberechtigte verfügt und nach wel­
chen Grundsätzen der Stimmzettel gekennzeichnet 
wird, 

3. in welcher Weise mit Wahlscheinen gewählt werden 
kann, 

4. in welcher Weise durch Briefwahl gewählt werden 
kann. 

(2) Findet eine Gemeindewahl zusammen mit einer 
Landkreiswahl oder eine Landkreiswahl für sich al­
lein statt, erläßt das Landratsamt die Bekanntma­
chung. 

(3) Abschrift oder Abdruck der Bekanntmachung ist 
den Verhandlungen über die Gemeinde- oder Land­
kreiswahl beizufügen. 

Zweiter Teil 

Wahlvorschläge 
§30 

Aufforderung zur Einreichung 
der Wahlvorschläge 

(1) IDer Wahlleiter gibt spätestens am 48. Tag vor 
dem Wahltag die Art und Anzahl der zu Wählenden 
(erster Bürgermeister, Gemeinderatsmitglieder, 
Landrat, Kreisräte) in der aus § 42 ersichtlichen Weise 
bekannt und fordert dabei zur Einreichung von Wahl­
vorschlägen für die Wahl des ersten Bürgermeisters 
und der Gemeinderatsmitglieder (Gemeindewahl) 
oder des Landrats und der Kreisräte (Landkreiswahl) 
bis zum 34. Tag vor dem Wahltag, 17 Uhr, auf. 21n der 
Bekanntmachung ist ferner anzugeben, wo der Wahl­
leiter die Wahlvorschläge entgegennimmt, und darauf 
hinzuweisen, daß bei Gemeinderats- oder Kreistags­
wahlen Mehrheitswahl stattfindet, wenn kein oder nur 
ein gültiger Wahlvorschlag eingereicht wird, und daß 
bei der Wahl des ersten Bürgermeisters oder des 
Landrats die Wahl ohne Bindung an einen vorgeschla­
genen Bewerber stattfindet, wenn nur ein gültiger 
oder überhaupt kein gültiger Wahlvorschlag einge­
reicht wird. 

(2) Der Wahlleiter weist in der Aufforderung nach 
Absatz 1 darauf hin, wie die Parteien und Wählergrup­
pen die Wahlvorschläge aufzustellen haben (§§ 32 bis 
35) und welche besonderen Voraussetzungen bei Wäh­
lergruppen für die Gültigkeit der Wahlvorschläge (§ 31 
Abs. 4) gelten. 

§ 31 
Einreichung der Wahlvorschläge 

(1) Bei Gemeinde- und Landkreiswahlen können die 
politischen Parteien und, unbeschadet des Art. 15 der 
Verfassung, Wählergruppen Wahlvorschläge einrei­
chen. 

(2) IDie Wahlvorschläge sind mit allen erforderli­
chen Unterlagen spätestens bis zum 34. Tag vor dem 
Wahltag, 17 Uhr, bei dem zuständigen Wahlleiter ein­
zureichen; sie können erst nach Erlaß der Bekanntma­
chung nach § 30 Abs. 1 und nur bei dem darm bezeich­
neten Ort eingereicht werden") 2Der Wahlleiter hat 
den Zeitpunkt-der Einreichung auf den Wahlvorschlä­
gen zu vermerken. 3Eine Verlängerung der Frist und 
eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die 
Versäumnis ist nicht möglich (Art.40 Abs.2 GWG, 
Art. 9 Abs.2 LKrWG). 4Bis zum 34. Tag vor der Wahl, 
17 Uhr, sind Änderungen der Wahlvorschläge zulässig. 

(3) IDer Wahlleiter hat zu prüfen, ob die Wahlvor­
schläge von politischen Parteien oder von Wähler­
gruppen eingereicht worden sind. 2Der Begriff der po­
litischen Partei findet sich in § 2 Abs. 1 des Parteienge­
setzes vom 24. Juli 1967 (BGBI I S.773), zuletzt geän­
dert durch Gesetz vom 21. Dezember 1979 (BGBI I S. 
2358); danach sind Parteien Vereinigungen von Bür­
gern, die dauernd oder für längere Zeit für den Bereich 
des Bundes oder eines Landes auf die politische Wil­
lensbildung Einfluß nehmen und an der Vertretung 
des Volkes im Deutschen Bundestag oder einem Land­
tag mitwirken wollen, wenn sie nach dem Gesamtbild 
der tatsächlichen Verhältnisse, insbesondere nach 
Umfang und Festigkeit ihrer Organisation, nach der 

*) Halbsatz 2 findet keine Anwendung auf Wahlvorschläge. die 
vor dem 1. Mai 1984 eingereicht werden (§ 2 Abs. 2 der Ver­
ordnung vom 17. November 1983, GVBI 8.1020). 
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Zahl ihrer Mitglieder und nach ihrem Hervortreten in 
der Öffentlichkeit eine ausreichenCle Gewähr für die 
Ernsthaftigkeit ihrer Zielsetzung bieten. awählergrup­
pen sind alle sonstigen Vereinigungen oder Gruppen, 
deren Ziel es ist, sich nur an Gemeinde- oder Land­
kreiswahlen zu beteiligen. 

(4) IDer Wahlvorschlag einer Wählergruppe, die im 
letzten Gemeinderat (bei Landkreiswahlen im letzten 
Kreistag) nicht auf Grund eines eigenen Wahlvor­
schlags (sondern entweder überhaupt nicht oder nur 
auf Grund eines mit politischen Parteien oder anderen 
Wählergruppen gemeinsam eingereichten Wahlvor­
schlags oder auf Grund einer Unterstützung nach Ab­
satz 5 Satz 2) vertreten war (neue Wählergruppe), ist 
nur gültig, wenn er 

1. bei Gemeindewahlen von. mindestens viermal soviel 
Wahlberechtigten als Gemeinderatsmitglieder nach 
Art. 31 Abs. 2 Satz 2 GO zu wählen sind, 

2. bei Landkreiswahlen von mindestens viermal soviel 
Wahlberechtigten als Kreisräte nach Art. 24 Abs.2 
Satz 1 LKrO zu wählen sind, 

unterstützt wird. 2Die Wahlberechtigten haben sich 
dazu persönlich nach der Einreichung des Wahlvor­
schlags bis zum 24. Tag vor der Abstimmung, 17 Uhr, in 
eine Liste einzutragen, die bei Gemeindewahlen der 
Gemeindewahlleiter bei der Gemeinde, bei Landkreis­
wahlen der Landkreiswahlleiter beim Landratsamt 
auflegt. 3Die in dem Wahlvorschlag aufgeführten Be­
werber selbst dürfen sich nicht in die Unterstützungs­
liste eintragen, wohl aber diejenigen Wahlberechtig­
ten, die den Wahlvorschlag oder die Niederschrift über 
die Bewerberaufstellung (§ 32 Abs. 4) unterzeichnet 
haben. 4Die Eintragung muß während der allgemeinen 
Dienststunden ermöglicht werden. sHierauf ist in der 
Bekanntmachung nach § 30 Abs. 1 hinzuweisen. 8Die 
Wahlleiter haben eine Liste bereitzuhalten, aus der 
sich zweifelsfrei ergeben muß, welchen Wahlvorschlag 
die Unterzeichner unterstützen. 7Die Wahlberechtig­
ten haben in der Eintragung Vor- und Zunamen und 
den Wohnort anzugeben; sie haben sich über ihre Per­
son auszuweisen. BBei Landkreiswahlen muß die Be­
stätigung der Gemeindebehörde vorgelegt werden, daß 
der Unterzeichner in die Wählerliste der Gemeinde 
eingetragen ist. 9Jeder Wahlberechtigte kann nur 
Wahlvorschläge einer Wählergruppe unterstützen. 
lODie Zurückziehung einzelner Unterschriften ist wir­
kungslos. 

(5~ lAbsatz 4 gilt nicht, wenn eine neue Wählergrup.­
pe emen Wahlvorschlag einreicht, der von einer politi­
schen Partei oder einer bereits im letzten Gemeinde­
rat (bei Landkreiswahlen im letzten Kreistag) auf 
Grund eines eigenen Wahlvorschlags vertreten gewe­
sen.en Wählergruppe (alte Wählergruppe) in einer ge­
memsamen Versammlung mitaufgestellt ist, voraus­
gesetzt, der Name der beteiligten Partei oder alten 
Wählergruppe ist mit deren schriftlicher Zustimmung 
im Kennwort enthalten (§ 34 Abs. 1 Nr. 1). 2Dasselbe 
gilt, wenn eine Partei oder alte Wählergruppe den 
Wahlvorschlag einer neuen Wählergruppe, ohne daß er 
in einer gemeinsamen Wahlversammlung aufgestellt 
worden ist, dadurch unterstützt, daß dem Wahlleiter 
b~s späte~teI?s 17 Uhr des 27. Tages vor dem Wahltag 
eme schrtfthche Erklärung eingereicht wird, wonach 
die neue Wählergruppe den Namen der unterstützen­
den Partei oder alten Wählergruppe im Kenntwort mit 
aufnehmen darf; eine bereits aufgelegte Unterstüt­
zungsliste nach Absatz 4 ist unabhängig davon, ob sie 
bereits Eintragungen enthält, unter Beifügung eines 
vom Wahlleiter zu unterzeichnenden Vermerks über 
die Unterstützung durch eine Partei oder alte Wähler­
gruppe zurückzuziehen. 3Absatz 4 gilt ferner bei Bür-

germeister- und Landratswahlen nicht für solche 
Wählergruppen, die zwar im letzten Gemeinderat 
nicht vertreten waren, auf Grund deren eigenen Wahl­
vorschlags aber der vorhergehende erste Bürgermei­
ster oder Landrat gewählt wurde. 

(6) Die Prüfung, ob eine Wählergruppe mit einer be­
reits im letzten Gemeinderat (Kreistag) auf Grund ei­
nes eigenen Wahlvorschlags vertretenen Wählergrup­
pe übereinstimmt, richtet sich nach folgenden Ge­
sichtspunkten: 

1. War die .Wählergruppe bereits bei Einreichung des 
Wahlvorschlags zur vorhergehenden Wahl nach bür­
gerlichem Recht organisiert (z. B. als Verein), so gel­
ten die Grundsätze des bürgerlichen Rechts (z. B. ob 
der Verein zur Zeit der Einreichung des Wahlvor­
schlags zur bevorstehenden Wahl noch besteht). 

2. Handelt es sich um einen mehr oder weniger losen, 
unorganisierten Zusammenschluß, so ist es dann die 
gleiche Wählergruppe, wenn sie wieder unter dem­
selben Namen oder mit ' demselben Kennwort auf­
tritt oder wenn sie ohne Veränderungen im übrigen 
lediglich ihren Namen geändert hat. Eine Wähler­
gruppe, die sich ausschließlich durch Zusammen­
schluß mehrerer alter Wählergruppen gebildet hat, 
behält die Vorrechte einer alten Wählergruppe. Be­
anspruchen mehrere Wählergruppen den gleichen 
Namen oder das gleiche Kennwort (z. B. weil die frü­
here Wählergruppe sich gespalten hat), so stimmt 
diejenige Wählergruppe mit der alten bisher schon 
im letzten Gemeinderat (Kreistag) vertreten gewe­
senen überein, deren jetziger Wahlvorschlag von 
mehr als der Hälfte der Anhänger unterschrieben 
ist, die auch den früheren Wahlvorschlag unter­
zeichnet hatten und in der Gemeinde (im Landkreis) 
noch wahlberechtigt sind. Der Unterzeichnung des 
jetzigen Wahlvorschlags steht die Aufführung als 
Bewerber in diesem Wahlvorschlag gleich. 

§ 32 

Aufstellung der Wahlvorschläge zur Wahl 
des Gemeinderats und des Kreistags 

(1) lAlle von einer Partei oder einer Wählergruppe 
aufgestellten Bewerber für die Gemeinderatswahlen 
müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen Ver­
sammlung von Anhängern der Partei oder Angehöri­
gen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung ge­
wählt werden. 2Bei den Gemeinderatswahlen können 
für Gemeinden mit mehreren Stimmbezirken die Be­
werber durch eine für den Wahlkreis einberufene Ver­
sammlung von Delegierten, die von Mitgliedern einer 
Partei oder Angehörigen einer Wählergruppe zu die­
sem Zweck gewählt sind, in geheimer Abstimmung 
aufgestellt werden. 3Delegiertenversammlung kann 
auch eine nach der Satzung einer Partei allgemein für 
bevorstehende Wahlen bestellte Versammlung sein, 
wenn die Mehrheit ihrer Mitglieder von den im 'Wahl­
kreis wahlberechtigten Partei mitgliedern gewählt 
worden ist; diese Wahl darf nicht weiter als zwei Jahre 
vor dem Wahltag zurückliegen. 4Die Minderheit der 
Delegierten kann aus nichtgewählten (sog. geborenen) 
Versammlungsmitgliedern bestehen. 5Alle von einer 
Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Bewer­
ber für die Kreistagswahl müssen in einer zu diesem 
Zweck einberufenen Versammlung von Mitgliedern 
der Partei oder Angehörigen der Wählergruppe aus 
dem gesamten Wahlkreis in geheimer Abstimmung 

. gewählt werden; die Sätze 2 bis 4 gelten entsprechend. 

(2) 1 Die Bewerber werden mit Stimmenmehrheit ge­
wählt; dabei kann mittels Stimmzetteln oder mit Hilfe 
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die Geheimhaltung gewährleistender mechanischer 
oder elektrischer Geräte (sog. Wählmaschinen) insbe­
sondere über jeden vorgeschlagenen Bewerber einzeln 
oder über eine vorbereitete Bewerberliste im ganzen 
abgestimmt werden oder es kann jeder Abstimmende 
so viele Stimmen haben, als Bewerber zu wählen sind, 
die er auf einem vorbereiteten Stimmzettel, der mehr 
Bewerber enthält als zu wählen sind, an darin nament­
lich aufgeführte Bewerber vergibt. 2Gewählt sind die 
Bewerber, welche die höchsten Stimmenzahlen er­
reicht haben; sie kommen in der Reihenfolge der auf 
sie entfallenden Stimmenzahlen so lange zum Zug, bis 
die Zahl der aufzustellenden Bewerber erreicht ist. 

(3) 1 Die Versammlung beschließt darüber, ob Bewer­
ber und bejahendenfalls welche Bewerber bis zu drei­
mal im Wahlvorschlag aufgeführt werden sollen und 
setzt die Reihenfolge aller Bewerber unter Beachtung 
von § 33 Satz 4 fest; hierbei besteht keine Bindung an 
das zahlenmäßige Stimmenergebnis der Wahl nach 
Absatz 2. 2Das besondere Beschlußverfahren des Sat­
zes 1 kann dadurch ersetzt werden, daß bei der Wahl 
der Bewerber nach den Absätzen 1 und 2 gleichzeitig 
über ihre Reihenfolge und mehrfache Aufführung im 
Wahlvorschlag mit abgestimmt wird. 3Die Versamm­
lung soll auch eine Regelung für den Fall treffen, daß 
Bewerber ihre Zustimmung zur Aufstellung im Wahl­
vorschlag zurückziehen (Art. 19 Abs. 3 GWG) und eine 
Ersatzaufstellung nicht mehr in einer Versammlung 
vorgenommen werden kann. 

(4) l{)ber diese Versammlung ist eine Niederschrift 
anzufertigen. 2Die Niederschrift muß bei politischen 
Parteien und alten Wählergruppen, ferner bei neuen 
Wählergruppen, deren Wahlvorschläge von politischen 
Parteien oder alten Wählergruppen in der Versamm­
lung mitaufgestellt werden, vom Vorsitzenden und 
zwei Wahlberechtigten unterschrieben werden. 3Bei 
anderen neuen Wählergruppen ist die Niederschrift 
vom Vorsitzenden und zehn Wahlberechtigten zu un­
terschreiben. 4Die Wahlberechtigten müssen an der 
Versammlung teilgenommen haben. 5 Auch Bewerber 
können die Niederschrift unterzeichnen, wenn sie an 
der Versammlung teilgenommen haben. SAus der Nie­
derschrift müssen Ort und Zeit der Versammlung, die 
Zahl der Teilnehmer und der Gang der Wahlhandlung 
einschließlich des genauen Ergebnisses der Wahl der 
Bewerber und ihrer Reihenfolge ersichtlich sein; fer­
ner muß sie im Fall des Art. 19b Abs. 1 Satz 3 GWG ei­
nen Vermerk darüber enthalten, daß die Wahl der 
Mehrheit der Delegierten nicht früher a ls zwei Jahre 
vor dem Wahltag stattgefunden hat. 7Die Niederschrift 
ist dem Wahlvorschlag beizulegen. 

§33 

Anzahl der Bewerber 

lZur Wahl des Gemeinderats oder Kreistags darf je­
der Wahlvorschlag höchstens so viele Bewerber ent­
halten, als Gemeinderatsmitglieder oder Kreisräte zu 
wählen sind. 2Wenn Bewerber im Wahlvorschlag 
mehrfach aufgeführt werden, verringert sich die Be­
werberzahl entsprechend. 3In Gemeinden bis zu 3000 
Einwohnern kann bei Gemeinderatswahlen vorbe­
haltlich der Bestimmung in § 37 Abs. 3 Nr. 3 die Zahl 
der Bewerber im Wahlvorschlag bis auf das Doppelte 
der zu wählenden Gemeinderatsmitglieder erhöht 
werden. 4Die mehrfach aufgeführten Bewerber er­
scheinen im Wahlvorschlag durch Wiederholung ihres 
Namens und nicht durch Beifügung einer Zahl vor den 
übrigen Bewerbern; doppelt aufgeführte Bewerber 
sind im Anschluß an dreifach aufgeführte Bewerber zu 
nennen. 

§34 

Inhalt der Wahlvorschläge 

(1) Zur Wahl des Gemeinderats oder Kreistags muß 
jeder Wahlvorschlag enthalten: 

1. Den Namen der Partei oder der Wählergruppe als 
Kennwort (Art. 19 Abs. 4 GWG). Kurzbezeichnungen,­
bei denen der Name einer Partei oder Wählergruppe 
nur durch eine Buchstabenfolge oder in anderer 
Weise ausgedrückt wird, reichen als Kennwort aus. 
Reicht eine Partei oder eine Wählergruppe einen ei­
genen Wahlvorschlag ohne Kennwort ein, so gilt der 
Name der Partei oder Wählergruppe als Kennwort; 
reichen sie miteinander einen gemeinsamen Wahl­
vorschlag ohne Kennwort ein, so gelten die Namen 
sämtlicher daran beteiligten Parteien oder Wähler­
gruppen in der im Wahlvorschlag genannten Rei­
henfolge als Kennwort. Bei neuen Wählergruppen, 
deren Wahlvorschlag von Parteien oder alten Wäh­
lergruppen mitaufgestellt oder unterstützt ist (§ 31 
Abs.5) und für welche die besonderen Vorschriften 
für neue Wählergruppen (§ 31 Abs. 4, § 32 Abs.4 
Satz 2) nicht gelten sollen, müssen die Namen der 
beteiligten Parteien oder alten Wählergruppen mit 
deren schriftlicher Zustimmung, die beim Wahlleiter 
einzureichen ist, im Kennwort enthalten sein (Art. 
19a Abs. 2 GWG). Bei gemeinsamen Wahlvorschlä­
gen besteht das Kennwort aus den Namen der betei­
ligten Parteien oder Wählergruppen. Dem Kennwort 
kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, 
wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahl­
vorschläge erforderlich ist; bei Namensgleichheit 
muß dem Kennwort ein zusätzliches Unterschei­
dungsmerkmal beigefügt werden; 

2. die Angabe sämtlicher Bewerber in erkennbarer 
Reihenfolge entsprechend der Aufstellung in der 
Niederschrift über die Wahlversammlung (§ 32 
Abs.4) nach Vor- und Zunamen, Geburtstag, Stand 
oder Beruf; zugelassen ist die zusätzliche Angabe 
akademischer Grade und insbesondere folgender 
kommunaler Ehrenämter und im Grundgesetz und 
in der Verfassung vorgesehenen Ämter: Ehrenamt­
licher erster, zweiter oder dritter Bürgermeister, Ge­
meinderatsmitglied, stellvertretender Landrat, 
Kreisrat, Bezirkstagspräsident, Bezirksrat, Senator, 
Bundestagsabgeordneter, Landtagsabgeordneter. 
Weiter sind anzugeben Wohnort und - falls zur Un­
terscheidung erforderlich - Wohnung; ferner ist er­
forderlich die im Wahlvorschlag selbst oder in einer 
Anlage enthaltene Erklärung der Bewerber, daß sie 
der Aufnahme ihrer Namen in den Wahlvorschlag 
zustimmen und daß sie nicht die Wählbarkeit infolge 
Richterspruchs verloren haben (Art. 16 GWG), 
schließlich bei Kreistagswahlen die gemeindliche 
Bestätigung über das Alter der Bewerber und ihren 
Eintrag in die Wählerliste. Jeder Bewerber kann nur 
in einem Wahlvorschlag enthalten sein. Die Reihen­
folge ist erkennbar, wenn sie aus dem Inhalt des 
Wahlvorschlags ohne Zweifel festgestellt werden 
kann; 

3. mindestens zehn Unterschriften, die eigenhändig 
auf dem Wahlvorschlag selbst oder auf Blättern, die 
mit diesem fest verbunden sind, abgegeben werden 
müssen. Die Unterzeichner müssen Vor- und Zuna­
men, Stand oder Bllruf, Wohnort und Wohnung an­
geben und in der betr!,!ffenden Gemeinde (für Kreis­
tagswahlen: im Landkreis) wahlberechtigt sein; für 
die Kreistagswahl muß die Bestätigung der Gemein­
debehörde beigebracht werden, daß die Unterzeich­
ner des Wahlvorschlags in die Wählerliste eingetra-. 
gen sind. Die Zurückziehung oder der Wegfall ein­
zelner Unterschriften durch Tod oder Verlust der 
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Wahlberechtigung der Unterzeichner ist, vorbehalt­
lich der Bestimmung des § 40 Aus. 1, wirkungslos. 
Jeder Wahlberechtigte kann nur einen Wahlvor­
schlag unterzeichnen. Die Unterzeichnung des 
Wahlvorschlags durch die Bewerber selbst ist unzu­
lässig. 
(2) 'Jeder Wahlvorschlag soll weiter einen Vertrau­

ensmann und einen Stellvertreter bezeichnen, die in 
der betreffenden Gemeinde (für Kreistagswahlen: im 
Landkreis) wahlberechtigt sein müssen. 2Fehlt diese 
Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner als Ver­
trauensmann, der zweite als sein Stellvertreter. 3Der 
Vertrauensmann und der Stellvertreter können durch 
schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeich­
ner des Wahlvorschlags gegenüber dem Wahlleiter ab­
berufen oder durch andere ersetzt werden. 4Der Ver­
trauensmann oder sein Stellvertreter sind jeder für 
sich berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahl­
vorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. 5Im 
Zweifelsfall gilt die Erklärung des Vertrauensmannes. 
8§ 36 Abs. 1 Satz 3 bleibt unberührt. 

(3) 'Die Unterschriften können, müssen aber nicht 
vor der Gemeindebehörde ~bgegeben werden. 2Die ge­
meindlichen Amtshandlungen aus diesem Anlaß sind 
gebührenfrei. 3Ebenso sind alle zum Vollzug der wahl­
rechtlichen Bestimmungen erforderlichen Bestätigun­
gen kostenfrei auszustellen. 

§35 

Wahlvorschläge zur Wahl 
des ersten Bürgermeisters und 

des Landrats 

(1) 'Der von einer Partei oder Wählergruppe für die 
Bürgermeisterwahl aufgestellte Bewerber muß in ei­
ner zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von 
Anhängern der Partei oder Angehörigen der Wähler­
gruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. 2In 
Gemeinden mit mehreren Stimmbezirken kann der 
Bewerber auch durch eine für den Wahlkreis einberu­
fene Versammlung von Delegierten, die von Mitglie­
dern einer Partei oder Angehörigen einer Wählergrup­
pe zu diesem Zweck gewählt sind, in geheimer Abstim­
mung aufgestellt werden. 3Delegiertenversammlung 
kann auch eine nach der Satzung einer Partei allge­
mein für bevorstehende Wahlen bestellte Versamm­
lung sein, wenn die Mehrheit ihrer Mitglieder von den 
im Wahlkreis wahlberechtigten Parteimitgliedern ge­
wählt worden ist; diese Wahl darf nicht weiter als zwei 
Jahre vor dem Wahltag zurückliegen. 4Die Minderheit 
der Delegierten kann aus nichtgewählten (sog. gebore­
nen) Versammlungsmitgliedern bestehen. 5Die Sätze 1 
bis 4 gelten auch für die Landratswahl mit der Maßga­
be, daß der Bewerber in einer Versammlung von Mit­
gliedern einer Partei oder Angehörigen einer Wähler­
gruppe oder den Delegierten aus dem gesamten Wahl­
kreis aufzustellen ist. 

(2) 'Der Bewerber wird nach den Grundsätzen der 
Mehrheitswahl entweder mittels Stimmzetteln oder 
mit Hilfe die Geheimhaltung gewährleistender me­
chanischer oder elektrischer Geräte (sog. Wählma­
schinen) gewählt. 2Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte 
der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. 3Erlangt 
kein Bewerber diese Mehrheit, so findet Stichwahl un­
ter den zwei Bewerbern statt, die im ersten Wahlgang 
die meisten Stimmen erhalten haben. 4Bei Stimmen­
gleichheit entscheidet das Los, wer in die Stichwohl 
kommt. 5Im zweiten Wahlgang ist der Bewerber ge­
wählt, der von den abgegebenen gültigen Stimmen die 
höchste Stimmenzahl erreicht; bei Stimmengleichheit 
entscheidet das Los. 8Für das Verfahren beim Losent-

scheid gilt § 67 Abs. 4 und 5 entsprechend. 7Die Ver­
sammlung soll auch eine Regelung für den Fall treffen, 
daß ein Bewerber seine Zustimmung zur Aufstellung 
im Wahlvorschlag zurückzieht und eine Ersatzaufstel­
lung nicht mehr in einer Versammlung vorgenommen 
werden kann. 

(3) 'Wird ein Bewerber von mehrere~ Parteien oder 
Wählergruppen aufgestellt, so ist er entweder in einer 
gemeinsamen Versammlung von den Mitgliedern der 
Parteien oder den Angehörigen der Wählergruppen 
oder in getrennten Versammlungen in geheimer Ab­
stimmung zu wählen. 2Absatz 1 Sätze 2 bis 5 sind anzu­
wenden. 3Beabsichtigen demnach mehrere Parteien 
oder Wählergruppen, einen gemeinschaftlichen Be­
werber zur Wahl des ersten Bürgermeisters oder des 
Landrats aufzustellen, so sind folgende Verfahrensar­
ten möglich: 

1. Der Bewerber wird in einer gemeinsamen Mitglie­
der- oder Delegiertenversammlung derjenigen poli­
tischen Parteien und Wählergruppen aufgestellt, die 
einen gemeinsamen Wahlvorschlag einreichen. 

2. Die Parteien oder Wählergruppen einigen sich form­
los auf einen Bewerber, der in getrennten Versamm­
lungen aufgestellt wird, und reichen getrennte 
Wahlvorschläge ein. Der mehrfach vorgeschlagene 
Bewerber muß dann gemäß § 38 Abs. 2 Satz 1 dem 
Wahlleiter gegenüber schriftlich erklären, für wel­
chen Wahlvorschlag er sich entscheidet oder ob er 
als gemeinsamer Bewerber auftreten will. Im letzte­
ren Fall müssen die Vertrauensleute der beteiligten 
Parteien oder Wählergruppen schriftlich erklären, 
daß sie zustimmen. 

(4) Über die Versammlungen sind Niederschriften 
aufzunehmen; § 32 Abs. 4 ist anzuwenden. 

(5) Für die Wahlvorschläge gilt weiter folgendes: 

1. Der Wahlvorschlag muß den Bewerber mit Vor- und 
Zunamen, Geburtstag, Stand oder Beruf angeben; 
zugelassen ist die zusätzliche Angabe akademischer 
Grade und insbesondere folgender kommunaler Eh­
renämter und im Grundgesetz und in der Verfas­
sung vorgesehener Ämter: Ehrenamtlicher erster, 
zweiter oder dritter Bürgermeister, Gemeinderats­
mitglied, stellvertretender Landrat, Kreisrat, Be­
zirkstagspräsident, Bezirksrat, Senator, Bundes­
tagsabgeordneter, Landtagsabgeordneter. Weiter 
sind anzugeben Wohnort und - falls zur Unterschei­
dung erforderlich - Wohnung; ferner ist erforderlich 
die im Wahlvorschlag selbst oder in einer Anlage 
enthaltene Erklärung des Bewerbers, daß er der 
Aufnahme seines Namens in den Wahlvorschlag zu­
stimmt und daß weder er die Wählbarkeit infolge 
Richterspruchs verloren hat noch seine Wählbarkeit 
nach Art. 29 Abs. 3 GWG oder Art. 4 Abs. 1 LKrWG 
ausgeschlossen ist, schließlich bei der Landratswahl 
die gemeindliche Bestätigung über das Alter des Be­
werbers. Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Be­
werber enthalten. 

2. Wahlvorschläge müssen mindestens zehn Unter­
schriften enthalten, die eigenhändig auf dem Wahl­
vorschlag selbst oder auf Blättern, die mit diesem 
fest verbunden sind, abgegeben werden müssen. Die 
Unterzeichner müssen Vor- und Zunamen, Stand 
oder Beruf, Wohnort und Wohnung angeben und in 
der betreffenden Gemeinde (für Landratswahlen: im 
Landkreis) wahlberechtigt sein; für die Landrats­
wahl muß die Bestätigung der Gemeindebehörde 
beigebracht werden, daß die Unterzeichner des 
Wahlvorschlags in die Wählerliste eingetragen 'sind. 
Die Zurückziehung oder der Wegfall einzelner Un­
terschriften durch Tod oder Verlust der Wahlbe-
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rechtigung der Unterzeichner ist, vorbehaltlich der 
Bestimmung des § 40 Abs. 1, wirkungslos. Jeder 
Wahlberechtigte kann nur einen Wahlvorschlag un­
terzeichnen. Die Unterzeichnung des Wahlvor­
schlags durch den Bewerber selbst ist unzulässig. 

3. Jeder Wahlvorschlag muß den Namen der einrei­
chenden Partei oder Wählergruppe tragen. § 34 Abs. 1 
Nr. 1 gilt entsprechend. 

4. Bezüglich des Vertrauensmannes für den Wahlvor­
schlag gilt § 34 Abs. 2. 

5. Eine Partei oder Wählergruppe kann ihren Wahlvor­
schlag zur Wahl des Bürgermeisters mit ihrem 
Wahlvorschlag zur Gemeinderatswahl, den zur Wahl 
des Landrats mit dem zur Kreistagswahl in der Wei­
se vereinigen, daß in einem Abschnitt A der Bewer­
ber zur Wahl des Bürgermeisters oder des Landrats 
und in einem Abschnitt B die Bewerber zur Gemein­
derats- oder Kreistagswahl aufgeführt werden. Für 
den zusammengefaßten Wahlvorschlag genügt die 
Benennung nur eines Vertrauensmannes; die Un­
terschriften nach Nummer 2 sind nur einmal beizu­
bringen. 

6. § 34 Abs. 3 ist anzuwenden. 

§ 36 

Verbindung von Wahlvorschlägen 
(Listenverbindung) 

(1) lZur Wahl des Gemeinderats und des Kreistags 
ist die Verbindung von Wahlvorschlägen zulässig. 2Die 
Wahlvorschläge müssen hierüber eine Erklärung der 
Unterzeichner enthalten. 3Es reicht jedoch eine 
schriftliche Erklärung der Vertrauensleute aus, wenn 
die Unterzeichner der Wahlvorschläge ihnen im Wahl­
vorschlag oder in einem gesonderten Schriftstück 
Vollmacht zum Abschluß von Listenverbindungen ge­
geben haben; die gesonderte Vollmacht ist beim Wahl­
leiter zusammen mit der Erklärung über die Listen­
verbindung einzureichen. 4Die Erklärung der Unter­
zeichner der Wahlvorschläge oder der bevollmächtig­
ten Vertrauensleute über die Verbindung von Wahl­
vorschlägen kann noch bis zur Beschlußfassung nach 
§ 39 abgegeben werden. 

(2) IJeder Wahlvorschlag kann mit einem oder meh­
rere n anderen Wahlvorschlägen verbunden werden, 
mit mehreren jedoch nur dann, wenn alle in gleicher 
Weise untereinander verbunden sind (Art. 20 GWG); 
eine Partei oder Wählergruppe kann nicht zugleich 
zwei verschiedene Listenverbindungen (über Kreuz) 
eingehen. 2Verbundene Wahlvorschläge können nur 
gemeinsam abgeändert oder zurückgenommen wer­
den. 3Die Verbindung kann nur gemeinsam aufgeho­
benwerden. 

§ 37 

Nachfrist für die Einreichung 
weiterer Wahlvorschläge und die 
Ergänzung von Wahlvorschlägen 

(1) lÜber die Zahl und den Inhalt der Wahlvorschlä­
ge hat der Wahlleiter auf Verlangen allen Beteiligten 
jederzeit Aufschluß zu erteilen. 2Am 33. Tag vor dem 
Wahltag hat der Wahlleiter für die Gemeindewahl 
durch Anschlag an der Gemeindetafel, für die Land­
kreiswahl an der Amtstafel des Landratsamts be­
kanntzugeben, wieviele Wahlvorschläge eingereicht 
worden sind, welches Kennwort sie tragen und wer als 
Bewerber für die Wahl zum ersten Bürgermeister oder 
zum Landrat aufgestellt worden ist. 31m Fall des Ab­
satzes 2 ist auf die Möglichkeit der Einreichung weite­
rer Wahlvorschläge und der Ergänzung bereits vorlie­
gender Wahlvorschläge hinzuweisen. 41n Gemeinden 

bis zu 3000 Einwohnern ist für die Wahl der Gemeinde- . 
rats mitglieder in der Bekanntmachung außerdem an­
zugeben, wieviele Bewerber der Wahlvorschlag mit 
den meisten Bewerbern enthält. 

(2) Wenn mindestens ein Wahlvorschlag eingereicht 
worden ist, können bis zum 27. Tag vor dem Wahltag, 
17 Uhr, noch weitere Wahlvorschläge eingereicht und 
bereits vorliegende Wahlvorschläge ergänzt, nicht 
aber Wahlvorschläge zurückgenommen werden. 

(3) IVorbehaltlich des § 38 Abs. 3 Satz 2 können feh­
lende Unterschriften auf Wahlvorschlägen und auf 
Niederschriften n icht nachgebracht werden. 2Als Er­
gänzungen bereits vorliegender Wahlvorschläge kom­
men nur in Betracht: 

1. die Ersetzung eines Bewerbers, der seine Zustim­
mung zur Aufstellung im Wahlvorschlag zurückge­
nommen hat, durch einen anderen Bewerber. Die 
Erklärung eines Bewerbers über die Zurücknahme 
seiner Zustimmung hat der Wahlleiter unverzüglich 
dem Vertrauensmann des Wahlvorschlags mitzutei­
len; für die Benennung des neuen Bewerbers muß 
das Verfahren nach Art. 19b GWG, §§ 32, 35 GWO 
nicht eingehalten werden. Der Vertrau,ensmann 
kann den neuen Bewerber benennen; er hat zu er­
klären, .ob der neue Bewerber den freigewordenen 
Plati im Wahlvorschlag einnehmen oder unter 
gleichzeitigem Aufrücken der übrigen Bewerber den 
letzten Platz im Wahlvorschlag erhalten soll; 

2. die nachträgliche Vorlage fehlender Erklärungen 
von Bewerbern gemäß § 34 Abs. 1 Nr.2 Satz 2, § 35 
Abs.5 Nr. 1 Satz 2; Bewerber, deren Erklärung fehlt, 
hat der Wahlleiter zur Erklärung aufzufordern mit 
dem Hinweis, daß der Wahlvorschlag insoweit un­
gültig ist, wenn die Erklärung nicht bis zu dem in 
Absatz 2 genannten Zeitpunkt eingeht; 

3. die Vermehrung der Zahl der Bewerber. Innerhalb 
der Nachfrist können noch weitere Bewerber für be­
reits vorliegende Wahlvorschläge bis zur zulässigen 
Höchstzahl benannt werden. In Gemeinden bis zu 
3000 Einwohnern dürfen Wahlvorschläge unter Be­
achtung des § 33 Satz 3 über die Zahl der zu wählen­
den Gemeinderatsmitglieder hinaus nur so viele 
weitere Bewerber enthalten, als der Wahlvorschlag 
aufweist, der unter den vor der Nachfrist eingereich­
ten Wahlvorschlägen die meisten Bewerber enthält; 
vor der Nachfrist eingereichte Wahlvorschläge kön­
nen bis zum Ablauf der Nachfrist auf diese Bewer­
berhöchstzahl aufgefüllt werden; 

4. die Erweiterung des Kennworts einer neuen Wäh­
lergruppe durch den Namen einer Partei oder alten 
Wählergruppe auf Grund deren schriftlicher Zu­
stimmung (Art. 19a Abs. 2 GWG). 

(4) lWenn am27. Tag vor dem Wahltag, 17 Uhr, für ei­
ne Gemeinderats- oder Kreistagswahl nur ein Wahl­
vorschlag vorliegt, so ist der Vertrauensmann Jofort 
darauf hinzuweisen, daß die Bewerberzahl bis zur Be­
schlußfassung über den Wahlvorschlag (am 23. Tag vor 
der Wahl) auf das Doppelte der Zahl der zu wählenden 
Vertreter vermehrt werden kann. 2Zugleich ist der 
Vertrauensmann darauf aufmerksam zu machen, daß 
eine etwa im Wahlvorschlag vorgenommene mehrfa­
che Aufführung einzelner Bewerber (§ 33) gegen­
standslos geworden ist. 

§ 38 

Mängelbeseitigung 

(1) Binnen 24 Stunden hat der Wahlleiter mit der. 
Prüfung der bei ihm rechtzeitig eingereichten Wahl­
vorschläge samt deren Unterlagen zu beginnen. 
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(2) lEin Bewerber, dessen · Name auf mehreren 
Wahlvorschlägen der gleichen Wahl enthalten ist, muß 
nach Aufforderung dem Wahlleiter erklären, für wel­
chen Wahlvorschlag er sich entscheidet oder ob er als 
gemeinsamer Bewerber auftreten will (§ 35 Abs. 3 
Nr. 2); unterläßt er diese Erklärung, so wird sein Name 
in allen Wahlvorschlägen gestrichen. 2Dasselbe gilt, 
wenn ein Wahlberechtigter Wahlvorschläge mehrerer 
Wählergruppen unterstützt (§ 31 Abs.4) oder mehrere 
Wahlvorschläge unterzeichnet hat; § 35 Abs.5 Nr. 5 
bleibt unberührt. 3Es ist hingegen zulässig, daß je­
mand, der als Bewerber für die Wahl zum ersten Bür­
germeister oder Landrat in Betracht kommt, auch in 
den Wahlvorschlag für die Gemeinderatsmitglieder 
oder Kreisräte aufgenommen wird (§ 66 Abs. 4). 

(3) IDer Wahlleiter hat unverzüglich die Vertrauens­
leute der Wahlvorschläge unter Hinweis auf die nach­
folgend genannte Frist zur Beseitigung der an recht­
zeitig eingereichten Unterlagen festgestellten Mängel 
aufzufordern. 2Das gilt auch für Unterschriften, die 
nach Absatz 2 Satz 2 weggefallen sind. 3Mängel der 
Wahlvorschläge müssen spätestens am 24. Tag vor 
dem Wahltag, 17 Uhr, behoben sein. 

(4) IBis zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch Än­
derungen der Wahlvorschläge insoweit zulässig, als sie 
durch den Wegfall von Bewerbern durch Tod oder 
nachträglichen Wählbarkeitsverlust veranlaßt sind. 
2Für die Benennung neuer Bewerber muß das nach 
Art. 19b GWG vorgeschriebene Verfahren nicht einge­
halten werden. 3Der Vertrauensmann kann den neuen 
Bewerber benennen; er hat zu erklären, ob der neue 
Bewerber den freigewordenen Platz im Wahlvorschlag 
einnehmen oder unter gleichzeitigem Aufrücken der 
übrigen Bewerber den letzten Platz im Wahlvorschlag 
erhalten soll. 4Die Vermehrung der Zahl der Bewerber 
ist nach Ablauf der Nachfrist des § 37 nicht mehr zu­
lässig. 

§ 39 

Beschlußfassung über die Wahlvorschläge 

(1) IDer Wahlausschuß tritt am 23. Tag vor dem 
Wahltag zusammen und beschließt, ob die eingereich­
ten Wahlvorschläge gültig und Erklärungen nach § 36 
zulässig sind. 2Der Wahlausschuß hat zur Beschlußfas­
sung zusammenzutreten, auch wenn nur ein Wahlvor­
schlag vorliegt. 3Die Vertrauensmänner der Wahlvor­
schläge sind auch bei der Entscheidung über den eige­
nen Wahlvorschlag stimmberechtigt. 

(2) IDer Wahlausschuß kann einen Beschluß, der die 
Gültigkeit eines Wahlvorschlags feststellt, nicht mehr 
ändern. 2Hat der Wahlausschuß einen Wahlvorschlag 
ganz oder teilweise für ungültig erklärt, so hat er das 
dem Vertrauensmann dieses Wahlvorschlags unver­
züglich, möglichst noch am selben Tag, unter Angabe 
der Gründe mündlich oder schrütlich mitzuteilen. 

(3) Der Wahlausschuß muß auf Einwendungen einer 
betroffenen Partei oder Wählergruppe, die bis späte­
stens 17 Uhr des 20. Tages vor dem Wahltag beim 
Wahlleiter erhoben sein müssen, bis 24 Uhr des 19. Ta­
ges vor dem Wahltag über ganz oder teilweise für un­
gültig erklärte Wahlvorschläge nochmals beschließen; 
dasselbe ist ihm auch von Amts wegen bis zum glei­
chen Zeitpunkt gestattet. 

(4) Beschlüsse nach Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 
und Beschlüsse über die Zulässigkeit der Verbindung 
von Wahlvorschlägen (§ 36) können nur im Wahlprü­
fungsverfahren nachgeprüft werden (Art. 36 bis 38 
GWG). 

§40 

Zurücknahme von Wahlvorschlägen 

(1) Für die Zurücknahme von Wahlvorschlägen im 
ganzen ist eine gemeinsame schrütliche Erklärung 
des Vertrauensmannes und seines Stellvertreters oder 
die schrütliche Erklärung der Mehrheit der Unter­
zeichner der Wahlvorschläge erforderlich. 

(2) IWahlvorschläge können nach dem 34. Tag vor 
dem Wahltag nicht mehr im ganzen zurückgenommen 
werden. 2Für die Zurücknahme von Zustimmungser­
klärungen einzelner Bewerber gilt Art. 19 Abs. 3 Satz 2 
GWG. 

§ 41 

Ungültige Wahlvorschläge 

(1) Ungültig sind Wahlvorschläge, 

1. wenn sie nicht rechtzeitig eingereicht worden sind 
(§ 30 Abs. 1), 

2. von neuen Wählergruppen, wenn sich nicht rechtzei­
tig die erforderliche Zahl von Wahlberechtigten in 
die bei der Dienststelle des Wahlleiters aufliegende 
Liste eingetragen hat (§ 31 Abs. 4), 

3. wenn sie nicht von der vorgeschriebenen Zahl Wahl­
berechtigter eigenhändig unterzeichnet sind (§ 34 
Abs. 1 Nr. 3, § 35 Abs. 5 Nrn. 2 und 5), 

4. wenn die Niederschrift über die Wahlversammlung 
nicht beigebracht ist (§ 32 Abs. 4, § 35 Abs. 4), 

5. wenn die Niederschrüt nicht die vorgeschriebenen 
Angaben und Unterschriften (§ 32 Abs. 4, § 35 Abs. 4) 
enthält oder wenn die Niederschrift erkennen läßt 
oder auf Grund sonstiger Umstände feststeht, daß 
die Unterzeichner nicht an der Wahlversammlung 
teilgenommen haben oder daß bei der Wahl der Be­
werber das für die Wahlhandlung vorgeschriebene 
Verfahren nicht beachtet wurde, 

6. bei Bürgermeister- und Landratswahlen, wenn die 
vorgeschriebene Erklärung des Bewerbers (§ 35 
Abs. 5 Nr.l)nichtvorliegt. 

(2) Teilweise ungültig sind Wahlvorschläge, 

1. soweit darin nichtwählbare Personen bezeichnet 
sind, 

2. soweit die Bewerber nicht deutlich bezeichnet oder 
nicht in erkennbarer Reihenfolge aufgeführt sind 
(§ 34 Abs. 1 Nr. 2, § 35 Abs. 5 Nr. 1), 

3. soweit darin mehr Bewerber bezeichnet sind, als zu­
lässig ist (§§ 33,37 Abs. 3 Nr. 3), und. zwar hinsichtlich 
der über die zulässige Zahl hinaus vorgeschlagenen 
Bewerber, 

4. bei Gemeinderats- und Kreistagswahlen, soweit 
nicht die vorgeschriebene Erklärung der Bewerber 
vorliegt (§ 34 Abs. 1 Nr. 2). 

(3) Bei der Prüfung formaler Anforderungen an 
wahlrechtliche Erklärungen ist im Zweifel auf den er­
kennbaren Willen der Erklärenden abzustellen. 

(4) IUngültige Wahlvorschläge sind im ganzen zu­
rückzuweisen. 2In teilweise ungültigen Wahlvorschlä­
gen sind die ungültigen Eintragungen zu streichen. 
3Die Streichungen sind zu beurkunden. 

§42 

Bekanntgabe der Wahlvorschläge 

(1) ISpätestens am 18. Tag vor dem Wal1ltag hat der 
Wahlleiter die als gültig anerkannten-Wahlvorschläge 
in der vom Wahlausschuß beschlossenen Zusammen­
setzung mit den Angaben in § 34 Abs_ 1 Nrn_ 1 und 2, 
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§ 35 Abs. 5 Nrn. 1 und 3 und § 36 Abs. 1 bekanntzuge­
ben, und zwar durch öffentlichen Anschlag oder Aus­
hang oder entsprechend den Vorschriften, die für die 
Bekanntmachung von Satzungen der Gemeinde oder 
des Landkreises gelten. 2Dabei ist die Bedeutung der 
Vorschläge kurz zu erläutern. 

(2) IDie Wahlvorschläge werden, getrennt nach den 
Wahlvorschlägen zur Wahl des ersten Bürgermeisters 
und zur Wahl des Gemeinderats oder den Wahlvor­
schlägen zur Wahl des Landrats und zur Wahl des 
Kreistags, in der Reihenfolge bekanntgegeben, daß zu­
erst die Wahlvorschläge der politischen Parteien und 
der Wählergruppen nach der Höhe der bei der letzten 
Landtagswahl insgesamt in Bayern erhaltenen Stim­
menzahlen und sodann, vorbehaltlich der Bestimmung 
in Absatz 3, die Wahlvorschläge der übrigen Wähler­
gruppen nach dem Zeitpunkt der Einreichung der 
Wahlvorschläge zu nennen und zu . numerieren sind. 
2Hat eine politische Partei oder Wählergruppe, die 
hiernach Anspruch auf eine Ordnungszahl hat, keinen 
Wahlvorschlag eingereicht oder wurde ihr Wahlvor­
schlag nicht zugelassen, so fällt die betreffende Ord­
nungszahl aus mit der Folge, daß sich die anderen poli­
tischen Parteien und Wählergruppen ohne Verände­
rung ihrer Ordnungszahlen anschließen. 

(3) Wenn bei der letzten Landtagswahl politische 
Parteien oder Wählergruppen Stimmen auf einen ge­
meinsamen Wahlvorschlag mit entsprechendem 
Kennwort erhalten haben und zur Gemeinde- oder 
Landkreiswahl eigene Wahlvorschläge einreichen, so 
wird die zustehende Ordnungszahl der politischen 
Partei oder Wählergruppe zugewiesen, die bei der letz­
ten Landtagswahl im Kennwort des gemeinsamen 
Wahlvorschlags an erster Stelle genannt war; die übri­
gen werden bei der Numerierung vor den Parteien und 
Wählergruppen berücksichtigt, die bei der letzten 
Landtagswahl nicht aufgetreten sind. 

(4) lWenn bei Wahlen des Gemeinderats oder Kreis­
tags mehrere politische Parteien oder Wählergruppen 
mit Anspruch auf eine feststehende Ordnungszahl 
(Absatz 2) einen gemeinsamen Wahlvorschlag einrei­
chen, so erhält dieser Wahlvorschlag die Ordnungszahl 
der Partei oder Wählergruppe, die im Kennwort an er­
ster Stelle steht. 2Die anderen Ordnungszahlen fallen 
aus. 3Besteht der Zusammenschluß nur aus neuen 
Parteien oder Wählergruppen, so erhält ein solcher ge­
meinsamer Wahlvorschlag die Ordnungszahl entspre­
chend dem zeItlichen Eingang beim Wahlleiter. 4Satz 1 
gilt auch für Wahlvorschläge neuer Wählergruppen, 
die von politischen Parteien oder alten Wählergruppen 
unterstützt sind, falls die Namen der unterstützenden 
Parteien oder Wählergruppen im Kennwort enthalten 
sind (§ 31 Abs. 5 Satz 2). 

(5) Absatz 4 gilt für Bürgermeister- und Landrats­
wahlen entsprechend. 

§43 

Bekanntgabe beim Vorliegen keines oder 
nur eines gültigen Wahlvorschlags 

(1) lLiegt für die Wahl des Gemeinderats oder des 
Kreistags kein oder nur ein gültiger Wahlvorschlag 
vor, so hat der Wahlleiter an Stelle der Bekanntma­
chung nach § 42 im gleichen Zeitpunkt bekanntzuge­
ben, daß die Wahl nach den Grundsätzen der Mehr­
heitswahl durchgeführt wird. 2Die Vorschriften der 
§§ 64 und 65 sind hierbei zu erläutern. 3Insbesondere 
ist auch bekanntzugeben, über wie viele Stimmen der 
Wahlberechtigte verfügt. 

(2) Liegt für die Wahl des ersten Bürgermeisters 
oder des Landrats kein oder nur ein einziger gültiger 
Wahlvorschlag vor, so hat der Wahlleiter an Stelle der 
Bekanntmachung nach § 42 im gleichen Zeitpunkt be­
kanntzugeben, daß die Wahl ohne Bindung an einen 
vorgeschlagenen Bewerber durchgeführt wird. 

Dritter Teil 

Durchführung der Wahl 

1. Abschnitt 

Abstimmungshandlung 

a) Allgemeine Vorschriften 

§44 

Sicherung der Wahlfreiheit 

1 Im Abstimmungsraum ist jegliche Beeinflussung 
der Abstimmenden durch Wort, Schrift oder Bild ver­
boten (Art. 14 Abs. 1 GWG); das gilt auch für Lautspre­
cherübertragungen. 2Der Wahlvorsteher hat dafür zu 
sorgen, daß gegen solche Beeinflussungen eingeschrit­
tenwird. 

§45 

Öffentlichkeit der Abstimmung 

(1) 1 Die Abstimmung sowie die Ermittlung und Fest­
stellung des Abstimmungsergebnisses sind öffentlich, 
soweit das ohne Störung möglich ist. 2Der Wahlvorste­
her hat für Ruhe und Ordnung im Abstimmungsraum 
und den unmittelbar damit zusammenhängenden 
Räumlichkeiten zu sorgen. 3Er ist berechtigt, Perso­
nen, welche die Ruhe und die ordnungsgemäße Ab­
wicklung des Wahlgeschäfts stören, aus dem Abstim­
mungsraum zu verweisen. 4Sie dürfen zuvor ihre Stim­
men abgeben. 

(2) Im Abstimmungsraum dürfen keine Ansprachen 
gehalten und - vom Wahlvorstand abgesehen - keine 
Beratungen gepflogen oder Beschlüsse gefaßt werden. 

(3) INach Schluß der Abstimmung ist der Abstim­
mungsraum vorübergehend so lange zu sperren, bis 
die im Abstimmungsraum Anwesenden ihre Stimme 
abgegeben haben. 2Nach Schluß dieser Stimmabgabe 
ist die Absperrung des Abstimmungsraumes sofort 
wieder aufzuheben. 

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für den 
Raum, in dem der Briefwahlvorstand tätig ist. 

§46 

Stimmzettel 

(1) IDie Form der Stimmzettel bestimmt sich nach 
den Anlagen 4 bis 15 (amtliche Musterstimmzettel), der 
Inhalt nach diesen Anlagen, den zugelassenen Wahl­
vorschlägen und den Vorschriften dieser Wahlord­
nung. 2Die in den amtlichen Musterstimmzetteln auf­
geführten Angaben über die Person des Bewerbers 
sind für den Stimmzettel bindend; sie müssen mit den 
entsprechenden Angaben im zugelassenen Wahl­
vorschlag übereinstimmen. 3Die Stimmzettel müssen 
die Bewerber in einer jeden Zweifel ausschließenden 
Weise bezeichnen. 
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(2) IDie Reihenfolge der Wahlvorschläge auf dem 
Stimmzettel richtet sich nac9 § 42 Abs. 2 bis 5. 2Bei 
Stichwahlen (§ 67) sind die Stichwahlbewerber auf 
dem Stimmzettel von links nach rechts in der ,Reihen­
folge der Ordnungszahlen ihrer Wahlvorschläge auf­
zuführen. 

(3) Bei Gemeinderats- und Kreistagswahlen ist auf 
dem Stimmzettel (Anlagen 4 bis 6 und 11) auf die dem 
Wahlberechtigten zustehende Stimmenzahl hinzuwei­
sen. 

b) Wahl in Abstimmungsräumen 

§47 

Verpflichtung des Wahlvorstands 

1 Die Abstimmungshandlung wird damit eröffnet, 
daß der Wahlvorsteher den Wahlvorstand (§§ 21, 22) 
versammelt und durch Handschlag verpflichtet. 2Feh­
'lende Mitglieder des Wahlvorstands werden durch an­
wesende Stimmberechtigte ersetzt (§ 22 Abs. 1) . . 

§48 . 

Vorbereitung der Abstimmung 

(1) Der Tisch, an dem der Wahlvorstand Platz nimmt, 
muß von allen Seiten zugänglich sein . . 

(2) lAn diesem Tisch muß sich die Wahlurne befin­
den (§ 24). 2Vor Beginn der Abstimmungshandlung hat 
sich der Wahlvorstand davon zu überzeugen, daß die 
Urne leer ist. 3Von da an bis zur Entnahme der Stimm­
zettel nach Schluß der Abstimmung darf die Urne 
nicht mehr geöffnet werden. 

(3) lDie amtlichen Stimmzettel sind in ausreichen­
der Anzahl zur Abgabe an die Wahlberechtigten be­
reitzuhalten. 2Eine vorzeitige Ausgabe der Stimmzet­
tel ist nicht zulässig; die §§ 11 und 27 Abs. 2 Satz 3 blei­
ben unberührt. 3Nicht amtlich hergestellte Stimmzet­
tel dürfen in und vor dem Abstimmungsraum weder 
aufgelegt noch verteilt werden. 

(4) 1 In jedem Abstimmungsraum ist bei der Gemein­
dewahl ein Abdruck des Gemeindewahlgesetzes, bei 
der Landkreiswahl ein Abdruck des Gemeindewahlge­
setzes und des Landkreiswahlgesetzes, ferner bei bei­
den Wahlen ein Abdruck dieser Wahlordnung aufzule­
gen. 2VQr und im Abstimmungsraum sind Abdrucke 
der Bekanntmachungen nach § 29 und nach § 42 oder 
§ 43 anzuschlagen. 

§49 

Leitung der Stimmabgabe . 
(1) Der Wahlvorsteher leitet die Stimmabgabe; er 

läßt bei besonderem Andrang den Zutritt zu dem Ab­
stimmungsraum regeln. 

(2) Sonstige Anordnungen oder Entscheidungen 
über die Stimmabgabe trifft der Wahlvorstand durch 
Beschluß, der in der Niederschrift (§ 22 Abs. 5) zu ver­
merken ist. 

§ 50 

Persönliche Ausübung des Stimmrechts 

lDie Abstimmung wird persönlich durch nicht un­
terschriebene Stimmzettel ausgeübt, welche die Wahl­
berechtigten dem Wahlvorsteher eigenhändig oder, 
wenn sie durch ein körperliches Geb!,echen hieran 
verhindert sind, unter Mithilfe einer von ihnen zu be­
stimmenden Vertrauensperson überreichen. 2Stellver­
tretung ist unzulässig. 

§ 51 

Form der Stimmabgabe 

(1) lDer Wahlberechtigte erhält beim Betreten des 
Abstimmungsraums durch einen Beauftragten der 
Gemeindebehörde, der dem Wahlvorstand nicht ange­
hören soll, den amtlichen Stimmzettel. 2Er begibt sich 
damit zur Kennzeichnung seines Stimmzettels hinter 
die Schutzvorrichtung. 3Die Kennzeichnung des 
Stimmzettels kann unterbleiben, wenn nur ein einzi­
ger gültiger Wahlvorschlag vorliegt; auch in diesem 
Fall hat sich der Wahlberechtigte jedoch hinter die 
Schutzvorrichtung zu begeben. 4Der Wahlberechtigte 
darf nur solange hinter der Schutzvorrichtung bleiben, 
als unbedingt erforderlich ist. 

(2) Wahlberechtigte, die des Schreibens unkundig 
oder durch ein körperliches Gebrechen behindert sind, 
ihren Stimmzettel auszufüllen, dürfen sich der Hilfe 
einer von ihnen bestimmten Vertrauensperson bedie-
nen. 

(3) 1 Der Wähler hat seinen Stimmzettel zweifach so 
zusammenzufalten, daß dessen Inhalt verdeckt ist. 
2Erforderlichenfalls trifft der Wahlvorsteher nähere 
Anweisungen. 

(4) IDanach tritt der Wähler an den Tisch des Wahl­
vorstands, nennt seinen Namen und auf Aufforderung 
seine Wohnung. 2Auf Verlangen hat er sich über seine 
Person auszuweisen. 3Der Schriftführer oder sein Ver­
treter hat den Namen in der Wählerliste oder Wahl­
kartei aufzusuchen und bei Verbindung von Gemein­
de- und Landkreiswahl auch festzustellen, 'ob der 
Wähler für beide oder nur für eine Wahl stimmberech­
tigt ist. 4Erst dann nimmt der Wahlvorsteher oder sein 
Stellvertreter den Stimmzettel entgegen, prüft die äu­
ßere Vorschriftsmäßigkeit, ohne den Stimmzettel zu 
öffnen, und steckt ihn dann, nachdem in der Wählerli­
ste der Abstimmungsvermerk (§ 53 Abs. 1) eingetragen 
worden ist, in die Wahlurne. sDer Wähler ist berechtigt, 
den Stimmzettel selbst in die Wahlurne zu legen, so­
bald der Wahlvorsteher das gestattet. 

(5) 1 Nicht vorschriftsmäßige Stimmzettel sind zu­
rückzuweisen. 2Das gilt insbesondere für nicht zwei­
fach zusammengefaltete Stimmzettel oder für mit ei­
nem äußeren Merkmal versehene Stimmzettel. 3Dem 
Wähler ist Gelegenheit zu geben, seinen Stimmzettel 
in vorschriftsmäßiger Weise abzugeben. 

(6) Als äußeres Merkmal ist ein Zeichen anzu sehen, 
das die äußerliche Beschaffenheit des Stimmzettels ir­
gendwie verändert und geeignet ist, für jemand, der 
sich dieses Zeichen in Verbindung mit der Person des 
Abstimmenden merkt, dessen Abstimmung bei der 
späteren Ergebnisermittlung erkennbar zu machen. 

(7) IHat der Wahlvorsteher oder ein Mitglied des 
Wahlvorstands gegen die Wahlberechtigung einer in 
der Wählerliste eingetragenen Person Bedenken, so 
hat der Wahlvorstand darüber Beschluß zu fassen, ob 
die betreffende Person zur Abstimmung zuzulassen 
ist. 2Der Beschluß ist in der Niederschrift vorzumer­
ken. 

§ 52 

Stimmabgabe mit Wahlschein 

(1) lInhaber eines Wahlscheins nennen ihren Na­
men und übergeben den Wahlschein dem Wahlvorste­
her, der ihn nach Prüfung an den Schriftführer weiter­
reicht. 2Die Wahlscheininhaber haben sich über ihre 
Person auszuweisen. 3Entstehen Zweifel über die 
Echtheit oder den rechtmäßigen Besitz eines Wahl­
scheins oder das Stimmrecht des Inhabers eines Wahl­
scheins, so hat der Wahlvorstand diese Zweifel nach 
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Möglichkeit aufzuklären und über die Zulassung oder 
Zurückweisung Beschluß zu fassen. 4Der Vorgang ist 
in der Niederschrift zu vermerken. 5Wird die Zulas­
sung des Wählers nicht beanstandet, so ist sein 
Stimmzettel vom Wahlvorsteher oder seinem Stellver­
treter entgegenzunehmen und nach Prüfung der äuße­
ren Vorschriftsmäßigkeit (§ 51 Abs: 5) in die Wahlurne 
zu stecken. 8§ 51 Abs. 4 Satz 5 findet Anwendung. 

(2) lBei Verbindung von Gemeinde- und Landkreis­
wahl ist der Wahlschein besonders daraufhin zu prü­
fen, auf welche Wahl er sich erstreckt. 2Wenn der Wäh­
ler nicht für alle Wahlen, für die der Wahlschein ausge­
stellt ist, Stimmzettel abgibt, ist das vom Schriftführer 
auf dem Wahlschein zu vermerken. 3Bei der Feststel­
lung nach § 68 Abs.3 sind solche Wahlscheine beson­
ders zu berücksichtigen. 

§ 53 

Vermerk über die Stimmabgabe 

(1) Der Schriftführer oder sein Vertreter vermerkt 
die Stimmabgabe des Wahlberechtigten neben dessen 
Namen in der Wählerliste in der für die betreffende 
Abstimmung vorgesehenen Spalte und sammelt . die 
Wahlscheine. 

(2) Wähler, die nicht in die Wählerliste eingetragen 
sind und auch keinen Wahlschein besitzen, dürfen 
auch nicht auf Grund eines Beschlusses des Wahlvor­
stands zur Stimmabgabe zugelassen werden. 

§ 54 

Schluß der Abstimmung 

1 Der Schluß der Abstimmung wird vom Wahlvorste­
her festgestellt und bekanntgegeben. 2Von da an dür­
fen nur noch die Wahlberechtigten ihre Stimme abge­
ben, die sich in diesem Zeitpunkt schon im Abstim­
mungsraum befinden. 3Andere Wahlberechtigte dür­
fen nicht mehr zur Stimmabgabe zugelassen werden. 
4Der Abstimmungsraum ist so lange abzusperren, bis 
die Anwesenden ihre Stimme abgeben haben. 

c) Besondere Arten der Abstimmung 

§ 55 

Stimmabgabe durch Briefwahl 

(1) Stimmt der Wähler durch Briefwahl ab, so geht er 
wie folgt vor: 

Er kennzeichnet unbeschadet des § 51 Abs. 2 seinen 
Stimmzettel persönlich, steckt ihn in den amtlichen 
Wahlumschlag und verschließt diesen. Sodann unter­
schreibt er die auf dem Wahlschein vorgedruckte ei­
desstattliche Versicherung unter Angabe des Orts und 
des Tages (Anlage 2a), steckt den ausgefüllten Wahl­
schein und den verschlossenen amtlichen Wahlum­
schlag, in dem sich der amtliche Stimmzettel befindet, 
in den amtlichen hellroten Wahlbriefumschlag, klebt 
diesen zu und übersendet den Wahlbrief durch die Post 
an die in der Anschrift angegebene Dienststelle; der 
Wahlbrief kann dort auch abgegeben werden. Im Bun­
desgebiet und in Berlin (West) braucht der Wähler den 
Wahlbrief nicht freizumachen. Im Fall des § 51 Abs.2 
hat die Vertrauensperson die auf dem Wahlschein 
(Anlage 2a) vorgedruckte eidesstattliche Versicherung 
unter Angabe ihrer Personalien zu unterschreiben. 

(2) lWerden bei Gemeindewahlen die ehrenamtli­
chen Gemeinderatsmitglieder und der erste Bürger­
meister gleichzeitig gewählt, so wird für beide Abstim­
mungen nur ein amtlicher Wahlumschlag verwendet, 

in den die Stimmzettel für beide Abstimmungen ge­
steckt werden. 2Das gleiche gilt für Landkreiswahlen, 
wenn die Kreisräte und der Landrat gleichzeitig ge­
wählt werden. 31m übrigen gilt Absatz 1. 

(3) lFinden Gemeinde- und Landkreiswahlen 
gleichzeitig statt, so wird für diese Wahlen nur ein 
amtlicher Wahlumschlag verwendet, in den die 
Stimmzettel für alle Abstimmungen gesteckt werden. 
21m übrigen gilt Absatz 1. 

§ 56 

Kranken- und Pflegeanstalten 

(1) Sind für Kranken- und Pflegeanstalten eigene 
Stimmbezirke gebildet worden (§ 19), so wird die Ab­
stimmung nach folgtmden Bestimmungen vorbereitet 
und durchgeführt: 

1. Die Gemeindebehörde des Sitzes der Anstalt ersucht 
die Anstaltsleitung um ein Verzeichnis der aus der 
Gemeinde in der Anstalt untergebrachten Wahlbe­
rechtigten und ordnet die Ausgabe der erforderli­
chen Wahlscheine an. Die Wahlscheine werden der 
Anstaltsleitung zur Übergabe an die Wahlberechtig­
ten übersandt. Auswärtige in der Anstalt unterge­
brachte Wahlberechtigte hab.en sich die für die Teil­
nahme an der Landkreiswahl nötigen Wahlscheine 
selbst zu beschaffen. 

2. Der für solche Stimmbezirke aufgestellte Wahlvor­
steher sorgt rechtzeitig für den Zusammentritt eines 
Wahlvorstands in der Anstalt. Die Mitglieder des 
Wahlvorstands brauchen in dem Stimmbezirk nicht 
stimmberechtigt zu sein. Es ist zulässig, daß in meh­
reren zu einem solchen Stimmbezirk gehörigen An­
stalten verschiedene Personen als Mitglieder des 
Wahlvorstands bestellt werden. Die Gemeinden stel­
len die für die Stimmabgabe erforderlichen Gegen­
stände zur Verfügung. -

3. Die Anstaltsleitung bestimmt einen oder mehrere 
Abstimmungsräume. Eine Abstimmungsschutzvor­
richtung muß vorhanden sein. Der Wahlvorsteher 
bestimmt im Benehmen mit der Anstaltsleitung die 
Abstimmungszeit. Sie ist so zu bemessen, daß sämt­
liche für den einzelnen Abstimmungsraum in Be­
tracht kommenden Wahlberechtigten ihre Stimme 
abgeben können. Der Wahlvorstand kann auf 
Wunsch der Kranken zur Entgegennahme der 
Stimmzettel auch an die Krankenbetten gehen, 
wenn ärztliche Bedenken nicht entgegenstehen; 
auch bettlägerige Stimmberechtigte müssen Gele­
genheit haben, die Stimmzettel unbeobachtet zu 
kennzeichnen. 

4. Die Bildung solcher Stimmbezirke, die Namen der 
Wahlvorsteher und ihrer Stellvertreter, ferner Zeit 
und Ort der Stimmabgabe sind den Wahlberechtig­
ten in den Anstalten spätestens am Tag vor der Ab­
stimmung bekanntzugeben. 

5. Es ist dafür zu sorgen, daß die Öffentlichkeit bei der 
Stimmabgabe und bei der Ermittlung der Ergebnis­
se durch die Anwesenheit anderer Wahlberechtigter 
gewährleistet wird. 

6. Die Anstaltsleitung hat Kranke mit ansteckenden 
-Krankheiten abzusondern. 

7. Im übrigen gelten die allgemeinen Bestimmungen. 

(2) lSind bei einer Kranken- oder Pflegeanstalt die 
Voraussetzungen für die Bildung eines besonderen 
Stimmbezirks nicht erfüllt, so kann die Gemeindebe­
hörde die Stimmabgabe entsprechend § 57 regeln, 
wenn ärztliche Bedenken nicht entgegenstehen. 2Ab­
satz 1 Nr. 3 Satz 5, Nrn. 5 und 6 gelten entsprechend. 
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(3) lFür kranke Wahlberechtigte, die sich nicht in 
Kranken- oder Pflegeanstalten beiinden, gelten die 
Absätze 1 und 2 nicht. 2Unzulässig ist insbesondere die 
Bildung sogenannter fliegender Wahlkommissionen 
entsprechend den Bestimmungen in § 59. 

§ 57 

Klöster 

(1) IOrdensangehörige, die in einem Kloster wohnen, 
können im Kloster mit Wahlschein wählen, wenn die 
Klosterleitung es rechtzeitig bei der Gemeindebehör­
de beantragt und einen Abstimmungsraum herrichtet. 
2Die Gemeindebehörde ordnet die Ausgabe der erfor­
derlichen Wahlscheine an und sorgt für Wahlurne und 
Stimmzettel. 

(2) lDer Wahlvorsteher des Stimmbezirks, in dem 
das Kloster seinen Sitz hat, bestimmt im Einverneh­
men mit der Klosterleitung und innerhalb der allge­
meinen Wahlzeit die Zeit der Stimmabgabe. 2Er oder 
sein Stellvertreter begibt sich mit zwei Beisitzern in 
das Kloster, nimmt während der festgesetzten Zeit in 
dem dafür bestimmten Raum die Stimmzettel entge­
gen, legt sie in die mitgebrachte verschlossene Wahl­
urne und sammelt die Wahlscheine. 3Nach Schluß der 
Stimmabgabe bringen Wahlvorsteher und Beisitzer 
die Wahlurne und die Wahlscheine in den Abstim­
mungsraum ihres Stimmbezirks. 4Dort bleibt die 
Wahlurne bis zum Schluß der allgemeinen Stimmab­
gabe verschlossen. 5Ihr Inhalt wird mit dem Inhalt der 
allgemeinen Wahlurne vermischt und zusammen mit 
den Stimmen des Stimmbezirks ausgezählt. 6Der Vor­
gang wird in der Niederschrift vermerkt. 

(3) Für bettlägerige Wahlberechtigte ist § 56 Abs. 1 
Nr. 3 Satz 5 und Nr. 6 anzuwenden; im übrigen gelten 
die allgemeinen Bestimmungen. 

§ 58 

Justizvollzugsanstalten 

(1) Wahlberechtigte, die sich in Untersuchungshaft 
befinden oder die eine Freiheitsstrafe verbüßen, kön­
nen, wenn sie einen Wahlschein haben, ihr Wahlrecht 
in dem Stimmbezirk ausüben, in dem sich die Justiz­
vollzugsanstalt befindet. 

(2) lDie Gemeindebehörde, in deren Bezirk sich eine 
Justizvollzugsanstalt befindet, hat die Anstaltsleitung 
darauf hinzuweisen, daß sich die Anstaltsinsassen 
Wahlscheine beschaffen müssen, wenn sie ihr Wahl­
recht ausüben wollen. 2Die Anstaltsleitung hat die An­
staltsinsassen darüber zu unterrichten. 

(3) lDie Insassen wählen in der Anstalt. 2Die Ge­
meindebehörde bestimmt im Einvernehmen mit der 
Anstaltsleitung innerhalb der allgemeinen Wahlzeit 
die Zeit der Stimmabgabe. 3Die Anstaltsleitung richtet 
einen Raum für die Stimmabgabe her. 4Sie unterrich­
tet die Anstaltsinsassen und sorgt dafür, daß sie zur 
Stimmabgabeden Abstimmungsraum aufsuchen kön­
nen. 

(4) lDer Wahlvorsteher oder sein Stellvertreter be­
gibt sich mit zwei Beisitzern in die Anstalt, nimmt 
während der festgesetzten Zeit in dem dafür bestimm­
ten Raum die Stimmzettel entgegen, legt sie in die mit­
gebrachte verschlossene Wahlurne und sammelt die 
Wahlscheine. 2Nach Schluß der Stimmabgabe bringen 
Wahlvorsteher und Beisitzer die Wahlurne und die 
Wahlscheine in den Abstimmungsraum ihres Stimm­
bezirks. 3Dort bleibt die Wahlurne bis zum Schluß der 
allgemeinen Stimmabgabe verschlossen. 4Ihr Inhalt 
wird mit dem Inhalt der allgemeinen Wahlurne ver-

mischt und zusammen mit den Stimmen des Stimmbe­
zirks ausgezählt. 5Der Vorgang wird in der Nieder­
schrift vermerkt. 

(5) Für bettlägerige Anstaltsinsassen ist § 56 Abs. 1 
Nr. 3 Satz 5 und Nr. 6 anzuwenden; im übrigen gelten 
die allgemeinen Bestimmungen. 

§ 59 

Bewohner gesperrter Wohnstätten 

(1) ISolIen oder dürfen wahlberechtigte Bewohner 
gesperrter Wohnstätten auf Grund gesundheits- oder 
viehseuchenrechtlicher Anordnung den allgemeinen 
Abstimmungsraum nicht aufsuchen, so ordnet die Ge­
meindebehörde an, daß der Wahlvorsteher die Stimm­
zettel an den Sperrgebäuden entgegennimmt. 2Die Ge­
meindebehörde bestimmt innerhalb der Wahlzeit die 
Zeit der Stimmabgabe, bezeichnet dem Wahlvorsteher 
die Sperrgebäude und ordnet die Ausgabe von Wahl­
scheinen an deren wahlberechtigte Bewohner an. 

(2) lDer Wahlvorsteher oder sein Stellvertreter be­
gibt sich mit zwei Beisitzern an die Sperrgebäude, oh­
ne sie zu betreten. 2Er übergibt den Wahlberechtigten 
Stimmzettel, nimmt die Stimmzettel entgegen, legt sie 
in die mitgebrachte verschlossene Wahlurne und sam­
melt die Wahlscheine. 3Wahlvorsteher und Beisitzer 
bringen die Wahlurne und die Wahlscheine in den Ab­
stimmungsraum ihres Stimmbezirks. 4Dort bleibt die 
Wahlurne bis zum Schluß der allgemeinen Stimmab­
gabe verschlossen. 5Ihr Inhalt wird mit dem Inhalt der 
allgemeinen Wahlurne vermischt und zusammen mit 
den Stimmen des Stimmbezirks ausgezählt. 6Der Vor­
gang wird in der Niederschrift vermerkt. 

(3) Im übrigen gelten die allgemeinen Bestimmun­
gen. 

2. Abschnitt 

Wahl der Gemeinderäte und Kreistage 

a) Verhältniswahl 

§ 60 

Stimmabgabe 

lLiegen mehrere gültige Wahlvorschläge vor, so 
wird die Wahl nach den Grundsätzen der Verhältnis­
wahl durchgeführt. 2Bei der Stimmabgabe ist folgen­
des zu beachten: 

1. Der Wähler hat so viele Stimmen, als Mitglieder des 
Gemeinderats oder als Kreisräte zu wählen sind. In 
Gemeinden bis zu 3000 Einwohnern hat er, falls von 
der Möglichkeit des § 33 Satz 3 Gebrauch gemacht 
wird, bis zu doppelt so viele Stimmen. Im letzteren 
Fall ist, falls nicht alle Wahlvorschläge auf das Dop­
pelte der Bewerberzahl erhöht wurden, für die Be­
rechnung der dem Wähler zustehenden Stimmen­
zahl der Wahlvorschlag mit der höchsten Bewerber­
zahl maßgebend. 

2. Der Wähler kann seine Stimme nur Bewerbern ge­
ben, deren Namen in einem zugelassenen Wahlvor­
schlag enthalten sind. Andere Namen dürfen nicht 
hinzugefügt werden. 

3. Der Wähler kann innerhalb der ihm zustehenden 
Stimmenzahl einem Bewerber bis zu drei Stimmen 
geben (Häufelung). 
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4. Der Wähler kann seine Stimmen innerhalb' der ihm 
zustehenden Stimmenzahl Bewerbern aus verschie­
denen Wahlvorschlägen geben (Panaschieren). 

5. Der Wähler hat bei der Häufelung und beim Pana­
schieren darauf zu achten, daß er die ihm zustehen­
de Stimmenzahl nicht überschreitet. 

6. Will der Wähler seine Stimme einzelnen Bewerbern 
geben, so kennzeichnet er die von ihm gewählten 
Bewerber derart, daß er in das Viereck vor dem Be­
werbernamen ein Kreuz setzt oder sonst seine 
Stimmabgabe in einer jeden Zweifel ausschließen­
den Weise kenntlich macht (z. B. indem er einen Be­
werbernamen unterstreicht, anhakt oder mit der 
Zahl 1 versieht). Wenn der Wähler in nur einem 
Wahlvorschlag den ersten Bewerber als einzigen 
kennzeichnet, ohne ihn zu häufeln und ohne gleich­
zeitig die Kopfleiste zu kennzeichnen, so gilt der 
Wahlvorschlag als unverändert angenommen 
(Nummer 8 Buchst. a). 

7. Will der Wählc:r häufeln, so setzt er in das Viereck 
vor dem Namen die Zahl der Stimmen, die er dem 
Bewerber geben will (zwei oder drei), oder eine ent­
sprechende Anzahl von Kreuzen. Ist ein Bewerber in 
einem Wahlvorschlag mehrfach aufgeführt, so kann 
der Wähler dadurch häufeln, daß er in nur eines der 
Vierecke, die vor diesem Namen stehen, die Zahl de r 
Stimmen setzt, die er dem Bewerber geben will 
(zwei oder drei), oder dadurch, daß er mehrfach auf­
geführte Bewerbernamen nach Nummer 6 einzeln 
ankreuzt. Der Wähler kann auch in der Weise häu­
fe ln, daß er auf dem Stimmzettel am Schluß des 
Wahlvorschlags die Namen von ihm bereits ange­
kreuzter Bewerber noch ein- oder zweimal hand­
schriftlich einträgt. 

8. a) Der Wähler kann durch Kennzeichnung eines 
Wahlvorschlags diesen Wahlvorschlag unverän­
dert annehmen. Das geschieht in der Weise, daß 
er ein Kreuz in den Kreis setzt, der unter dem 
Kennwort in der Kopfleiste des Wahlvorschlags 
angebracht ist, oder den Wahlvorschlag sonst in 
einer jeden Zweifel ausschließenden Weise kenn­
zeichnet (z. B. indem er nach Nummer 6 Satz 2 
verfährt). Mit der unveränderten Annahme eines 
Wahlvorschlags hat der Wähler alle ihm zuste­
henden Stimmen vergeben, wenn der Wahlvor­
schlag ebenso viele ein- oder mehrfach aufge­
führte Bewerber enthält, als dem Wähler nach 
Nummer 1 Stimmen zustehen. 

b) Kennzeichnet der Wähler einen Wahlvorschlag in 
der Kopfleiste, ohne zugleich Einzelstimmen zu 
vergeben, streicht er aber in diesem Wahlvor­
schlag einen oder mehrere Bewerber, so nimmt 
er diesen Wahlvorschlag mit Ausnahme der ge­
strichenen Bewerber an. 

c) Nimmt der Wähler einen Wahlvorschlag durch 
Kennzeichnung in der Kopfleiste an (Nummer 8 
Buchst. a), der weniger Bewerber enthält, als dem 
Wähler Stimmen nach Nummer 1 zustehen, 'so 
verzichtet er auf seine weiteren Stimmen. Gibt 
der Wähler jedoch zugleich in dem angekreuzten 
Wahlvorschlag oder in einem oder mehreren an­
deren Wahlvorschlägen einzelnen Bewerbern 
Stimmen, so gilt nicht Satz 1, sondern Nummer 8 
Buchst.d. 

d) Kennzeichnet der Wähler einen oder mehrere 
Wahlvorschläge in der Kopfleiste, gibt er aber zu­
gleich in diesen Wahlvorschlägen oder in einem 
oder mehreren anderen Wahlvorschlägen einzel­
nen Bewerbern Stimmen, so gilt die Kennzeich­
nung in der Kopfleiste nicht als Vergabe von 

Stimmen, wenn der Wähler durch die Einzel­
stimmabgabe seine Gesamtstimmenzahl voll 
ausgenützt oder überschritten hat. Hat er seine 
Gesamtstimmenzahl nicht voll ausgenützt, so gilt, 
vorausgesetzt, er hat nur eine Kopfleiste ange­
kreuzt, die Kennzeichnung in der Kopfleiste als 
Vergabe der noch nicht ausgenützten Reststim­
men, die den nicht angekreuzten Bewerbern in­
nerhalb des in der Kopfleiste gekennzeichneten 
Wahlvorschlags in ihrer Reihenfolge auf dem 
Wahlvorschlag von oben nach unten mit Ausnah­
me der vom Wähler gestrichenen Bewerber zugu­
te kommen. 

9. a) Kennzeichnet der Wähler keinen oder mehr als 
einen Wahlvorschlag in der Kopfleiste und gibt er 
einzelnen Bewerbern eines oder mehrerer Wahl­
vorschläge weniger Stimmen, als ihm insgesamt 
zustehen, so verzichtet er damit auf seine weite­
ren Stimmen. 

b) Kennzeichnet der Wähler keinen Wahlvorschlag 
in der Kopfleiste und vergibt er ßuch keine Ein­
zelstimmen, sondern streicht er in nur einem der 
Wahlvorschläge einen oder mehrere Bewerber, so 
nimmt er diesen Wahlvorschlag mit Ausnahme 
der gestrichenen Bewerber an. 

§ 61 

Verteilung de r Sitze auf die Wahlvorschläge 

(1) IDie Ge meinde rats- und Kreistagssitze werden 
auf die Wahlvorschläge nach dem Verhältnis der Ge­
samtzahlen de r gültigen Stimmen verteilt, welche für 
die in den einzelne n und in den verbundenen Wahlvor­
schlägen aufgestellte n Bewerber abgegeben worden 
sind. 2Ein Sitz, auf den mehrere Wahlvorschläge glei­
chen Anspruch habe n, fä llt dem Wahlvorschlag zu, 
dessen Bewerber die größere Stimmenzahl aufweist; 
sonst entsche idet das Los (§ 67 Abs. 4 und 5). 

(2) lInnerhalb verbundener Wahlvorschläge werden 
die nach Absatz 1 auf sie entfallenen Sitze auf die Un­
tervorschläge nach dem Verhältnis der Gesamtzahlen 
der gültigen Stimme n verteilt, welche für die in den 
Untervorschlägen aufgestellten Bewerber abgegeben 
worden sind. 2 Absatz 1 Sätze 2 und 3 sind entsprechend 
anzuwenden. 

(3) Fallen einem Wahlvorschlag mehr Sitze zu, als er 
Bewerber enthält, so bleiben die übrigen Sitze unbe­
setzt. 

§ 62 

Zuweisung de r Sitze an die Bewerber 

IDie nach § 61 e inem Wahlvorschlag zugefallenen 
Sitze werden vorbehaltlich der Regelung in § 66 Abs. 4 
Sätze 3 und 5 den darin aufgeführten Bewerbern in der 
Reihenfolge ihrer Stimmenzahlen zugewiesen. 2Ha­
ben mehrere Bewerber die gleiche Stimmenzahl er­
halten, so entscheidet die Reihenfolge der Benennung 
im Wahlvorschlag über die Zuweisung des Sitzes. 

§ 63 

Ersatzleute 

lDie nicht gewählten Bewerber und die gewählten 
Bewerber, die aus einem persönlichen Hinderungs­
grund das Amt nicht antreten können oder ausschei­
den, sind in de r Re ihenfolge nach § 62 die Ersatzleute 
der Gewählten, 2Bei einem verbundenen Wahlvor­
schlag sind die Ersatzleute aus dem gleichen Unter­
vorschlag in derselbe n Reihenfolge zu nehmen. 
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b) Mehrheitswahl 

§ 64 

Stimm abgabe 

(1) Wird nur ein oder überhaupt kein gültiger Wahl­
vorschlag eingereicht, so wird die Wahl nach den 
Grundsätzen der Mehrheitswahl ohne Bindung an die 
vorgeschlagenen Bewerber und ohne das Recht der 
Stimmenhäufelung auf einen Bewerber durchgeführt. 

(2) Der Wahlberechtigte hat doppelt so viele Stim­
men, als Vertreter zu wählen sind. 

(3) Bei echter Mehrheitswahl (wenn kein gültiger 
Wahlvorschlag eingereicht wurde) vergibt der Wähler 
seine Stimmen dadurch, daß er auf dem Stimmzettel 
wählbare Personen mit Familiennamen, Vornamen 
und Beruf handschriftlich einträgt. 

(4) lBei unech ter Mehrheitswahl (wenn nur ein gül­
tiger Wahlvorschlag eingereicht wurde) kann der 
Wähler die auf dem Stimmzettel vorgedruckten Be­
werber entweder dadurch wählen, daß er den Kreis 
über den Namen ankreuzt oder den Wahlvorschlag 
sonst in einer jeden Zweifel ausschließenden Weise 
kennzeichnet oder daß er den Stimmzettel überhaupt 
nicht kennzeichnet und ihn unverändert abgibt; in bei­
den Fällen kann er vorgedruckte Bewerber streichen, 
so daß nur die nicht gestrichenen gewählt sind. 2Der 
Wähler kann, gleichgültig, ob er den Kreis über den 
Namen kennzeichnet oder nicht, andere wählbare Per­
sonen mit Familiennamen, Vornamen und Beruf 
handschriftlich hinzufügen mit der Folg~, daß eine 
entsprechende Anzahl der vorgedruckten Bewerber 
von unten nach oben unberücksichtigt bleibt; auch 
h ier kann der Wähler vorgedruckte Bewerber strei­
chen. 

§ 65 

Zuweisung der Sitze an die Bewerber 

lGewählt sind die Bewerbe r in der Reihenfolge der 
Stimmenzahlen. 2Die gleiche Reihenfolge gilt für die 
Ersatzleute. 3Bei Stimmengleichheit entscheidet das 
Los (§ 67 Abs. 4 und 5). 

3. Abschnitt 

Wahl des ersten Bürgermeisters und 
des Landrats 

§66 

Wahl 

(1) lDer erste Bürgermeister wird in allen Gemein­
den von den Gemeindebürgern gewählt, der Landrat 
von den Kreisbürgern des Landkreises. 2Wird nur ein 
gültiger oder überhaupt kein gültiger Wahlvorschlag 
eingereicht, so wird die Wahl ohne Bindung an einen 
vorgeschlagenen Bewerber durchgeführt. 

(2) lBei echter Mehrheitswahl (wenn kein gültiger 
Wahlvorschlag eingereicht wurde), vergibt der Wähler 
dadurch seine Stimme, daß er eine wählbare Person 
mit Familiennamen, Vornamen, Beruf und Wohnung 
handschriftlich auf dem Stimmzettel einträgt. 2Bei un­
echter Mehrheitswahl (wenn nur ein gültiger Wahl­
vorschlag eingereicht wurde) kann er den vorgedruck­
ten Bewerber entweder dadurch wählen, daß er ein 
Kreuz in den Kreis hinter dem Bewerbernamen setzt 
oder den Wahlvorschlag sonst in einer jeden Zweifel 

ausschließenden Weise kennzeichnet oder daß er den 
Stimmzettel überhaupt nicht kennzeichnet und unver­
ändert abgibt; eine andere wählbare Person kann der 
Wähler dadurch wählen, daß er sie mit Familienna­
men, Vornamen, Beruf und Wohnung handschriftlich 
auf dem Stimmzettel einträgt. 3Liegen mehrere Wahl­
vorschläge vor, so kann der Wähler nur einen der vor­
gedruckten Bewerber wählen, indem er ein Kreuz in 
den Kreis hinter dem Bewerbernamen setzt oder den 
Wahlvorschlag sonst in einer jeden Zweifel ausschlie­
ßenden Weise kennzeichnet. 

(3) lDer Wahlberechtigte hat nur eine Stimme. 2Ge­
wählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen 
gültigen Stimmen erhält. 

(4) lEs ist zulässig, daß bei Gemeindewahlen die 
gleiche Person sowohl als erster Bürgermeister wie 
auch (für den Fall, daß sie als Bürgermeister nicht die 
erforderliche Mehrheit erhält) als ehrenamtliches Ge­
meinderatsmitglied gewählt wird. 2Das gleiche gilt bei 
Landkreiswahlen für die Wahl als Landrat und als 
Kreisrat. 3Wird der zum Landr at Gewählte auch zum 
Kreisrat gewählt, so kann er das Amt als Kreisrat 
nicht antreten; er wird auch nicht Ersatzmann. ·Sofern 
der zum Landrat Gewählte bereits Mitglied des Kreis­
tags ist, erlischt sein Amt als Kreisrat; für ihn rückt ein 
Ersatzmann nach. sDie Sätze 3 und 4 gelten entspre­
chend für die Wahl des ersten Bürgermeisters. 

§67 

Stichwahl 

(1) lErhält bei der Wahl kein Bewerber mehr als die 
Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen, so findet 
binnen 21 Tagen eine Stichwahl unter den zwei Be­
werbern statt, welche bei der ersten Wahl die höchsten 
Stimmenzahlen erhalten haben. 2Bei Stimmengleich­
heit entscheidet das Los darüber, wer in die Stichwahl 
kommt. 3Scheidet einer dieser beiden Bewerber vor 
der Stichwahl durch Tod oder Verlust der Wählbarkeit 
aus, so ist die erste Wahl zu wiederholen. ·War bei der 
Wahl nur ein gültiger oder überhaupt kein gültiger 
Wahlvorschlag eingereicht worden, so können die Be­
werber vor der Stichwahl zurücktreten; auch in diesem 
Fall ist die erste Wahl zu wiederholen. sFür die Wieder­
holung der ersten Wahl (Sätze 3 und 4) gilt § 98 Abs. 2. 

(2) lDer Wahlleiter hat, wenn eine Stichwahl erfor­
derlich ist, unmittelbar nach der Feststellung des 
Wahlergebnisses die Anberaumung der Stichwahl und 
die Namen der beiden für die Stichwahl in Betracht 
kommenden Bewerber unter Anführung ihrer Stim­
menzahl bekanntzugeben. 2Wahlberechtigt für die 
Stichwahl ist, wer bereits für die erste Wahl wahlbe­
rechtigt war. 3Für die Ausstellung von Wahlscheinen 
und die Abgabe der Briefwahlunterlagen gelten die 
§§ 9 bis 12 entsprechend. 4Für die Reihenfolge der 
Stichwahlbewerber auf dem Stimmzettel gilt § 46 
Abs. 2 Satz 2. 

(3) 1 Bei der Stichwahl ist der Bewerber gewählt, der 
von den gültig abgegebenen Stimmen die höchste 
Stimmenzahl erhält. 2Bei gleicher Stimmenzahl ent­
scheidet das Los. 

(4) lDer Wahlausschuß bestimmt durch Beschluß ei­
nes seiner Mitglieder zum Hersteller, ein anderes zum 
Zieher des Loses; keiner von beiden darf Bewerber bei 
dem Losentscheid sein. 2Die Bewerber und der Zieher 
dürfen bei der Herstellung des Loses nicht anwesend 
sein. 3Bei der Ziehung des Loses dürfen zwar die Be­
werber, nicht jedoch der Hersteller anwesend sein. 
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(5) Die Entscheidung durch das Los ist Bestandteil 
des Wahlverfahrens. 

(6) lFür die Ermittlung, Feststellung, Verkündung 
und Bekanntmachung des Ergebnisses der Stichwahl 
gelten die Vorschriften des vierten Teils. 2~ie Brief­
wahlvorstände, die bei der ersten Wahl gebIldet wur­
den (§ 21 Abs. 2), sind auch für die Stichwahl zuständig. 

Vierter Teil 

Ermittlung und Feststellung 
des Wahlergebnisses 

1. Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 

§ 68 

Zählung der Stimmzettel und der 
Stimmabgabevermerke 

(1) lDie Ermittlung des Wahlergebnisses durch die 
Zählung der Stimmen, die Verteilung der Sitze und die 
Feststellung und Reihenfolge der Gewählten und der 
Ersatzleute geschieht öffentlich. 2Sämtliche Handlun­
gen, die hierzu erforderlich sind, hat der Wahlvorstand 
-vorzunehmen. 3§ 91 Abs.l Satz 2 und Abs. 2 Satz 2 blei­
ben unberührt. 

(2) lNach Schluß der Wahl sind zunächst alle nicht 
benützten Stimmzettel von den Tischen, an denen das 
Ergebnis ermittelt werden soll, zu entfernen. 2Hierauf 
wird die Wahlurne geleert. 3Sodann werden die gefal­
teten Stimmzettel ungeöffnet gezählt. 4Bei der Verbin­
dung von Gemeindewahlen und Landkreiswahlen sind 
die für die verschiedenen Abstimmungen geltenden 
Stimmzettel dabei nach ihren äußeren Merkmalen zu 
trennen. 5Die Zählung der Stimmzettel ist für die ver­
schiedenen Wahlen gesondert vorzunehmen. 

(3) lZuerst wird die Zahl der Abstimmungsvermerke 
in der Wählerliste für jede einzelne Abstimmung er­
mittelt, ebenso auf Grund der vorliegenden Wahlschei­
ne die Zahl der Personen, die für jede einzelne Abstim­
mung mit Wahlschein gewählt haben, ferner im Fall 
des Art. 8a Abs. 2 Satz 2 GWG die Zahl der Stimmzet- . 
tel, die für jede einzelne Abstimmung durch Briefwahl 
eingegangen sind. 2Die Zahlen der Stimmzettel einer­
seits und die Zahlen der Abstimmungsvermerke, der 
Wahlscheine und der durch Briefwahl eingegangenen 
Stimmzettel andererseits werden, für jede Wahl ge­
sondert, miteinander verglichen. 3Eine auch nach wie­
derholter Zählung sich ergebende Abweichung der 
beiden Zahlen voneinander ist in der Niederschrift _ 
vorzumerken und möglichst aufzuklären. 

(4) 1 Die Ermittlung und Feststellung des Wahlergeb­
nisses ist im Anschluß an die Stimmabgabe und ohne 
Unterbrechung durchzuführen. 2Ist eine Unterbre­
chung notwendig, so sind die Wahlverhandlungen 
samt den Stimmzetteln in Gegenwart des Wahlvor­
stands sorgfältig zu verpacken, zu versiegeln und bis 
zur Wiederaufnahme der Arbeiten unter sicherem 
Verschluß zu bewahren. 3Die Zeit der Fortsetzung ist 
bekanntzugeben. 

(5) Bei der Auszählung der Stimmen ist folgende 
Reihenfolge einzuhalten: 

1. Stimmen für die Wahl des ersten Bürgermeisters, 

2. Stimmen für die Wahl des Landrats, 

3. Stimmen für die Wahl der ehrenamtlichen Gemein­
deratsmitglieder , 

4. Stimmen für die Wahl der Kreisräte. 

(6) Der Wahlvorstand kann, wenn wegen der Sicher­
heit und Zuverlässigkeit der Ermittlung und Feststel­
lung des Wahlergebnisses keine Bedenken bestehen, . 
für einzelne Vorgänge Arbeitsgruppen bilden. 

§69 

Auszählung der Stimmen 

(1) lZur Feststellung der Stimmen für die Wahl der 
Gemeinderatsmitglieder und der Kreisräte sind Zähl­
listen zu führen. 2Die Listen sind von den Listenfüh­
rern und dem Wahlvorsteher zu unterzeichnen. 

(2) Bildet der Wahlvorstand nach § 68 Abs. 6 für die 
Auszählung Arbeitsgruppen, so können diese Neben­
zähllisten führen, deren Ergebnisse in eine Haupt­
zählliste zu übertragen sind. 

(3) 1 Bei den Gemeindewahlen werden die Stimmzet­
tel für die Wahl des ersten Bürgermeisters, bei den 
Landkreiswahlen die Stimmzettel für die Wahl des 
Landrats geöffnet, auf ihre Gültigkeit geprüft und 

- nach Wahlvorschlägen sortiert. 2Stimmzettel, die zu 
Bedenken Anlaß geben, werden für die Entscheidung 
nach § 80 ausgesondert. 3Sodann ermitteln zwei Mit­
glieder des Wahlvorstands unabhängig voneinander 
durch Abzählen der sortierten Stimmzettel die Zahl 
der für die einzelnen Wahlvorschläge abgegebenen 
Stimmen. 4Stimmt das Ergebnis dieser beiden Zählun­
gen nicht überein, so ist der Zählvorgang zu wiederho­
len. SEs ist auch während der Zählvorgänge darauf zu 
achten, daß die Stimmzettel nach Wahlvorschlägen 
richtig gelegt sind. IDen für die Bewerber ermittelten 
Stimmenzahlen sind schließlich die Stimmen der nach 
§ 80 beschlußmäßig für gültig erklärten Stimmzettel 
hinzuzurechnen; das Ergebnis ist in der Niederschrift 
zu vermerken. 

(4) lBei den Gemeindewahlen werden die Stimm­
zettel für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder, bei 
den Landkreiswahlen die Stimmzettel für die Wahl der 
Kreisräte geöffnet, auf ihre Gültigkeit geprili und so­
dann in folgende Gruppen aufgeteilt: 

1. Unverändert abgegebene Stimmzettel, 

2. Stimmzettel, die vom Wähler innerhalb nur eines 
Wahlvorschlages verändert wurden, 

3. Stimmzettel mit Stimmabgabe für verschiedene 
Wahlvorschläge. 

2Hierauf wird die Gesamtzahl der Stimmzettel in den 
Gruppen 1 und 2 ermittelt und festgestellt, wie viele 
von diesen Stimmzetteln auf die einzelne Partei oder 
Wählergruppe entfallen; die Zahlen sind in der Nieder­
schrift vorzumerken. 3Sodann werden die auf die ein­
zelnen Bewerber entfallenden Stimmen der Stimm­
zettel aus der Gruppe 1 auf die Zähllisten in einer 
Summe übertragen und die Stimmzettel einem ande­
ren Beisitzer zur Verwahrung gegeben. 4Anschließend 
werden die Stimmen der Stimmzettel aus den Grup­
pen 2 und 3 durch den Wahlvorsteher oder seinen Ver­
treter einzeln verlesen, auf den Zähllisten sofort bei 
der Verlesung vo .. gemerkt und dann die Stimmzettel 
einem anderen Beisitzer zur Verwahrung gegeben. 

(5) lAuszählvermerke dürfen auf den Stimmzetteln 
nur außerhalb der für die Stimmabgabe vorgesehenen 
Umrandungen und nur mit einem Zählstift vorgenom­
men werden, der sich farblich eindeutig von den für die 
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Stimmabgabe verwendeten Schreibstiften unterschei­
det. 2Sonstige Änderungen an den .::;timmzetteln sind 
unzulässig. 

§70 

Briefwahlvorstand 
in Gemeinden mit mehr als 5000 Einwohnern und 

bei nicht verbundenen Landkreiswahlen 

(1) Die Behörde, bei" der ein Briefwahlvorstand oder 
mehrere Briefwahlvorstände gebildet werden (§ 21 
Abs. 2), trifft durch nähere Vereinbarung mit dem 
Postamt Vorkehrungen dafür, daß alle am Abstim­
mungstag bei dem Zustellpostamt (Postamt oder Post­
stelle, die die Briefzustellung vornehmen) seines Sit­
zes noch vor Schluß der Abstimmungszeit eingegange­
nen Wahlbriefe zur Abholung bereitgehalten und von 
einem Beauftragten der Behörde gegen Vorlage eines 
von dieser erteilten Ausweises am Abstimmungstag 
spätestens um 18 Uhr in Empfang genommen werden. 

(2) lDie Behörde ordnet die Wahlbriefe nach den 
darauf vermerkten Gemeinden oder Ausgabestellen, 
Wahlscheinnummern und Stimmbezirken und verteilt 
sie auf die einzelnen Wahlvorstände. 2Sie übergibt je­
dem Wahlvorstand die Wahlscheinverzeichnisse der 
ihm zugeteilten Gemeinden oder Gemeindeteile. 

(3) lDie nicht rechtzeitig eingegangenen Wahlbriefe 
nimmt die in Absatz 1 genannte Behörde an, vermerkt 
auf den Wahlbriefen den Tag des Eingangs, auf den am 
Wahltag verspätet eingegangenen Wahlbriefen auch 
die Stunde, und verpackt sie ungeöffnet. 2Sie versiegelt 
das Paket, versieht es mit einer Inhaltsangabe und 
verwahrt es. 

(4) lDer Wahlvorstand öffnet die Wahlbriefe einzeln 
und entnimmt ihnen den Wahlschein und den Wahl­
umschlag. 2Wenn der Schriftführer den Namen des 
Abstimmenden im Wahlscheinverzeichnis aufgefun­
den hat und weder der Wahlschein noch der Wahlum­
schlag zu Bedenken Anlaß gibt, wird der Wahlum­
schlag ungeöffnet in die Wahlurne gelegt, nachdem der 
Schriftführer die Stimmabgabe im Wahlscheinver­
zeichnis durch Unterstreichen oder andere Kenn­
zeichnung des Namens des Abstimmenden vermerkt 
hat. 31st bei mit Gemeindewahlen verbundenen Land­
kreiswahlen die Wahlberechtigung nur für die Land­
kreiswahlen gegeben, so wird dies auf dem betreffen­
den Wahlumschlag vermerkt. 4Die Wahlscheine wer­
den gesammelt. 51st der Abstimmende im Wahlschein­
verzeichnis nicht aufzufinden oder enthält der Wahl­
brief keinen gültigen Wahlschein oder fehlt die eides­
stattliche Versicherung oder ist der Wahlumschlag mit 
einem ä\lßeren Merkmal (§ 51 Abs. 6) versehen oder 
enthält er einen deutlich fühlbaren Gegenstand, so 
wird der Wahlbrief saint seinem Inhalt für die Ent­
scheidung nach § 80 ausgesondert. 

(5) lHierauf wird die Zahl der im Wahlscheinver­
zeichnis unterstrichenen oder anders gekennzeichne­
ten Namen ermittelt. 2Nachdem die letzten rechtzeitig 
eingegangenen Wahlumschläge in die Wahlurne ge­
legt worden sind, wird diese geöffnet. 3Die Wahlum­
schläge werden entnommen und ungeöffnet gezählt. 
4Die Zahlen nach den Sätzen 1 und 3 werden mitein­
ander verglichen; eine auch bei wiederholter Zählung 
sich ergebende Abweichung der beiden Zahlen von­
einander ist in der Niederschrift vorzumerken und 
möglichst aufzuklären. 5Sodann werden die Wahlum­
schläge geöffnet und die Stimmzettel entnommen. 
6Enthält ein Wahlumschlag keinen Stimmzettel oder, 
wenn mehrere Abstimmungen gleichzeitig stattfinden, 
nicht für jede dieser Abstimmungen einen Stimmzet­
tel, so vermerkt es der Wahlvorsteher in der Nieder­
schrift. 7Enthält ein mit einem Vermerk nach § 70 

Abs. 4 Satz 3 versehener Wahlumschlag Stimmzettel, 
bei denen die Wahlberechtigung nicht gegeben ist, so 
sind diese ungeöffnet auszusondern; die Zahl der aus­
gesonderten Stimmzettel ist in der Niederschrift vor­
zumerken. BSodann werden die für jede Abstimmung 
abgegebenen Stimmzettel ungeöffnet gezählt; die Zah­
len sind in der Niederschrift vorzumerken. 9Der Wahl­
vorstand stellt hierauf das Wahlergebnis fest; § 68 
Abs. 1,4 und 5 und § 69 gelten entsprechend. 

(6) lWenn das Staatsministerium des Innern fest­
stellt, daß durch Naturkatastrophen oder sonst durch 
höhere Gewalt die regelmäßige Beförderung von 
Wahlbriefen gestört war, gelten die dadurch betroffe­
nen Wahlbriefe, die nach dem Poststempel spätestens 
am Tag vor der Abstimmung zur Post gegeben worden 
sind, als rechtzeitig eingegangen. 2Sobald die Auswir­
kungen des Ereignisses behoben sind, spätestens aber 
am 15. Tag nach der Abstimmung, werden die durch 
das Ereignis betroffenen Wahlbriefe ausgesondert und 
dem Wahlvorstand zur nachträglichen Feststellung 
des Abstimmungsergebnisses überwiesen, sofern 
hierdurch die Geheimhaltung der Stimmabgabe nicht 
gefährdet wird. 

§71 

Briefwahlvorstand 
in Gemeinden bis zu 5000 Einwohnern, 
die mehr als einen Stimmbezirk bilden 

(1) § 70 Abs. 1,3 und 6 gelten entsprechend. 

(2) In dem Raum, in dem der Briefwahlvorstand tä­
tig ist, ist eine Wahlurne aufzustellen, die vor Beginn 
der Tätigkeit des Wahlvorstands nach § 48 Abs.2 zu 
behandeln ist. 

(3) Die Gemeindebehörde ordnet die Wahlbriefe 
nach den darauf vermerkten Ausgabestellen, Wahl­
scheinnummern und Stimmbezirken und übergibt sie 
zusammen mit dem Wahlscheinverzeichnis rechtzeitig 
dem Briefwahlvorstand, der die Briefwahlberechti­
gung an Hand der Wahlscheine zu priifen hat. 

(4) lDer Wahlvorstand öffnet die Wahlbriefe einzeln 
und entnimmt ihnen den Wahlschein und den Wahl­
umschlag. 2Wenn der Schriftführer den Namen des 
Abstimmenden im Wahlscheinverzeichnis gefunden 
hat und weder der Wahlschein noch der Wahlumschlag 
zu Bedenken Anlaß gibt, wird der Wahlumschlag un­
geöffnet in die Briefwahlurne gelegt, nachdem der 
Schriftführer die Stimmabgabe im Wahlscheinver­
zeichnis durch Unterstreichen oder andere Kenn­
zeichnung des Namens des Abstimmenden vermerkt 
hat. 3ist bei mit Gemeindewahlen verbundenen Land­
kreiswahlen die Wahlberechtigung nur für die Land­
kreiswahlen gegeben, so wird dies auf dem betreffen­
den Wahlumschlag vermerkt. 4Die Wahlscheine wer­
den gesammelt. 51st der Abstimmende im Wahlschein­
verzeichnis nicht aufzufinden oder enthält der Wahl­
brief keinen gültigen Wahlschein oder fehlt die eides­
stattliche Versicherung oder ist der Wahlumschlag mit 
einem äußeren Merkmal (§ 51 Abs.6) versehen oder 
enthält er einen deutlich fühlbaren Gegenstand, so 
wird der Wahlbrief samt seinem Inhalt für die 'Ent­
scheidung nach § 80 ausgesondert. 

(5) lNachdem alle rechtzeitig eingelaufenen Wahl­
briefe nach Absatz 4 behandelt worden sind, wird die 
Zahl der im Wahlscheinverzeichnis unterstrichenen 
oder anders gekennzeichneten Namen ermittelt; so­
dann wird in die Briefwahlniederschrift eingetragen, 
wie viele Wahlbriefe (Zahl der Wahlscheine) insge­
samt eingegangen, wie viele ausgesondert und wie vie­
le zugelassen worden sind. 2Wird für mehr als 100 
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Wahlbriefe die Briefwahlberechtigung anerkannt, so 
ist nach § 70 Abs. 5 Sätze 5 bis 9 zu verfahren. 

(6) 1Wird für 100 oder weniger Wahlbriefe die Brief­
wahlberechtigung anerkannt, so ist die Zahl der in die 
Briefwahlurne gelegten Wahlumschläge in eine Mit­
teilung nach Anlage 16 einzutragen, die von dem Brief­
wahlvorsteher und dem Schriftführer zu unterzeich­
nen ist 2Die Niederschrift ist dem jeweiligen Wahllei­
ter zu übergeben; ihr sind, verpackt und versiegelt, die 
Wahlscheine, das Wahlscheinverzeichnis und die aus­
gesonderten Wahlbriefe beizufügen. 

(7) 1Hat der Briefwahlvorstand die Prüfung der 
Briefwahlberechtigung beendet, so sucht der Brief­
wahlvorsteher oder (und) sein Stellvertreter mit zwei 
Beisitzern den Abstimmungsraum des Stimmbezirks 
auf, der von der Gemeindebehörde gemäß Art. 8a 
Abs. 2 Satz 2 GWG bestimmt worden ist, und übergibt 
dem Wahlvorsteher oder seinem Stellvertreter die ver­
schlossene Briefwahlurne und die Mitteilung nach An­
lage 16. 2Den Empfang der Briefwahlurne und der Mit­
teilung hat der Wahlvorsteher des Stimmbezirks oder 
sein Stellvertreter auf einem Vordruck nach Anlage 17 
zu bestätigen. 

(8) 1Der Wahlvorstand des Stimmbezirks öffnet, be­
vor er die Wahlurne des Abstimmungsraums zur Stim­
m~nzählung öffnet, zunächst die ihm übergebene 
Briefwahlurne und zählt die darin befindlichen Wahl­
umschläge. 2Ergibt sich dabei auch nach wiederholter 
Zählung eine Abweichung von der in der Mitteilung 
nach Anlage 16 angegebenen Zahl der Wahlumschläge, 
so ist das in der Niederschrift vorzumerken und mög­
lichst aufzuklären. 3Sodann werden den Wahlum­
schlägen die Stimmzettel entnommen; die Zahl der 
Stimmzettel wird für jede Wahl gesondert in der Nie­
derschrift vermerkt 4Enthält ein mit einem Vermerk 
nach § 71 Abs. 4 Satz 3 versehener Wahlumschlag 
Stimmzettel, bei denen die Wahlberechtigung nicht 
gegeben ist, so sind diese ungeöffnet auszusondern; die 
Zahl der ausgesonderten Stimmzettel ist in der Nie­
derschrift vorzumerken. 5Die Stimmzettel werden in 
die Wahlurne des Abstimmungsraums gesteckt, mög­
lichst gut mit den im Abstimmungsraum abgegebenen 
Stimmen vermischt und anschließend zusammen mit 
diesen ausgezählt. BDer Vorgang wird in der Nieder­
schrift vermerkt 7Für das weitere Verfahren gelten 
die §§ 68, 69, 91 und 92. 

. §72 

Briefwahlvorstand 
in Gemeinden bis zu 5 000 Einwohnern, 

die nur einen Stimmbezirk bilden 
(1) § 70 Abs. 1,3 und 6 gelten entsprechend. 

(2) Die Gemeindebehörde sorgt dafür, daß die Wahl­
briefe und das Wahlscheinverzeichnis am Wahltag 
spätestens um 8 Uhr dem Wahlvorstand vorliegen. 

(3) Der Wahlvorstand prüft, ohne dabei den Ablauf 
der Abstimmung im Abstiinmungsraum zu behindern, 
an Hand der Wahlscheine die Briefwahlberechtigung 
nach den Grundsätzen des § 71 Abs.4 mit der Maßga­
be, daß die Wahlumschläge ungeöffnet in eine beson­
dere Briefwahlurne zu legen sind. 

(4) 1Um 18 Uhr darf nicht sogleich mit der Ermitt­
lung des Wahlergebnisses nach den §§ 68, 69 begonnen 
werden. 2Zunächst muß der Eingang der bei dem Zu­
stellpostamt noch vor Schluß der Abstimmungszeit 
eingetroffenen Wahlbriefe (§ 70 Abs.1) abgewartet 
werden, die nach Absatz 3 zu behandeln sind. 3Hierauf 
wird die Zahl der im Wahlscheinverzeichnis unterstri­
chenen oder anders gekennzeichneten Namen ermit-

telt. 4Anschließend wird die Briefwahlurne geöffnet, 
die Wahlumschläge werden entnommen und ungeöff­
net gezählt. 5Ihre Zahl wird mit der Zahl der im Wahl­
scheinverzeichnis unterstrichenen oder anders ge­
kennzeichneten Namen verglichen. BEine auch bei 
wiederholter Zählung sich ergebende Abweichung der 
beiden Zahlen voneinander ist in der Niederschrift 
vorzumerken und möglichst aufzuklären. 7Sodann 
werden die Wahlumschläge geöffnet und die Stimm­
zettel entnommen; die Zahl der Stimmzettel wird für 
jede Wahl gesondert in der Niederschrift vermerkt 
8Enthält ein mit einem Vermerk nach § 71 Abs. 4 Satz 3 
versehener Wahlumschlag Stimmzettel, bei denen die 
Wahlberechtigung nicht gegeben ist, so sind diese un- . 
geöffnet auszusondern; die Zahl der ausgesonderten 
Stimmzettel ist in der Niederschrift vorzumerken. 9Die 
Stimmzettel werden in die Wahlurne des Abstim­
mungsraum gesteckt, möglichst gut mit den im Ab­
stimmungsraum abgegebenen Stimmzetteln ver­
mischt und anschließend zusammen mit diesen ausge­
zählt 1°Für das weitere Verfahren gelten die §§ 68, 69, 
81 bis 90. 

§ 73 
Ungültigkeit der Stimmzettel 

(1) Ungültig sind bei den Gemeindewahlen für die 
Wahl des ersten Bürgermeisters und der Gemeinde­
ratsmitglieder, bei den Landkreiswahlen für die Wahl 
des Landrats und der Kreisräte Stimmzettel, die 
1. nicht amtlich hergestellt sind, 

2. ein äußeres Merkmal aufweisen (§ 51 Abs. 6), 

3. ganz durchgestrichen oder ganz durchgerissen sind, 
4. auf der Rückseite beschrieben oder gekennzeichnet 

sind, 

5. außer der vorgeschriebenen Bezeichnung des Ge­
wählten noch Zusätze enthalten, es sei denn, daß es 
sich um die Kennzeichnung der Wahl handelt. 

(2) Ungültig ist in den in Absatz 1 genannten Wahlen 
bei der Briefwahl eine Stimmabgabe, wenn 

1. der Wahlbrief nicht rechtzeitig eingegangen ist, 
2. der Wahlbrief keinen außerhalb des Wahlumschlags 

befindlichen Wahlschein enthält, 

3. der Wähler nicht im Wahlscheinverzeichnis einge­
tragen ist, 

4. der Wahlschein die vorgeschriebene eidesstattliche 
Versicherung nicht enthält, 

5. ein Wahlumschlag für die gleiche Abstimmung meh­
rere Stimmzettel enthält, die verschieden gekenn­
zeichnet sind; sind sie gleich gekennzeichnet, so gel­
ten sie als eine Stimmabgabe, 

6. der Stimmzettel nicht in dem vorgeschriebenen 
amtlichen Wahlumschlag abgegeben ist. 

§ 74 

Ungültigkeit der Stimmabgabe 
für die Wahl des ersten Bürgermeisters und 

des Landrats 

Die Stimmabgabe für die Wahl des ersten Bürger­
meisters und für die Wahl des Landrats ist ungültig, 

1. wenn der Wahlberechtigte für Bewerber aus zwei 
oder mehreren Wahlvorschlägen abgestimmt hat, 

2. wenn der Stimmzettel nicht erkennen läßt, welchem 
Bewerber die Stimme gegeben wurde, 

3. auf Stimmzetteln, die für diese Wahlen keinen oder 
keinen lesbaren Namen enthalten, 
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4. auf Stimmzetteln, aus denen der Gewählte nicht un­
zweifelhaft zu erkennen ist, 

5. auf Stimmzetteln, in denen eine nichtwählbare Per­
son aufgeführt ist, 

6. auf Stimmzetteln, die einen Zusatz, eine Verwah­
rung oder einen Vorbehalt enthalten. 

§75 

Ungültigkeit der Stimmabgabe im ganzen 
bei Verhältniswahl 

Die Stimmabgabe für die Wahl der Gemeinderats­
mitglieder und für die Wahl der Kreisräte ist bei Ver­
hältniswahl im ganzen ungültig, wenn 

1. der Wahlberechtigte, gleichgültig, ob er einen Wahl­
vorschlag in der Kopfleiste gekennzeichnet hat oder 
nicht, einzelnen Bewerbern aus mehreren Wahlvor­
schlägen Stimmen gegeben und dabei die ihm zur 
Verfügung stehende Stimmenzahl überschritten 
hat, 

2. der Stimmzettel nicht erkennen läßt, welchen Be­
werbern die Stimmen gegeben wurden, insbesonde­
re wenn mehr als ein Wahlvorschlag unverändert 
angenommen, also in der Kopfleiste gekennzeichnet 
wurde, ohne daß Einzelstimmen vergeben wurden. 

§ 76 

Ungültigkeit der Stimmabgabe im ganzen 
bei Mehrheitswahl 

Die Stimmabgabe für die Wahl der Gemeinderats­
mitglieder und für die Wahl der Kreisräte ist bei Mehr­
heitswahl im ganzen ungültig, wenn der Stimmzettel 

1. nicht erkennen läßt, welchen Bewerbern die Stim­
men gegeben wurden, 

2. mehr Bewerber enthält, als der Wahlberechtigte 
Stimmen besitzt, ohne daß eine erkennbare Reihen­
folge besteht. Wird die Bewerberzahl überschritten, 
ist aber die Reihenfolge erkennbar, so ist nach § 78 
Nr. 4 zu verfahren. 

§77 

Teilweise Ungültigkeit der Stimmabgabe 
bei Verhältniswahl 

(1) Die Stimmabgabe für einzelne Gemeinderats­
mitglieder und Kreisräte ist bei Verhältniswahl ungül­
tig, 

1. wenn die Person des Gewählten nicht unzweifelhaft 
zu erkennen ist, 

2. wenn es sich um eine nichtwählbare Person handelt, 
3. wenn gegen den Gewählten eine Verwahrung oder 

ein Vorbehalt beigefügt ist, 
4. soweit ein Bewerber öfter als dreimal auf dem 

Stimmzettel aufgeführt ist, hinsichtlich der weiteren 
Stimmen für den Bewerber. 
(2) lHat der Wähler in nur einem Wahlvorschlag, 

gleichgültig, ob er diesen oder einen oder mehrere an­
dere in der Kopfleiste gekennzeichnet hat oder nicht, 
einzelnen Bewerbern Stimmen gegeben, hierbei aber 
die ihm zur Verfügung stehende Stimmenzahl über­
schritten, so sind die angekreuzten, aber nicht gehäu­
felten Bewerber in der Reihenfolge von unten nach 
oben so lange unberücksichtigt zu lassen, bis die dem 
Wähler zustehende Stimmenzahl nicht mehr über­
schritten ist. 21st die dem Wähler zustehende Stim­
menzahl immer noch überschritten, so ist eine der bei­
den Stimmen jeden Bewerbers, auf den der Wähler 

zwei Stimmen gehäufelt hat, in der Reihenfolge von 
unten nach oben so lange unberücksichtigt zu lassen, 
bis die dem Wähler zustehende Stimmenzahl nicht 
mehr überschritten ist; reicht das nicht aus, so ist auch 
die andere Stimme in derselben Reihenfolge unbe­
rücksichtigt zu lassen. 31st die dem Wähler zustehende 
Stimmenzahl auch dann noch überschritten, so sind 
die Bewerber, auf die der Wähler drei Stimmen gehäu­
felt hat, nach den Grundsätzen des Satzes 2 unberück­
sichtigt zu lassen. 

§ 78 
Teilweise Ungültigkeit der Stimmabgabe 

bei Mehrheitswahl 

Die Stimmabgabe für einzelne Gemeinderatsmit­
glieder und Kreisräte ist bei Mehrheitswahl ungültig, 

1. wenn die Person des Gewählten nicht unzweifelhaft 
zu erkennen ist, 

2. wenn es sich um eine nichtwählbare Person handelt, 

3. soweit ein Bewerber öfter als einmal auf dem 
Stimmzettel aufgeführt ist, hinsichtlich der weiteren 
Stimmen für den Bewerber, 

4. soweit Bewerbernamen über die zulässige Zahl hin­
aus verzeichnet sind, hinsichtlich der überschüs­
sigen Bewerber. Bei echter Mehrheitswahl (wenn 
kein gültiger Wahlvorschlag eingereicht wurde) sind 
die über die zulässige Zahl hinaus verzeichneten 
Namen in der Reihenfolge von unten nach oben un­
berücksichtigt zu lassen; das gleiche gilt bei unech­
ter Mehrheitswahl (wenn nur ein gültiger Wahlvor­
schlag eingereicht wurde) mit der Maßgabe, daß 
nicht die vom Wähler handschriftlich hinzugefügten, 
sondern die auf dem Stimmzettel aufgedruckten Be­
werbernamen unberücksichtigt zu lassen sind. Ist 
die dem Wähler zustehende Stimmenzahl auch dann 
noch überschritten, so ist bei den handschriftlich 
hinzugefügten Bewerbern nach Satz 2 Halbsatz 1 so 
lange zu verfahren, bis die dem Wähler zustehende 
Stimmenzahl erreicht ist. 

§79 

Stimmabgabe an einer unrichtigen Stelle 
des Stimmzettels 

Werden die Stimmen für den ersten Bürgermeister 
oder die Gemeinderatsmitglieder, den Landrat oder 
die Kreisräte nicht an der richtigen Stelle des Stimm­
zetteis abgegeben, so wird die Stimmabgabe hierdurch 
nur insoweit ungültig, als der Wille des Wählers nicht 
mit Bestimmtheit zu ermitteln ist. 

§80 
Beschluß des Wahlvorstands 

über die Gültigkeit von Stimmzetteln 
(1) Über die Gültigkeit der Stimmzettel und über alle 

bei der Ermittlung des Ergebnisses sich ergebenden 
Beanstandungen beschließt der Wahlvorstand; seine 
Entscheidungen sind für den Wahlausschuß verbind­
lich (§ 92 Abs. 2). 

(2) lDie Gründe, aus denen ein Stimmzettel oder 
eine Stimmabgabe für ungültig oder in zweifelhaften 
Fällen für gültig erklärt wurde, vermerkt der Wahlvor­
steher auf der Rückseite des Stimmzettels mit Unter­
schrift, unter gleichzeitiger Angabe des Abstimmungs­
verhältnisses. 2Stimmzettel, über deren Gültigkeit der 
Wahlvorstand Beschluß gefaßt hat, sind der Wahl nie­
derschrift als Beilagen beizufügen. 

(3) Für ausgesonderte Wahlbriefe und Wahlum­
schläge gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 
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2. Abschnitt 

Gemeindewahl 

a) In Gemeinden mit einem Stimm bezirk 

§ 81 

Feststellung der Wahl des ersten Bürgermeisters 

'Der Gemeindewahlausschuß ermittelt auf Grund 
der Zählung der Stimmzettel zunächsffür die Bürger­
meisterwahl, wie viele gültige Stimmen für jeden ein­
zelnen Bewerber und insgesamt abgegeben worden 
sind, und sodann, ob der Bewerber mit der gültigen 
höchsten Stimmenzahl mehr als die Hälfte der Stim­
men erhalten hat. 2Hat er sie erhalten, so wird fest­
gestellt, daß er zum ersten Bürgermeister gewählt ist; 
andernfalls hat eine Stichwahl (§ 67) stattzufinden. 

§ 82 

Ermittlung der Zahl der gültigen Stimmen 
bei Verhältniswahl 

(1) Der Gemeindewahlausschuß ermittelt das Er­
gebnis der Wahl der Gemeinderatsmitglieder, indem 
er bei Verhältniswahl feststellt, 

1. wie viele gültige Stimmen jeder einzelne Bewerber 
erhalten hat, 

2. welche Gesamtstimmenzahl auf die einzelnen Wahl­
vorschläge entfällt (durch Zusammenzählen der 
Stimmen sämtlicher Bewerber eines Wahlvor­
schlags). 

(2) Die nach Absatz 1 Nr. 1 festzustellenden Zahlen 
sind in den Zähllisten einzutragen. 

§ 83 

Verteilung der Sitze auf die Wahlvorschläge 
nach dem d'Hondt'schen Verfahren 

(1) Der Gemeindewahlausschuß verteilt die zu be­
setzenden Sitze auf die verschiedenen an der Wahl be­
teiligten Wahlvorschläge in der Weise, daß die nach 
§ 82 Abs. 1 Nr. 2 ermittelten Gesamtstimmenzahlen, 
die für die einzelnen oder, soweit Verbindungen vorlie­
gen, für die verbundenen Wahlvorschläge festgestellt 
worden sind, nacheinander durch 1,2,3,4 usw. so lange 
geteilt werden, bis so viele Höchstteilungszahlen er­
mittelt sind, als Sitze zu vergeben sind. 

(2) 'Jedem Wahlvorschlag oder jeder Verbindung 
von Wahlvorschlägen wird dabei der Reihe nach so oft 
ein Sitz zugeteilt, als er jeweils die höchste Teilungs­
zahl aufzuweisen hat. 2Die Teilung muß so lange fort­
gesetzt werden, bis nach Verteilung aller Sitze bei je­
dem Wahlvorschlag noch eine nicht berücksichtigte 
Teilungszahl übrigbleibt, damit feststeht, daß kein 
Wahlvorschlag eine höhere Teilungszahl aufzuweisen 
hat, als bei Vergabe des letzten Sitzes berücksichtigt 
worden ist. 

(3) 'Bei vollständig gleichem Anspruch mehrerer 
Wahlvorschläge auf einen Sitz, d. h. wenn auch die Be­
rechnung von Bruchzahlen nicht zu einem Ergebnis 
führt, wird der Sitz jenem Wahlvorschlag zugeteilt, 
dessen in Betracht kommender Bewerber die höhere 
Stimmenzahl aufweist. 2Erst wenn auch die Stimmen­
zahl dieser Bewerber gleich ist, entscheidet das Los 
(§ 67 Abs. 4 und 5). 

§84 

Behandlung verbundener Wahlvorschläge 

(1) 'Wahlvorschläge, die nach § 36 als verbunden er­
klärt worden sind, werden bei der Verteilung der Sitze 
nach § 83 im Verhältnis zu den übrigen Wahlvorschlä­
gen zunächst als ein einziger Wahlvorschlag behan­
delt. 2Den zu Gruppen verbundenen Wahlvorschlägen 
wird daher ' die der Gesamtstimmenzahl der Gruppe 
entsprechende Zahl von Sitzen zugewiesen. 

(2) Diese Sitze werden sodann auf die einzelnen be­
teiligten Wahlvorschläge nach § 83 weiter verteilt. 

§H5 

Zuweisung der Sitze an die Bewerber 

(1) 'Im Anschluß an die Feststellung nach den §§ 83 
und 84 weist der Gemeindewahlausschuß die den ein­
zelnen Wahlvorschlägen zugefallenen Sitze den darin 
enthaltenen Bewerbern in der Reihenfolge ihrer Stim­
menzahlen zu. 2Haben mehrere Bewerber die gleiche 
Stimmenzahl erhalten, so entscheidet die Reihenfolge 
der Benennung im Wahlvorschlag über die Zuweisung 
des Sitzes. 

(2) Fallen einem Wahlvorschlag mehr Sitze zu, als er 
Bewerber enthält, so bleiben die übrigen Sitze unbe­
setzt. 

§ 86 

Ersatzleute 

Die nicht gewählten Bewerber und die gewählten 
Bewerber, die aus einem persönlichen Hinderungs­
grund das Amt nicht antreten können oder ausschei­
den, sind in der nach § 85 Abs. 1 festgestellten Reihen­
folge Ersatzleute für den Wahlvorschlag oder Unter­
vorschlag. 

§ 87 

Feststellung der Gemeinderatsmitglieder 
bei Mehrheitswahl 

(1) 'Der Gemeindewahlausschuß ermittelt zunächst, 
wie viele gültige Stimmen für jeden einzelnen Bewer­
ber abgegeben worden sind. 2Die Zahlen sind in der 
Zählliste einzutragen. 

(2) ,'Gewählt sind die Bewerber mit den höchsten 
Stimmenzahlen in der Reihenfolge dieser Zahle~. 2Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los (§ 67 Abs. 4 
und 5). 

(3) Die nicht gewählten Bewerber und die gewählten 
Bewerber, die aus einem persönlichen Hinderungs­
grund das Amt nicht antreten können oder ausschei­
den, sind in der Reihenfolge des Absatzes 2 Ersatz­
leute. 

§ 88 

Verkündung des Wahlergebnisses 

(1) Nach Abschluß der Feststellung durch den Ge­
meindewahlausschuß verkündet der Gemeindewahl­
leiter 

1. die Zahl der für die Bürgermeisterwahl abgegebe­
nen gültigen Stimmen, ferner die Zahl der für die 
einzelnen Bewerber abgegebenen gültigen Stimmen 
und, wenn ein Bewerber mehr als die Hälfte der ab­
gegebenen gültigen Stimmen erhalten hat, die Per­
son des zum ersten Bürgermeister Gewählten, an­
dernfalls, daß kein Bewerber mehr als die Hälfte der 
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abgegebenen gültigen Stimmen erhalten und daher 
Stichwahl stattzufinden hat. Der Gemeindewahllei­
ter hat hierbei nach § 67 Abs. 2 zu verfahren; 

2. für die Wahlen der Gemeinderatsmitglieder 

a) bei Verhältniswahl die auf die einzelnen Wahl­
vorschläge entfallenden Gesamtstimmenzahlen, 
die Namen und die Reihenfolge der Gewählten 
und der Ersatzleute, ferner die Zahl der gültigen 
Stimmen, die sie erhalten haben; 

b) bei Mehrheitswahl die Namen und die Reihenfol­
ge der Gewählten und der Ersatzleute mit ihren 
Stimmenzahlen. 

(2) IHierauf schließt der Gemeindewahlleiter die 
Niederschrift über die Wahl ab, indem er sie zusam­
men mit den übrigen Mitgliedern des Wahlausschus­
ses unterzeichnet. 2Verweigern Ausschußmitglieder 
die Unterschrift, so ist das unter Angabe des Grundes 
zu vermerken. 

§ 89 

Bekanntmachung des Wahlergebnisses 

(1) Die amtlich verkündeten Wahlergebnisse sind 
schließlich in ortsüblicher Weise bekanntzugeben und, 
sobald sämtliche Erklärungen über die Annahme der 
Wahl vorliegen, während 14 Tagen an der Gemeinde­
tafel anzuschlagen. 

(2) IDas Wahlergebnis ist sofort der Rechtsauf­
sichtsbehörde anzuzeigen. 2Sobald das Wahlergebnis 
vollständig abgeschlossen ist, sind die Wahlverhand­
lungen (mit Ausnahme der Wählerlisten, Wahlscheine 
und der nicht beschlußmäßig behandelten gültigen 
Stimmzettel) der Rechtsaufsichtsbehörde zur Prüfung 
vorzulegen. 3ZU den Wahlverhandlungen gehören ins­
besondere die Wahlvorschläge samt deren Beilagen, 
sämtliche Bekanntmachungen des Gemeindewahllei­
ters, die Wahlniederschrift und die beschlußmäßig be­
handelten Stimmzettel. 

§ 90 

Verwahrung der Stimmzettel, Wählerlisten und 
Wahlscheine 

I Die nicht beschlußmäßig behandelten gültigen 
Stimmzettel sind zu versiegeln und mit den Wählerli­
sten und den Wahlscheinen in der Gemeinderegistra­
tur zu hinterlegen. 2Sie sind dort mit den übrigen 
Wahlverhandlungen nach deren Rücklauf bis zum Ab­
lauf der Wahlzeit zu verwahren. 3Die Rechtsaufsichts­
behörde kann auf Antrag der Gemeinde vorzeitig die 
Vernichtung der nicht beschlußmäßig behandelten 
gültigen Stimmzettel zulassen, wenn sie für Verfahren 
nach Art. 36 bis 38 GWG nicht mehr von Bedeutung 
sein können. . 

b) In Gemeinden mit mehreren Stimmbezirken 

§ 91 

Behandlung durch die Wahlvorstände 

(1) IIn Gemeinden, die mehrere Stimmbezirke um­
fassen, ermitteln die Wahlvorsteher mit den Wahlvor­
ständen entsprechend den §§ 81, 82 und 87 Abs. 1 

1. für die Bürgermeisterwahl die Zahl der für die ein­
zelnen Bewerber und der insgesamt abgegebenen 
gültigen Stimmen. 

2. für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder 

a} bei Verhältniswahl die Zahl der gültigen Stim­
men, die für jeden einzelnen Bewerber abgege­
ben wurden, und die auf die Wahlvorschläge ent-

fallenden Gesamt: timmenzahlen (durch Zusam­
menzählen der Bewerberstimmen der einzelnen 
Wahlvorschläge), 

b) bei Mehrheitswahl die Zahl der für die einzelnen 
Bewerber abgegebenen gültigen Stimmen. 

zZur Ermittlung dieser Zahlen können Datenverarbei­
tungsanlagen eingesetzt werden. 

(2) INach Abschluß der Verhandlung verkündet der 
Wahlvorsteher diese Zahlen und schließt die Nieder­
schrift über die Wahl ab, indem er sie zusammen mit 
den übrigen Mitgliedern des Wahlvorstands unter­
zeichnet; verweigern Mitglieder des Wahlvorstands 
die Unterschrift, so ist das unter Angabe des Grundes 
zu vermerken. 2Wird eine Datenverarbeitungsanlage 
verwendet, so kann auch der Gemeindewahlleiter die 
nach Absatz 1 ermittelten Zahlen verkünden; im übri­
gen bleiben die Sätze 1,3 und 4 unberührt. 3Der Wahl­
vorsteher übersendet dann die Niederschrift mit den 
Beilagen (der Wählerliste, den abgegebenen Wahl­
scheinen, den Zähllisten, den beschlußmäßig als gültig 
oder ungültig erklärten Stimmzetteln, bei Briefwahl 
an Stelle der Wählerlisten die Wahlscheinverzeichnis­
se, die ausgesonderten Wahlbriefe und die beschluß­
mäßig beanstandeten oder leer abgegebenen Stimm­
zettel oder Wahlumschläge) an den Gemeindewahllei­
ter. 4Die nicht beschlußmäßig behandelten gültigen 
Stimmzettel sind zu verpacken, zu versiegeln und bei­
zulegen. 

§ 92 

Behandlung durch den Gemeindewahlausschuß 

(1) IDer Gemeindewahlleiter hat dafür zu sorgen, 
daß die Wahlvorstände die Ergebnisse ihrer Stimmbe­
zirke möglichst bald mitteilen. 2Er beruft den Gemein­
dewahlausschuß sobald als möglich zu einer Sitzung 
ein und stellt mit ihm die Stimmen zahlen für sämtli­
che Stimmbezirke zusammen, und zwar 

1. zunächst für die Bürgermeisterwahl in der aus §§ 81 
und 91 Abs. 1 Nr. 1 ersichtlichen Weise, 

2. für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder, bei Ver­
hältniswahl in der aus §§ 82 und 91 Abs. 1 Nr. 2 
Buchst. a, bei Mehrheitswahl in der aus § 87 Abs. 1 
und § 91 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b ersichtlichen Weise. 

(2) IBei der Zusammenstellung nach Absatz 1 ist der 
Gemeindewahlausschuß an die Entscheidungen der 
Wahlvorstände über die Gültigkeit oder Ungültigkeit 
von Stimmen gebunden. 2Er kann die Ergebnisse der 
Stimmbezirke .insoweit berichtigen, als die von den 
Wahlvorständen ermittelten Zahlen offensichtlich un­
richtig oder unvollständig sind. 

(3) IHierauf folgt bei Verhältniswahl die Verteilung 
der Sitze auf die Wahlvorschläge gemäß § 83. 2Die den 
einzelnen Wahlvorschlägen zugefallenen Sitze werden 
den einzelnen darin enthaltenen Bewerbern gemäß 
§ 85 zugewiesen und die Ersatzleute gemäß § 86 festge­
stellt. 

(4) Bei Verbindung mehrerer Wahlvorschläge wird 
nach § 84 verfahren. 

(5) Bei Mehrheitswahl ist für die Zuweisung der Sit­
ze an die Bewerber § 87 Abs. 2 und für die Feststellung 
der Ersatzleute § 87 Abs. 3 anzuwenden. 

/' 

(6) Der Gemeindewahlleiter hat, sofern der Gemein-
dewahlausschuß nichts anderes beschließt, die Fest­
stellung des Wahlergebnisses vorzubereiten; er kann 
Hilfskräfte zuziehen, die auch Beamte oder Angestell­
te der Gemeinde sein können. 
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(7) Für den Abschluß der Niederschrift, für die Ver­
kündung und die Bekanntmachung des Wahlergebnis­
ses gelten die §§ 88 und 89 Abs. 1. 

(8) Die Wahlergebnisse und die Wahlverhandlungen 
sind nach § 89 Abs. 2 und § 90 zu behandeln. 

3. Abschnitt 

Landkreiswahl 

§ 93 

Behandlung durch die Wahlvorstände 

(1) Für die Feststellung der Ergebnisse der Wahl des 
Landrats und der Kreisräte in den Stimmbezirken und 
durch die Briefwahlvorstände gilt § 91 Abs. 1 sinnge­
mäß. 

(2) lNach Abschluß der Verhandlungen verkündet 
der Wahlvorsteher diese Zahlen, schließt die Nieder­
schrift über die Wahl ab und übersendet sie sodann mit 
den Beilagen an die Gemeindebehörde, in deren Be­
zirk der Abstimmungsraum liegt. 2Hierbei ist nach § 91 
Abs. 2 zu verfahren. 3Findet eine Landkreiswahl für 
sich allein statt, übergibt bei der Briefwahl der Wahl­
vorsteher die Niederschrift mit den Beilagen dem 
Landratsamt, das den Briefwahlvorstand gebildet hat. 

(3) lDie Gemeindebehörde prüft die Wahlverhand­
lungen auf ihre Vollständigkeit, ergänzt sie nötigen­
falls und übersendet sie sodann mit Ausnahme der 
Wählerlisten, der Wahlscheine und der nicht beschluß­
mäßig behandelten gültigen Stimmzettel dem Land­
kreiswahlleiter. 2Diese gültigen Stimmzettel sind mit 
der Wählerliste und den Wahlscheinen in der Gemein­
deregistratur bis zum Ablauf der Wahlzeit zu verwah­
ren. 

§ 94 

Behandlung durch den Landkreiswahlausschuß 

(1) lDer Landkreiswahlleiter hat dafür zu sorgen, 
daß die Wahlverhandlungen sämtlicher Stimmbezirke 
und der Briefwahlvorstände sobald als möglich bei 
ihm vorliegen. 2Er beruft sodann den Landkreiswahl­
ausschuß zu einer Sitzung ein und stellt mit ihm in 
sinngemäßer Anwendung des § 92 das Ergebnis der 
Wahl des Landrats und das Ergebnis der Wahl der 
Kreisräte fest. 3Der Wahlleiter hat, sofern der Wahl­
ausschuß nichts anderes beschließt, die Feststellung 
des Wahlergebnisses vorzubereiten; er kann Hilfs­
kräfte zuziehen, die auch Beamte oder Angestellte des 
Landratsamtes sein können. 4Hat bei der Wahl des 
Landrats kein Bewerber mehr als die Hälfte der abge­
gebenen gültigen Stimmen erhalten, so findet Stich­
wahl binnen 21 Tagen unter den zwei Bewerbern statt, 
welche bei der ersten Wahl die höchsten Stimmenzah­
len erhalten haben. 5§ 67 ist anzuwenden. 

(2) lDie amtlich verkündeten Wahlergebnisse sind, 
sobald sämtliche Erklärungen über die Annahme der 
Wahl vorliegen, der Rechtsaufsichtsbehqrde mitzutei­
len und im Amtsblatt des Landratsamtes bekanntzu­
geben. 2Sobald das Wahlergebnis vollständig abge­
schlossen ist, sind die Wahlverhandlungen (mit Aus­
nahme der Wählerlisten, Wahlscheine und der nicht 
beschlußmäßig behandelten gültigen Stimmzettel) der 
Rechtsaufsichtsbehörde zur Prüfung vorzulegen. 3§ 89 
Abs.2 und § 90 gelten entsprechend. 

Fünfter Teil 

Annahme der Wahl, Rücktritt 

§ 95 

Annahme der Wahl, Rücktritt 

(1) lDer Wahlleiter hat die zu Gemeinderats- oder zu 
Kreistagsmitgliedern Gewählten sofort von ihrer Wahl 
schriftlich gegen Nachweis zu verständigen und 
gleichzeitig aufzufordern, binnen einer Woche zu er­
klären, ob sie die Wahl annehmen und bereit sind, den 
Eid gemäß Art. 31 Abs. 5 GO oder Art. 24 Abs. 4 LKrO 
zu leisten. 2Dabei sind sie darauf hinzuweisen, daß 

1. die Ablehnung der Wahl nur aus den in Art. 19 Abs. 2 
GO oder Art. 13 Abs. 2 LKrO angeführten Gründen 
zulässig ist, 

2. die Ablehnung binnen einer Woche nach der Auffor­
derung unter Angabe des Grundes dem Wahlleiter 
zu erklären ist und daß die Unterlassung einer Er­
klärung überhaupt oder die Ablehnung ohne Anga­
be eines ausreichenden Grundes in der gesetzten 
Frist als Annahme gilt, 

3. die Annahme der Wahl unter gleichzeitiger Erklä­
rung, zum Eid nicht bereit zu sein, als Ablehnung gilt 
und 

4. die Wahl nur vorbehaltlos angenommen werden 
kann. . 

3Die Verständigung der Gewählten und ihre Erklärung 
können bei der Gemeinde (für Landkreiswahlen beim 
Landratsamt) auch zur Niederschrift gegeben werden. 
4Der Wahlausschuß entscheidet über Ablehnungser­
klärungen; es ist zu prüfen, ob Gründe im Sinn des Art. 
19 Abs. 2 GO oder Art. 13 Abs. 2 LKrO vorliegen; Art. 19 
Abs. 3 Satz 2 GO oder Art. 13 Abs. 3 Satz 2 LKrO ist an­
zuwenden. SEine Ablehnungserklärung kann nur bis 
zur Entscheidung des Wahlausschusses widerrufen 
werden. 6Hält der Wahl ausschuß eine Ablehnung für 
unbegründet, so hat er festzustellen, daß die Wahl als 
angenommen gilt (Art. 35 Abs. 1 Satz 3 GWG). 7Hält er 
eine Ablehnung für begründet, so hat der Wahlleiter 
unverzüglich den Ersatzmann zu verständigen und zur 
Erklärung über die Annahme der Wahl und die Bereit­
schaft zum Eid aufzufordern. 8Der Ersatzmann kann 
nur nachrücken, wenn er zu diesem Zeitpunkt die 
Wählbarkeitsvoraussetzungen noch oder wieder er­
füllt. 

(2) lDer Wahlleiter hat den zum ersten Bürgermei­
ster oder den zum Landrat Gewählten sofort von sei­
ner Wahl schriftlich gegen Nachweis zu verständigen 
und gleichzeitig aufzufordern, binnen einer Woche 
schriftlich zu erklären, ob er die Wahl annimmt. 2Dabei 
ist darauf hinzuweisen, daß die Wahl als abgelehnt gilt, 
wenn innerhalb der Frist die Annahme der Wahl nicht 
schriftlich erklärt wird, und daß die Wahl nur vorbe­
haltlos angenommen werden kann. 3Ein zum ehren­
amtlichen ersten Bürgermeister Gewählter ist ferner 
darauf hinzuweisen, daß die Al;llehnung der Wahl nur 
aus den in Art. 19 Abs. 2 GO angeführten Gründen zu­
lässig ist; der Wahlausschuß entscheidet über eine Ab­
lehnungserklärung; Art. 19 Abs. 3 Satz 2 GO ist anzu­
wenden. 4Lehnt der Gewählte die Wahl ab oder gilt sie 
nach Satz 2 als abgelehnt, so finden binnen drei Mona­
ten nach den Grundsätzen der Art. 31 Abs. 2 oder Art. 
32 Abs. 1 GWG oder Art. 5 Abs. 1 LKrWG Neuwahlen 
statt. 

(3) Für den Rücktritt eines ehrenamtlichen Gemein­
deratsmitglieds oder eines Kreisrats nach Annahme 
der Wahl (Niederlegung des Amtes) gilt Art. 19 Abs. 4 
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GO oder Art. 13 Abs. 4 LKrO, für den des ersten Bür­
germeisters und des Landrats gelten Art. 19 und 20 des 
Gesetzes über kommunale Wahlbeamte. 

(4) Wenn während der Wahlzeit ein ehrenamtliches 
Gemeinderatsmitglied oder ein Kreisrat ausscheidet, 
ist für das Nachrücken eines Ersatzmannes Absatz 1 
entsprechend anzuwenden; an die Stelle des Wahllei­
ters tritt der erste Bürgermeister oder der Landrat und 
an die Stelle des Wahlausschusses der Gemeinderat 
oder der Kreistag. 

(5) lWenn nahe Verwandte im Sinn des Art. 31 Abs. 3 
GO bei Gemeinderatswahlen gewählt worden sind, 
entscheidet der Gemeindewahlausschuß auf Antrag 
des Gemeindewahlleiters vor der Verkündung des 
Wahlergebnisses unter Beachtung des Art. 31 Abs. 3 
GO darüber, wer als Gemeinderatsmitglied auszu­
scheiden hat. 2Die Entscheidung ist den Beteiligten ge­
gen Nachweis, den Vertrauensmännern der beteiligten 
Wahlvorschläge und der Gemeinde zu eröffnen. 3Die 
Person des Ersatzmannes ist festzustellen. 

Sechster Teil 

Nachwahlen, Neuwahlen, 
Nachholungs- und 

Wiederholungswahlen 
§ 96 

Nachwahlen 

(1) lWenn im Wahlprüfungsverfahren eine Gemein­
derats- oder Kreistagswahl unanfechtbar für ungültig 
erklärt worden ist, hat die Rechtsaufsichtsbehörde ei­
ne Nachwahl anzuordnen, die innerhalb von drei Mo­
naten nach Rechtskraft der Entscheidung stattfinden 
soll. 2Der Gemeinderat oder der Kreistag wird für den 
Rest der Wahlzeit neu gewählt; Art. 18 Abs. 2 Satz 2 
und Abs. 3 GWG sind anzuwenden. 3Die Wahlvorberei­
tungen-sind nur soweit zu erneuern, als das nach der 
vorgenannten Entscheidung erforderlich ist; liegt zwi­
schen der Rechtskraft der Entscheidung und dem ur­
sprünglichen Wahltermin mehr als ein Jahr, so ist das 
Wahlverfahren insgesamt zu erneuern. 4Wenn die 
Neuanlage der Wählerlisten von der Rechtsaufsichts­
behörde angeordnet worden ist, sind auch die Wahl­
vorschläge zu erneuern; die Wählerlisten können, an­
statt vollständig neu angelegt zu werden, auch nach 
dem Stand der Wahlberechtigten zur Zeit der Nach­
wahl berichtigt und erneut ausgelegt werden. 5Wenn 
die Wahlvorschläge nicht erneuert werden, sind die 
Bewerber zu streichen, die seit dem Tag der für ungül­
tig erklärten Wahl die Wählbarkeit verloren haben. 
6Wenn die Wahlvorschläge zu erneuern sind, ist der 
Übergang von der Mehrheitswahl zur Verhältniswahl 
und umgekehrt zulässig. 7Für das Verfahren gelten im 
übrigen die allgemeinen Bestimmungen. 

(2) lWurde die Wahl nur deshalb für ungültig erklärt, 
weil in einzelnen Stimmbezirken Wahlbestimmungen 
verletzt worden sind, so kann die Rechtsaufsichtsbe­
hörde die Nachwahl auf diese Stimmbezirke be­
schränken. 2Die Wahl ist dann auf Grund der alten 
Wählerlisten und der alten Wahlvorschläge vorzuneh­
men. 3Die Einteilung der Stimmbezirke-darf nicht ver­
ändert werden. 4Wahlberechtigte, die für die erste 
Wahl einen Wahlschein erhalten haben, werden bei 

der zweiten Wahl zur Stimmabgabe nur dann zugelas­
sen, wenn sie den Wahlschein in einem Stimmbezirk 
abgegeben haben, für den die Wahl wiederholt wird. 
5Das Gesamtergebnis der Wahl ist neu festzustellen. 

(3) lWenn im Wahlprüfungsverfahren eine Bürger­
meister- oder Landratswahl unanfechtbar für ungültig 
erklärt worden ist, hat die Rechtsaufsichtsbehörde ei­
ne Nachwahl anzuordnen, die innerhalb von drei Mo­
naten nach Rechtskraft der Entscheidung stattfinden 
soll. 2Der berufsmäßige erste Bürgermeister und der 
Landrat wird auf sechs Jahre, der ehrenamtliche erste 
Bürgermeister für den Rest der Wahlzeit des Gemein­
derats neu gewählt; für den ehrenamtlichen ersten 
Bürgermeister gilt Art. 18 Abs. 2 Satz 2 GWG entspre­
chend. 3Absatz 1 Sätze 3, 5 und 7 und Absatz 2 sind an­
zuwenden. 

§ 97 

Neuwahlen 

(1) lEndet die Tätigkeit des Gemeinderats oder des 
Kreistags vor Ablauf der Wahlzeit aus einem anderen 
Grund als durch Ungültigkeitserklärung der Wahl 
(Art. 18 Abs. 2 GWG, Art. 3 Nr. 1 LKrWG), so findet eine 
Neuwahl an einem Termin statt, der innerhalb der 
nächsten drei Monate liegen soll; die Rechtsaufsichts­
behörde ordnet die Neuwahl an. 2Das gleiche gilt, vor­
behaltlich des Absatzes 2, wenn der ehrenamtliche 
oder berufsmäßige erste Bürgermeister oder der 
Landrat während der Amtszeit aus einem anderen 
Grund als durch Ungültigkeitserklärung der Wahl 
ausscheidet (Art. 31 Abs. 2, Art. 32 Abs. 1 GWG, Art. 5 
Abs. 1 LKrWG) oder wenn ein für eines dieser Ämter 
Gewählter die Wahl ablehnt oder diese als abgelehnt 
gilt (Art. 35 Abs. 2 GWG). 3Steht in den Fällen des Sat­
zes 2 schon vorher fest, wann das Beamtenverhältnis 
des ersten Bürgermeisters oder des Landrats endet, so 
bestimmt die Rechtsaufsichtsbehörde einen möglichst 
noch innerhalb der letzten drei Monate der Amtszeit 
des ersten Bürgermeisters oder des Landrats liegen­
den Wahltermin; jedoch sind für den ehrenamtlichen 
ersten Bürgermeister Art. 18 Abs. 2 Satz 2 GWG, für 
den berufsmäßigen ersten Bürgermeister Art. 31 Abs. 2 
Satz 3 GWG und für den Landrat Art. 5 Abs. 1 Satz 3 
LKrWG zu beachten. 

(2) IFolgt einem ehrenamtlichen ersten Bürgermei­
ster ein berufsmäßiger erster Bürgermeister, der nicht 
zugleich mit dem Gemeinderat gewählt wird, so setzt 
die Rechtsaufsichtsbehörde den Wahltermin entspre­
chend Absatz 1 fest. 2Das gleiche gilt, wenn einem be­
rufsmäßigen ersten Bürgermeister ein ehrenamtlicher 
erster Bürgermeister folgt, der nicht zugleich mit dem 
Gemeinderat gewählt wird; Art. 18 Abs. 2 Satz 2 GWG 
gilt entsprechend. 

(3) Das Verfahren für Wahlen nach den Absätzen 1 
und 2 richtet sich nach den Bestimmungen für allge­
meine Gemeinde- und Landkreiswahlen. 

§ 98 

Nachholungs- und Wiederholungswahlen 

(1) IStirbt bei der Bürgermeister- oder Landrats­
wahl ein Bewerber nach der Zulassung der Wahlvor­
schläge, aber noch vor der Wahl, so findet die Wahl 
nicht statt (Art. 29 Abs. 1 Satz 2 GWG, Art. 4 Abs. 1 
LKrWG); der Wahlleiter hat die Wahl abzusagen und 
bekanntzugeben, daß eine Nachholungswahl stattfin­
den wird. 2Die Wahl wird zu einem Termin nachgeholt, 
der innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach dem 
Tag der ausgefallenen Wahl liegen soll; den Wahlter­
min setzt die Rechtsaufsichtsbehörde fest. 3Der Wahl-
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leiter bestimmt, bis zu welchem Zeitpunkt an Stelle 
des verstorbenen Bewerbers ein anderer benannt wer­
den kann; im übrigen ist bei der Nachholungswahl von 
der Einteilung der Stimmbezirke und den Wahlunter­
lagen (Wählerlisten, Wahlvorschläge) der ausgefalle­
nen Wahl auszugehen. 4Für das Verfahren bei der 
Nachholungswahl gelten die allgemeinen Bestimmun­
gen. 

(2) lScheidet ein Bewerber für eine Stichwahl durch 
Tod, Verlust der Wählbarkeit oder Rücktritt aus (Art. 
29 Abs. 5 Sätze 4 und 5 GWG, Art. 4 Abs. 5 Satz 3 
LKrWG), so findet eine Wiederholungswahl an einem 
Termin statt, der innerhalb einer Frist von drei Mona­
ten nach der ersten Wahl liegen soll; den Wahltermin 
setzt die Rechtsaufsichtsbehörde fest. 2Zur Wiederho­
lungswahl können neue Wahlvorschläge eingereicht 
werden. 3Für das Verfahren bei der Wiederholungs­
wahl gelten die allgemeinen Bestimmungen. 

Siebter Teil 

Zusammentreffen von Gemeinde­
und Landkreiswahlen mit einer 

Landtags- oder Bundestagswahl; 
Kosten der Wahl; 

Bekanntmachungen; 
Schlußbestimmung 

§ 99 

Zusammentreffen von Gemeinde- und 
Landkreiswahlen 

mit einer Landtags- oder Bundestagswahl 

Die Rechtsaufsichtsbehörden dürfen für Gemeinde­
oder Landkreiswahlen nur mit Zustimmung des 
Staatsministeriums des Innern einen Wahltermin be­
stimmen, der mit dem Termin für eine Landtags- oder 
Bundestagswahl zusammentrifft. 

§ 100 

Kosten der Wahl 

(1) ISämtliche Kosten einer Gemeindewahl trägt die 
Gemeinde. 2Hierzu gehören insbesondere die Kosten 
für die Bereitstellung des Wahlraums und für die Be­
schaffung und Herstellung der für die Wahl nötigen 
Gegenstände (z. B. Wählerlisten, Wahlkarteien, Wahl­
benachrichtigungen, Wahlbekanntmachungen,Stimm­
zettel, Wahlscheine, Wahlurnen, Abstimmungsschutz­
vorrichtungen), für die etwaige Vergütung der Dienst­
leistungen von Hilfskräften, ferner die Kosten für die 
Briefwahlunterlagen (§ 12) und die durch nicht freige­
machte Wahlbriefe entstehenden Kosten. 

(2) Die Kosten einer Landkreiswahl tragen die Ge­
meinden und der Landkreis anteilig, und zwar 

1. die Gemeinden die Kosten für die Bereitstellung des 
Wahl raums und für die Beschaffung und Herstel­
lung der für die Wahl nötigen Gegenstände (z. B. 
Wählerlisten, Wahlkarteien, Wahlbenachrichtigun­
gen, Wahlscheine, Wahlurnen, Abstimmungsschutz­
vorrichtungen), 

2. der Landkreis die übrigen Kosten, insbesondere für 
die Herstellung der Stimmzettel und der Briefwahl­
unterlagen (§ 12), für die Wahlbekanntmachungen, 
die etwaige Vergütung der Dienstleistungen von 
Hilfskräften und die durch nichtfreigemachte Wahl­
briefe und die Versendung von Wahlbenachrichti­
gungskarten und Briefwahlunterlagen entstehen­
denKosten. 

(3) ISind Gemeindewahlen mit einer Landkreiswahl 
verbunden, so trägt die Gemeinde die gesamten Ko­
sten der Gemeindewahl (Absatz 1) mit Ausnahme der 
Kosten für die Wahlbekanntmachung (§ 29 Abs. 2), die 
Kosten der Landkreiswahl· tragen Gemeinden und 
Landkreis anteilig nach Absatz 2. 2Jedoch hat die Ge­
meinde die Hälfte der Kosten zu tragen, die durch et­
waige Vergütung der Dienstleistungen von in der Ge­
meinde beschäftigten Hilfskräften entstehen. 3Die Ko­
sten für die Beschaffung und Herstellung der Wahl­
umschläge und der Wahlbriefumschläge sowie die 
Kosten der Versendung von Wahlbenachrichtigungen 
und Briefwahlunterlagen haben Gemeinden und 
Landkreis je zur Hälfte zu tragen. 

(4) Zehrgeld oder eine sonstige Aufwandsentschädi­
gung, die eine Gemeinde den Mitgliedern des Wahlvor­
stands freiwillig gewährt, hat sie selbst zu tragen; bei 
Landkreiswahlen und bei mit Gemeindewahlen ver­
bundenen Landkreiswahlen hat die Gemeinde gegen 
den Landkreis insoweit keinen Anspruch auf anteilige 
Kostentragung. 

§ 100a 

Bekanntmachungen 

1 Soweit im Rahmen von Gemeindewahlen eine orts­
übliche oder öffentliche Bekanntmachung. ohne nähe­
re Verfahrensbestimmungen vorgeschrieben ist, er­
folgt die Bekanntmachung durch öffentlichen An­
schlag oder Aushang an möglichst mehreren Stellen 
der Gemeinde oder entsprechend den Vorschriften, die 
für die Bekanntmachung von Satzungen der Gemein­
de gelten. 2Für Landkreiswahlen gilt Satz 1 entspre-, 
chend. 

§ 101 
Inkrafttreten .) 

Diese Wahlordnung tritt am 1. Januar 1978 in Kraft. 

.) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten der Verordnung in der Fas­
sungvom 15. September 1977 (GVBI S. 612). Der Zeitpunkt des Inkrafttre­
tens der späteren Änderungen ergibt sich aus der Anderungsverordnung 
vom 17. November 1983 (GVBI S. 1020). 
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Anlage 1 (zu § 2) 

Gemeinde: .............................. h •••••••••• ••••••••••••••••••••••••••••••••••• • ••••••• 

Stimmbezirk Nr.: ..................................................................... . 

Wählerliste 
Betrifft: ............................................................................................... -Wahlam ................................................................................................ 19 .................. . 

Vermerk über die Stimmabgabe in Spalte ...................... . 

Die Wählerliste wurde am .................................................................................................................................................. fertiggestellt und wird 

nunmehr in der Zeit vom ........................................................................ bis ........................................................................ ausgelegt . 

............................................................................................................. • den ............................................................................................................ 19 .................... . 
(Ort) 

Gemeindebehörde: 

(Dienstsiegel) 
(Unterschrift) 

Die Wählerliste wurde nach ortsüblicher Bekanntmachung vom ........................................................................................ 19 ................ . 

bis zum ....................................................................................................... 19 ................... einschließlich zur öffentlichen Einsicht ausgelegt. 

In der Wählerliste sind für die ................................................................................ -Wahl ........................................ Wahlberechtigte gültig 
eingetragen. ohne den Vermerk "W" . 

............................... ~ .............................................................................. den ............................................................................................................. 19 .................... . 
(Ort) 

Gemeindebehörde 

(Dienstsiegel) 
(Unterschrift) 

Nach dem Abschluß der Wählerliste sind für die ................................................................................................................................ -Wahl für 

.................................................................................... Wahlberechtigte nachträglich Wahlscheine ausgestellt und ist in der für den Ver­
merk der Stimmabgabe vorgesehenen Spalte der Vermerk "W" eingetragen worden. 

Hiernach verbleiben für die ............................................................................... -Wahl ....................................... gültig eingetragene Wahl-
berechtigte ohne den Vermerk "W" . 

............................................................................................................. • den ......................... : ................................................................................... 19 .................... . 
(Ort) 

Gemeindebehörde: 

(Dienstsiegel) 
(Unterschrift) 

Tag I Monat I Jahr 
CI> 

Wohnort "'~rIl 
Ud. drlld CI> 

Nr. Zuname Vorname oder .Qj .Qj .2l d .. ..0 

der Geburt Wohnung e .. rIl .~ Cl>as 
Bemer-.oe tIO d CI> "'tIO 

CI> ", .~ .2l Z .oe..o kungen öd§as .. .. as 
~j ~ g~ CI> e 

der Stimmberechtigten E e "'e"'~o .~ as CI> .~ 

.s~~C'?...., >00 
1 2 3 4 5 6 7 8 
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'1S! UaJ4eMaqnZJne 14eM4:l!lS a6!eM1a aUla Jm 
6un6!14:l!J4:leuaQI4eM a!p gep 'S!aMU!H JaUa6eJ1a64:leU 

ladw91S l!W J9pO J9PI:lnJpa6u!9 U!a1S! 6!sS@lnz 'e: 
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JnZ 6un6114:l!J4:leuaQI4eM 

: 6un6!14:l!J4:Jeuaa alP 19.nel 
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........................................................................................................................................................................................................................ 

neJ~ / UJJaH 
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ll'l8zeq J'I!!qee 

j ua4:J!9J1S sapUaU9JlnZll.P!N (. 
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-lwel4eM -apU!9Waü 
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........................................... wap '6BlUUOS WB 
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148MJalS!awJa6JOB/-JalS!aWJa6JOqJaqo JnZ 

6 U n 6! 14::1!J4::18 U aq 14 8 Nt 

jUaUululqB l'l:JIN 

Nicht abtrennen I 

Sehr geehrte Wählerin, sehr geehrter Wähler I 

Sie $ind in der Wählerliste eingetragen und können im angegebenen Abstimmungsraum wählen. Diese Wahlbenach­
richtigung berechtigt nicht zur Stimmabgabe in einem anderen Abstimmungsraum. Wenn Sie in einem anderen Stimm­
bezirk Ihres Wahlkreises oder durch Briefwahl wählen wollen, benötigen Sie einen Wahlachaln. Voraussetzung für 
die Erteilung eines Wahlscheins ist, daß einer der im Wahlscheinantrag (siehe Rückseite) genannten Gründe vorliegt. 
Bitte nur in diesem Fall den Wahlscheinantrag ausfüllen und in einem franklarten Br1efumschlag ( ............... -Pf.-Briefmarke) 
an das angegebene Wahlamt möglichst frühzeitig einsenden. Der Antrag kann auch mündlich gestellt werden, nicht aber 
fernmündlich. 

Wahlscheinanträge werden nur bis zum .................................................................. 15 Uhr, entgegengenommen. 

Wahlscheine und Briefwahlunterlagen werden zugesandt. Sie können auch beim Wahlamt abgeholt werden. 

Wer den Antrag für einen anderen stellt, muß durch Vorlage einer schr1ftllchen EInzeivollmacht nachweisen, daß er dazu 
berechtigt ist. Von dringenden Ausnahmefällen abgesehen, können hierzu nur nahe Familienangehörige bevollmächtigt 
werden. 

Auf die öffentlich angeschlagene Bekanntmachung über die Auslegung der Wählerliste (Wahlkartei) wird im übrigen 
verwiesen. 

Diese Wahlbenachr1chtlgung bitte zur Wahl mltbr1ngen und den Personalausweis bereithalten I 

(; ZIBS c: 'sqv; § nzl ~ e6BIUY 

~W 15 OH 'PUIW 14:JIMa5Jalded 

(9:) NIO = W:J v' ~ ~ x G'9~ nz slq allle4UalJe~laddoo all 

aliaSJapJo/\ 

&861/&& ·.IN llelqsaunup.IO.IaA pun -Zlasan saq;)spaÄeg 6801 
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noch Anlage 2 

Rückseite 

Nur In frankiertem Umachlallabaenden (Brlefllebühr) 

An die 
Gemeinde ..................................................................... . 

Antrag auf Ertellung eines Wahlscheins 

I Zutrltt...deI bitt •• nkreuz", 0 oder In Drucklehr1ft .u.fül.... I 
Ich beantrage die Erteilung eines Wahlscheins-für 

Familienname 

Vornamen 

Wohnung (StraBe, Hausnummer, PLZ, Ort) 

W.hlKheln.ntr'lI nur .uetlllItIn. u",-hr"lMIn und 
..... nd .... _nnS'- nicht Inlh ..... 
Abetimmung.Iok.I. lNHICIam In .Inam .nd.r.n 
StImmbezirk Ih ... W.hlkrel_ od.r durch 
BrIeIw.hl ... h .... woIl.n. 

Wer den Antrag für "nen .nderen ....... mua durch 
VorIege"ner • ehr 1ft II eh. n Elnz.lYollm.cht 
nec ....... n. d.a er dazu berechtigt .... 
Im Regelt.1I kllnnen nur n.h. F.mlll .... nll.hörill. 
bevollmilchtillt _rden. 

Geburtsdatum 

Ich versichere. daß einer der nachstehend aufgeführten Gründe für die Erteilung eines Wahl­
scheins gegeben ist: 

1 D Abwesenheit am Tag der Stimmabgabe aus triftigem Grund: 
(kurz den Grund angeben) 

Verlegung der.Wohnung ab dem ........ ..... ................................................... in einen anderen Stimmbezirk 
(22. Tag vor der Abstimmung) 

Krankheit oder körperliches Gebrechen 

DerWahlschein 

D und die Brietwahlunterlagen DOhne Brietwahlunterlagen 

D 
D 

- soll(en) an meine obige Anschrift geschickt werden 

- soll (en) an mich an folgende Anschrift geschickt werden 
(Vor· und Familienname, StraBe, Hausnummer, PLZ, Ort) 

- wird (werden) abgeholt. D Der Wahlschein kann durch dan Stimmberechtigten persönlich oder durch nahe Familienangehörige abgeholt werden. 
Andere Personen können den Wahlschein nur in dringenden Ausnahmefällen und nur dann abholen, wenn die Zusendung 
an den Stimmberechtigten auf dem Postweg nicht oder nicht rechtzeitig erfolgen kann. Nahe Familienangehörige und an· 
dere Beauftragte müssen durch schriftliche Einzelvollmacht nachweisen, daB sie zur Entgegennahme berechtigt sind. 

Ort. Datum 

Für amtliche Vermerke 

Sperrverrnerk "W"lm WlhlerYerz . 
• Ingetragen : 

Hr. d •• W.hllCh.lna: 

Unterschrift 

Untert'lIen .bg ••• nett '.ulII.hilndlgt: 
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Anlase2a(zu§ 10) 

Vor Kennzeichnung des !der Stimmzettel bitte Rückseite beachten! 

GR-Wahl I Bgm-Wahl 

r Nichtzutreffendes .... 
streichen ..... 

KT-Wahl I LR-Wahl 
Herr / Frau 

(Straße, Haus-Nr.) 

Wahlschein N r . ...................................................... , ...................... . 
(PLZ,Ort) 

L ~ 

geboren am 

zur Wahl des Gemeinderats/ersten Bürgermeistersl) 

zur Wahl des Kreistags/Lan~ratsl) 

am ................................................................................................................................ .. 

Nur auszufüllen, wenn Versandanschrift nicht mit der Wohnung übereinstimmt: 

wohnhaft in (Straße, Haus-Nr., PLZ, Ort) 

kann gegen Abgabe dieses Wahlscheins 

1. unter Vorlage eines Personalausweises 
durch Stimmabgabe in einem beliebigen Stimmbezirk der Gemeinde! des Landkreises1) 

oder 
2. durch Briefwahl 

seine!ihre Stimme abgeben. 

Ort,Datum 

• •••••••••••••••••••••••• ••••• • •• •••••• •• • •••••••••••••••••••••••• • 1 ............................................. ................ . 

Die Gemeinde (Dienstsiegel) 

Verlorene Wahlscheine werden nicht ersetzt! 

Nur für die Briefwahl 
, 

Eine Stimme ist bei der Briefwahl nur gültig, wenn der Stimmberechtigte die nachstehende eidesstattliche Versicherung un­
ter Angabe des Ortes und Tages unterschrieben hat. 

Wer vor einer zur Abnahme einer Versicherung an Eides Statt zuständigen Behörde eine solche Versicherung falsch abgibt, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu 3 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft (§ 156 Strafgesetzbuch). 

Eidesstattliche Versicherung zur Briefwahl 

Ich versichere gegenüber der Behörde, der ich diesen Wahlschein mit den Briefwahlunterlagen einreiche, an Eides Statt, daß 
. ich den!die beigefügten Stimmzettel persönlich - gemäß dem erklärten Willen des Stimmberechtigten') - gekennzeichnet 

habe. Ich weiß, daß die Abgabe einer falschen Versicherung an Eides Statt gemäß § 156 des Strafgesetzbuches strafbar ist. 

Ort,Datum 

(Vor- und Familienname) 

1) Nichtzutreffendes streichen 
') Bei Kennzeichnung durch eine Vertrauensperson 
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noch Anlage 2a 

Rückseite 

WIe Ist bei der Brlefwehl zu verfehren? 

Wer durch Briefwahl wählen will . 

kennzeichnet persönlich den/die Stimmzettel (nur wer wegen Schreibunkenntnis oder durch ein körperliches Gebrechen an 
der persönlichen Kennzeichnung des/der Stimmzettel gehindert ist, kann sich einerVertrauensperson bedienen) 

- legt den/die Stimmzettel :" nicht aber den Wahlachelnl- in den amtlichen Wahlumschlag. verschließt diesen 

steckt den so verschlossenen amtlichen Wahlumschlag in den amtlichen hellroten Wahlbriefumschlag. unterschreibt die um­
stehend vorgedruckte eidesstattliche Versicherung (oder läßt sie durch die Vertrauensperson unterschreiben) 

- steckt sodann den Wahlschein ebenfalls in den hellroten Wahlbriefumschlag und verschließt den Wahlbrief. 

Die Stimmabgabe Ist ungültig. wenn der Wahlschein fehlt oder sich in dem nur für den/die Stimmzettel bestimmten 
Wahlumschlag befindet. 

Der Wahlbrief ist so rechtzeitig zur Post zu geben, daß er spätestens am Wahltag bis 1ß Uhr bei der auf dem Wahlbrief angegebe­
nen Behörde eingeht. DerWahlbrief kann bei dieser Behörde auch abgegeben werden. 

Wenn der Wähler vermeiden will, daß sein WahlbrIe' zu apiIt eingeht, muß er ihn bei Beförderung im Fernverkehr splltestens am 
Frelt.g vor der Wahl bis mittags, bei entfernt liegenden Orten möglichst noch früher und bei Beförderung im OrtsverlIehr späte­
stens am Bllmatag vor der Wahl bis mittag., zur Post geben. 

Der Wahlbrief braucht, wenn er im Bundesgebiet oder in Berlin (West) zur Post gegeben wird, nicht freigemacht zu werden ; dies 
hat bereits die Gemeinde getan. 
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Anlage3(zu§ 12) 

(Vorderseite des hellroten Wahlbriefumschlags) 

~ ..., 
"'" ~ ..c: 
"0 
III ..; I'l 

.~ :z: Q) 

S .>:: 
Q) ... 

.~ 

Wahlbrief 
~ N 

Q) 

~ .0 

Q) S 
:> S 
lcV 

.~ ..., 
:"0 ff) 

:I'l Landratsamt 
~ 'E) 
lS 
:Q) 

lö l- i.; 
Q) 

S 
S 

CI) ;:l 

Stadt/ Markt/ Gemeinde1) 

- I'l -Q) I'l ..., 
.~ 

III Q) 
Q) ..c: 
.0 0 
~ III 
b.O -III ..c: 
;:l ~ . 

<t: ::: 1) Der Wahlbrief ist von der Behörde, die ihn herstellen läßt, zu adressieren. 
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Anlage 9 

(Aufdruck des Gemeindesiegels) 
(Musterstimmzettel für die Wahl des 
ersten Bürgermeisters. wenn nur ei n 
gültiger Wahlvorschlag vor li egt) 

Stimmzettel zur Wahl des ersten Bürgermeisters 

in .. ..... .. .. ................ : .. ... ....... ..... ....... .. ........... .... ......... ........................... ........ .... .................. am ............. ................ ................... .. ......... ..................... . 
(Name der Gemeinde oder Stadt) 

Entweder 
den vorgeschlagenen Bewerber ankreuzen: 

Kennwort : .......... .......... .. .. .. .. ............ HolzhauaerJoaef, Landwirt, Wohnung 

oder 
eine andere wählbare Person 

nachstehend handschriftlich benennen: 

Erster Bürgennelater aoll werden: 

Familienname Vomame 

Beruf Wohnung 

Bei unveränderter Abgabe des Stimmzettels ist der vorgedruckte Bewerber gewählt 

(§ 51 Abs. 1 Satz 3 GWO) ! 

(Aufdruck des Gemeindesiegels ) 

Anlage 10 
(Musterstimmzettel für die Wahl des 
ersten Bürgermeisters, wenn die Wahl 
ohne Vorliegen eines gültigen Wahl­
vorschlags durchgeführt wird) 

Stimmzettel 
zur Wahl des ersten Bürgermeisters 

I n .................................................................................. am ................................................................................ . 
(Name der Gemeinde oder Stadt) 

Erster Bürgermeister 

soll werden: ...................................................................................................................................................... . 
(Familienname, Vorname, Beruf, Wohnung) 

o 

, 
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Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 33/1983 

(Aufdruck des Siegels 
des Landratsamts) 

Auf diesem Stimmzettel nur 
ein e n Bewerber ankreuzen! 

Stimmzettel 

Anlage 12 
(Musterstimmzettel 'für die Wahl des 
Landrats, wenn mehrere Wahlvor­
schläge vorliegen) 

zur Wahl des Landrats 

im Landkreis ...................................................................... am .................................................................... .. 

1 /" 
Kennwort: Engel Johann, Landrat, Wohnung 

......•......•.....•...•...... '- ../ 
2 

0 Kennwort: Ostler Willy, Landwirt, Wohnung 
.............................. 

3 

0 Kennwort: Meister August, Schlosser, Wohnung 
. ........... ......... u . ...... 

4 

0 Kennwort: Zorn Konrad, Angestellter, Wohnung 
.............................. 

5 

0 Kennwort: Lipp Josef, Sattlermeister , Wohnung 
.............................. 
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Anlage 13 
(Aufdruck des Siegels 

des Landratsamts) 
(Musterstimmzettel für die Wahl des 
Landrats. wenn nur ein gültiger 
Wahlvorschlag vorliegt) 

Stimmzettel zur Wahl des Landrats 

im Landkreis .................................................... ....... ... .. .................... .......................... am ...... .... ........... ... .... .......................................... ........... . 

Entweder 
den vorgeschlagenen Bewerber ankreuzen: 

Kennwort: ..... ..... .. ....... ..... ................ Müller Konrad, Angestellter, Wohnung 

oder 

eine andere wählbare Person 
nachstehend handschriftlich benennen: 

Landrat soll werden: 

Familienname Vomame 

Beruf Wohnung 

Bei unveränderter Abgabe des Stimmzettels ist der vorgedruckte Bewerber geWählt 
(§51 Abs.1 Satz 3 GWO)! 

(Aufdruck des Siegels 
des Landratsamts ) 

-Anlage 14 
(Musterstimmzettel für die Wahl des 
Landrats, wenn die Wahl 0 h ne 
Vor I i e gen eines gültigen Wahl­
vorschlags durchgeführt wird) 

Stimmzettel zur Wahl des Landrats 

im Landkreis ................................................................................ am ........................................................... . 

Landrat soll werden: ...................................................................................................................................... . 
(Familienname, Vorname, Beruf, Wohnung) 

o 
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(Aufdruck des Siegels 
des Landratsamts) 

Anlage 15 
(Musterstimmzettel für die Land­
rats-Stichwahl) 

Auf diesem Stimmzettel nur 
ein e n Bewerber ankreuzen! 

Stimmzettel 
zur Landrats-Stichwahl 

im Landkreis .................................................. am ................................................. . 

Engel Johann, Landrat 
Wohnung 
Kennwort: ................................. . 

o 
Zorn Konrad, Angestellter 
Wohnung 
Kennwort: ...................................... . 

o 
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Anlage 16(zu§ 71 Abs. 6 Satz 1) 
Wahl des Bürgermeisters/Gemeinderats') 
der Gemeinde .................................................................................................. . 

Wahl des Landrats/Kreistags') 
des Landkreises ............................................................................................. . 

am ........................................................................................................................... . 

Mitteilung 

An den 

Herrn Wahlvorsteher des Stimmbezirks Nr ......... ; ..... . 

Vom Briefwahlvorstand wurden 

............................... Wahlumschläge 

in die Briefwahlurne gesteckt. 

Der Briefwahlvorsteher 
Der Stellvertreter2) Der Schriftführer 

....................................................................................................... 

Anlage 17 (zu§ 71 Abs. 7 Satz 2) 

Wahl des Bürgermeisters/Gemeinderats' ) 
der Gemeinde .................................................................................................. . 

Wahl des Landrats/Kreistags') 
des Landkreises ............................................................................................. . 

am ........................................................................................................................... . 

Empfangsbescheinigung 

Ich bescheinige hiermit, vom Briefwahlvorstand empfangen zu haben: 

a) eine verschlossene Briefwahlurne und 

b) eine Mitteilung über die Zahl der in der Briefwahlurne befindlichen Wahlumschläge gemäß der 
Anlage 16 zur GWO. 

Der Wahlvorsteher 
Der Stellvertreter2) 

des Stimmbezirks Nr . ............................... . 

1) Findet nur eine Wahl statt, ist Nichtzutreffendes zu streichen. 
2) Nichtzutreffendes streichen! 
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